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AI B-Aktuell: Antii nterventionsfront zu Mittelamerika 
Einmal mehr büräftigtc Anfang Februar dJ. Alexander 
Haig für die Reagan-Administration ihre Entschlossenheit, 
"alles Notwendige zu tun", um einen Sturz des s'a1vadciria­
nischen Regime.s durch die Guerilla abzuwenden und den 
von Nikaragua und Kuba ausgehenden "Gefahren" ftir Mit­
leiamerika zu begegnen. Auf Befragen des Außenpolitischen 
Senatsausschuues hin, ob die Aussage A. Haig' auch die: 
Möglichkeit einer US-Truppc:ninlervention mit einschließe, 
antwortete Larry Spc:aks, der Sprecher des Weißen Hauses: 
,Ja, so ist cs." 

Fün erSie ordnete R. Reagan cine erneute dramatische Aus­
weitung der US-Militärhilfe ftir die salvadorianischc:Junta an 
(siehe: EI-Salvador-Beitrag in diesem Heft). Gegen Kuba. die 
"Quelle" aller Unruhe in der Region. und "seinen jüngsten 
Alliierten Nikaragua" mochte Außenminister Haig auch 
künftig militärische Optionen oder Intcrventionsakte nicht 
ausschließen. 
Sein Unterstaatssekretär ftir Laleinamerika-Angelegenheiten, 
Thomas O. Enden; begründete dies so: "Es ist kein IlT!Um 
darüber möglich, daß in EI Salvador die Enucheidung.t­
schlacht rur Mittelamerika im Gange in. Wenn nach Nikara­
gua auch EI Salvador von einer gewalttätigen Minderheit 
gekapert würde, wer würde dann in Mittelamerika nicht in 
Furcht leben? Wie lange würde es dauern, bevor größte stra­
tegische Interessen der USA - der Panamakanal, Seewege, 
Olvenorgung - geflihrdet würden?" (International Herald 
Tribune, Zürich, 4.2.1982) 
Unterdessen streut man in Washington stetig neue Lügen­
geschichten aus, mit denen ein vermeintlicher kubanisch­
nikaraguanischer Export der "Subversion" nach EI Salvador, 
Guatemala, Honduras, Kolumbien usw. ausgewiesen werden 
5011. Im letzten Quartal 1981 brachte man die Fabel in Um­
lauf, ein Kontingent kubanischer Kampf truppen (500·600 
Elitesoldaren) sei über Nikaragua auf salvadorianisches Terri­
torium vorgedrungen und habe dort in die Kämpfe einge. 
griffen. 
Zwischenzeitlich beschuldigte man die Sandinistas, rund 
3.000 kubanische Militärberater ins Land geholt zu haben. 
Und im Januar d.]. schoben die Mafiosi in WlI5hington dll5 
Schauermärchen nach, Kuba mache mit den internationalen 
Drogenhändlern Geschäfte, um so seine Waffenlieferungen 
an die lateinamerikanische Guerilla (darunter der kolum­
bianischen M.19) zu erleichtern. 
Der Sinn dieses Unsinns: Indem den Revolutionsregierungen 
Nikaraguas und Kubas ständig Interventionsakte gegen EI 
Salvador oder Expansionsabsichten angedichtet werden, 
kann das fortschreitende Eingreifen der USA in das salva­
dorianische Kriegsgeschehen bemäntelt werden. Obendrein 
kann man den Befreiungskampf in EI Salvador immer wie­
der als Vorwand heranziehen, um Schläge gegen Nikaragua, 
Kuba, Grenada, die guatemaltekische Befreiungsbewegung 
und andere revolutionäre Kräfte der Region zu rechtfertigen 
(siehe auch A.1. Bamos in A1B-Sonderheft 1/1982). 
Wie eine am 12. Januar dJ. in Managua aufgedeckte Ver­
schwörung gegen Nikaragua aufs neue verdeutlichte, belas­
sen es die Reagan-Administration und ihre Verbündeten 
nicht bei Drohungen. Das Umsturzprojekt, das von einer 
15.Mann·Gruppe um William Baltodano Herrera vorbereitet 
wurde, sah zum Auftakt die Liquidierung von Sandinista­
fUhrern, die Zerstörung der einzigen Raffinerie und des 
größten Zementwerks des Landes vor. 

Die Ermittlungen von Innenminister Toma. Borge ergaben, 
daß u.a. Regierungsvertreter Argentiniens, Venezuelas, Hon­
duras', EI Salvadors und der USA (Th. EndersI), sodann 

Somoza-Gardüten und Führer der bürgerlichen Opposition 
Nikaraguas (Alfonso Robelo!) in den Umstunplan ver­
wickelt waren. T. Borge unterstrich, daß es sich um eine 
größerangelegte Verschwörung handele, die vom e IA initi· 
iert und angeleitet worden sei. 
Diese Annahme wurde durch die Enthüllung eines Geheim­
planes des Nationalen Sicherheitsrates der USA, der von R_ 
Reagan abgesegnet ist, durch die Washington Post Mitte 
Februar d.J. voll und ganz bestätigt. Die US·Planer begrün­
den darin ihr Vorhaben, die sandinistiscb geftihrte Regierung 
Nikaraguas zu stür.ten, damit, daß dann der bewaffneten 
Befreiung in Mittelamerika der Boden entzogen sei. 
Dies alles macht deutl ich, daß die US-Intervention in MitteI­
amerika längst im Gange und eine Kriegseskalation in der 
Region eine reale Gefahr ist. Um sie aufzuhalten, bedarf es 
massiven internationalen Drucks. Es bedarf einer Antiinter· 
ventionsbewegung gerade auch in der Bundesrepublik, der 
als Topverbündeter der USA Gewich t zukommt. 

Zietri chtung: gegen die US·Einmischung 

Eben dll5 ist das Anliegen eines Kongresses gegen die Inter· 
vention in Zentralammka, der vom 18.·21. März. 1982 in 
Münster von den Solidaritätskomiteel zu Nikaragua, EI Sal­
vador und Guatemala verans taltet und von einem denkbar 
breiten bundesdeutschen Spektrum unterstützt wird , 
In der von den Veranstaltern zugrundegelegten Plattform 
"Mittelamerika: Für das Recht der Völker auf Selbstbe­
stimmung und Frieden. Gegen US-Einmischung" heißt es: 

"Die SilUation in Minelamerilr.a em:gt mehr und mehr Besorgnis. In 
EI Salvador und Guatemala pnlllliziercn Militäm:gime den offenen 
Völkennord. Auch in Hondur-as wächst die Repression gegen die 
Bevölkerung. Die Regierull3 des Wiederaufbaus in Nilr.antgUa sieht 
sich wachsendem Druck von außen gegenüber. Die interventionisti· 
sehe Politik der USA richtet sich jedoch nicht nUf gegen diele Län· 
der, .ondern gegen die gesamte zentralamerikanische Region und die 
K:aribik - hier vor allem gegen Kuba und Grenada. Diese Region 
wird von den USA traditioneU ab 'Hinterhof' anaesehen. 
Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika hat in der leu­
ten Zeit ihre Unterstützung ftir die Militärrcgime in Mittelamcri1r.a 
drutisch verstärkt - eine Untentützung. die !ich nicht nUf auf mili­
tirischer, .ondem auch auf wirtschaftlicher und politischer Ebene 
vollzieht. Die USA dnd fiir die in EI SalvMior, Guatemala und Hon· 
d\1l3.5 herrschenden Kbssen der einzige Guant für die Aufrcchterhal­
tung der beuchenden Strukturen die für die Bevölkerung AmIut und 
Unterdrückung bedeuten.( ... ) 
Um die US-Intervention zu .toppen, ilt eine mögüchst breite Soüda· 
ritit hier und weltweit erforderlich. Unlere Forderungen basie-rcn auf 
dem Recht der Völker, ihr Schicksal selbst zu bestimmen und sich 
von ELend und Unterdrückung zu befreien. Weil e. um die Befreiung 
der Völker in Mittelamerilr.a geht, lauten unsere Forderungen an die 
Bundeucgierung: 
• die wiruchaftlichen und diplomatilChen Beziehungen zu den Mili· 

titregimen in Guatemala und Honduras abzubrechen: 
• im Rahmen der internationalen Bemunungen zur politischen 

Lö,uDl des Konflikts in EI Salvador offizieU beizutragen und du 
Bündnil der nationalen Befreiungsfronten FMLN und FDR, die 
ein Konzept politischer Lösung unter Beteiligung aller benach­
teil~en Bcvölkcrunguchichtcn anstreben, als rcpräsc:nbtivc poli· 
tilChe Kraft anzuerkennen, wie du bereits die Rcgicnmgen von 
FrankIeich, Mexiko, den Niederlanden und 97 weiteren Stillten 
der Blockfreien Bewegung getan habc:nJ 

• Nik.aragua verstä.tkt, ohne politische Bedingungen, wirtKhaftlich 
zu untentiltun: 

• folgenden Fortkrungen der US·Regierung gegenüber Nachdruck zu 
verleihen: 

• den Militäljuntu in EI Salvador und Guatemala keine weitere 
Untentützung zu gewähren: 

• ,ich nicht in den hozeß deI Wiederaufbaus in Nilr.angua einzu· 
milChen: keine Embaqos; AuflösuDi der Ausbildunpcamp. von 
Exil-5omozisten; Aufhebung der Krediupcm:n." 
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Karibik 
RainerFalk 

Krisenzentrum Karibik 
"Die Karibikbuel Grenada wird VOft totalitänn MarxiJten kontrol­
liert; kubaniJCM 8en.~r bilden dort zur Zei t GuenU. rw- lubvenivc 
Titigltc itcn gegen andere Linde, wie beispicbweite den dcmokn­
tilChen Nacbbantut von Grenada, Trinidad u..nd Tobago, aUI. In EI 
SaJvador ~rhindem toWitirc maniuucbe Revolutionäre, die von 
Havanna und MOlkau untcntülzt werden, den Aufbau einer demo­
batiK''': n Regie .... ",. 
Müucn wi r zuJUHn, daß alk - Gn:nada, Nic.angua, EI Salvador -
weiten:, 'Kubu' werden. neue VOrpOltcn ror .owjetikhc Kampfbrip.­
den? Wird der nic:b.tc St08 der Achse Mo.kau-Havanna nach Nor­
den in Ricbluns Guatemala und V()ß da aUI nach Mniko, und nach 
Süden bis COita Rica und Panama gehen? ,,1 

Diese ebenso primitive wie aggressive Sicht des US·Präsiden­
teD Ronald Reapn ist symptomatisch rur die Schreckens· 
vision, die die Washingtoner Machthaber angesichts der 
jüngsten politischen Entwicklungen in ihrem traditionellen 
"Hinterhof" befallen hat. Seit im Män 1979 auf Grenada 
die New-jewel-Bewegung Maurice Bishops an die Macht kam 
und kurze Zeit später in Nikaragua die Sandinistische Front 
der Nationalen Befreiung (FSLN) siegte, herrscht in den 
USA Alarmstimmung. 
Für "Unruhe" sorgten dort auch gewisse weitere, inzwischen 
freilich teilweise wieder revidierte Linkstendenzen auf St. 
Lucia und Dominika, die im juli 1979 zusammen mit Gre­
nada zur Formulierung einer gemeinsamen antiimperialisti­
schen Plattform dreier wichtiger Inselstaaten der Kleinen 
Antillen ftihrten. 2 Dies gilt ferner flir die drohende revolu­
tionäre Zuspitzung in weiteren Ländern Mittelamerikas, be­
sonders in EI Salvador und Guatemala. Und schließlich ge­
rieten selbst "gemäßigte" und in sich äußerst widersprüch­
liche politische Modelle wie der "kooperative Sozialismus" 
F. Burnhams in Guyana und der eher dem "demokratischen 
Sozialismus" orientierte Kurs M. Manleys auf jamaika in 
Verdacht. Die Karibik wurde - so in der Sicht der Verfasser 
des Dokumentes von Santa FeP (Ausschnitt in AlB 2/ 1982, 
S. 12126) - kurzerhand zum "marxistischen Meer", das von 
"erstarkten Sowjets bevölkert und durch sozialistische Staa­
ten eingegrenzt" werde. DaJ Schlagwort von der .,Kubani­
sierung" der karibisch·mittelamerikanischen Region machte 
die Runde. 

"Kubanisierung" der Region? 

So dramatisiert und überspitzt diese Szenarios auch sein 
mögen, so unrealistisch das dahinter stehende Erklärungs­
muster von einer 50wjetisch-kubanischen "Verschwörung" 
und "Außensteuerung" auch ist. Der rationale Kern der US­
amerikanischen Ka5Sandrarufe besteht darin, daß die regio­
nalen Entwicklungstendenzen seit Ende der 70er jahre 
einen Erosionsprozeß des "interamerikanischen Systems" 
markieren, in dessen Gefolge die einst unangefochtene Vor­
machutellung des US-Imperialismus ins Wanken geraten ist. 
Dazu muß selbst noch gerechnet werden, daß vor allem im 
Zuge des Olbooms mh Mexiko und Venezuela zwei 
"Schwellenmächte" durchaus eigenständige regionale Ambi­
tionen entwickeln, die _ obzwar unterschiedlich motiviert 
und nuancie~t die Kräfteverhältniue zuungun5ten 
Washingtons verschoben haben. 
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Auch der seinem Ende entgegengehende Entkolonialisie­
rungqJrozeß in den britischen Restbesitzungen (zuletzt Be­
lize4 und Antigua und Barbuda5 ) sowie der angesichu der 
programmatischen Eigenansprüche der neuen Pariser Regie. 
rung auf Dauer kaum aufrechtzuerhaltene Status der fran­
zösischen Besitzungen Guadeloupe und Martinique bergen 
ftir Washington Momente der Instabilität. 
Diese höchst unterschiedlichen Faktoren erkläre.n zusam­
mengenommen die aktuelle Schwerpunktsetzung der US­
Außenpolitik auf die karibische Region, die als geogra­
phisch-politische Einheit von den Bahama-Inseln im Norden 
über die Großen Antillen (Kuba, Haiti/Dominikanische 
Republik und Puerto Rico) und die Kleinen Antillen bis zu 
den südamerikanischen Anrainerländern Surinam, Guyana, 
Venezuela und Kolumbien reicht, und die im Westen be­
grenzt wird von den Staaten der mittelarnerikanischen Land­
brücke (Panama, Kostarika, Nikaragua, Honduras, EI Salva­
dor und Guatemala) sowie Belize und der mexikanischen 
Halbinsel Yukatan. 6 

Dieser heterogene Raum des karibischen Beckens von über 
20 Staaten ist ftir den US-Imperialismus von außerordent­
licher ökonomischer und politisch-strategischer Bedeutung: 
In der Region konzentrieren sich 1/3 aller US·Direktinvesti· 
tionen in Lateinamerika. Der Umfang des Handels mit der 
Region (ausgenommen Mexiko) beläuft sich auf 16 Mrd 
Dollar pro jahr. Der ftinftgrößte US·Handelsparrner Mexiko 
eniehe 1979 mit den USA ein Handelsvolumen von allein 
18,7 Mrd Dollar. 
Das karibische Becken ist die wichtigste US-QueJle ftir Roh· 
stoffimportc:. in der wenlichen Hemisphäre: "Mexiko ist ftir 
die USA der zweitwichtigste Lieferant von Silber, Zink, 
Gips. Antimon, Quecksilber, Wismuth, Selenium, Barium, 
Rhenium und Blei. Mit seinem neuen Olreichtum könnte 
Mexiko bis zu 30% der notwendigen US·Olimporte und bis 
zu 2 Mrd Kubikfuß Erdgas pro Tag gegen Mitte der SOer 
jahre in die USA liefern. Venezuela liefert 28% der US­
Eisenen.importe, 23% seiner Olprodukte und 8% seines 
Rohöls. Raffinerien in der Karibik, vor allem auf den Antil­
len, stellen mehr als 50% der US.Erdölprodukte bereit, die 



aus dem Mittleren Osten und Afrika importiertem Rohöl 
hergestellt werden. Fast 50% der US-Bauxitimporte stam­
men ausJamaika."1 
Hinzu kommt die verkehrsmäBige und ge051ralegische Be­
deutung des karibischen Beckens, vor allem wegen des Pana­
makanals und als Knotenpunkt der internationalen Luft­
und Seeschiffahrt. Ebenso steht die militärische Bedeutung 
der Karibik außer Frage (vgl. den Beitrag von J. Rodriguez 
Beruff in diesem Heft). 
Ungeachtet der beschriebenen ökonomischen Bedeutung der 
Region sind die Wirtschaften der meisten Länder des karibi­
schen Beckens bis heute durch die typischen Merkmale 
kolonialer Deformation gekennzeichnet. Bestimmend ist in 
fast allen Ländern der monokulturelle Anbau tropischer Ex­
portprodukte wie Zucker, Bananen oder Kaffee. Bei einigen 
Ländern wie Jamaika, Surinam oder Guyana kommt der 
Export mineralischer Rohstoffe hinzu; einige weitere Klein­
staaten haben eine gewisse Bedeutung als Zentren der öl­
raffinierung erreicht (wie die Holländischen Antillen oder 
Trinidad und Tobago), während die Bahamas, die Cayman­
Inseln oder die Holländischen Antillen vom internationalen 
Kapital flir steuerbegünstigte Finanzgeschäfte genutzt wer­
den. 

aberall hat der internationale Tourismus eine gewiue Be­
deutung erlangt, ohne daß es jedoch zu Entwicklungseffek. 
ten gekommen wäre, die sich positiv beurteilen lieBen. Wie 
die anderen Wirtschafusektoren verstärkte der Tourismus 
die Außenabhängigkeit der betreffenden Länder und trug in 
seiner luxuriösen Form allenfalls du:u bei, den Widerspruch 
zwischen den objektiven Entwicklungsmöglichkeiten und 
der realen Annut in den Augen der Masse der Bevölkerung 
noch krasser erscheinen zu lassen. 
In kaum einem Land der Karibik (mil der Ausnahme Kubas 
natürlich) gibt es eine Arbeiulosenrate, die unterhalb 20% 
läge. Und das Musenelend nimmt weiterhin zu, am extrem­
sten in jenen Ländern, die - wie z.B. Haiti - von reaktio­
närsten Diktaturen regien werden. 

Golf von Mexiko 

, 

In Haiti, dem mit einem Pro-Kopf-Einkommen von 238 Dol­
lar ärmsten Land des amerikanischen Doppeikontinenu, 
sind 79% ohne feste Arbeit, 85% leben unterhalb des von 
der Weltbank errechneten absoluten Existensminimums von 
135 Dollar; 77% sind Analphabeten; die durchschnittliche 
Lebenserwartung liegt bei 51 Jahren. 8 Jedes Jahr werden 
12.000 Haitianer für je 11 Dollar als Sklaven in die Domini­
kanische Republik zur Arbeit auf den Zuckerplantagen ver­
kauft, wie ein Bericht der Londoner Gesellschaft gegen die 
Sklaverei 1979 enthüllte. 9 Neben dieser eher kla.uischen 
Fonn der Sklaverei haben in Haiti in letzter Zeit modernere 
Fonnen der Lohnsklaverei an Bedeutung gewonnen, vor al­
lem im Bereich der sich ausweitenden Exportindustrie. Sie 
wird vornehmlich von US-Konzernen betrieben und ist 
wegen des vom Regime garantierten Hungerlohns von I Dol­
lar am Tag höchst profitabel. 
Vor dem Hintergrund sich derartig zuspitzender sozialer 
Widersprüche dürfte klar sein, daß Widerstandsbewegungen 
im karibischen Raum interne soziale Ursachen haben und 
allenfalls durch die starke Beispieiwirkung Kubas oder Nika­
raguas inspiriert werden. 

Hatte die earter-Administration dies anfangs noch zumin­
dest teilweise in ihre Lateinamerika-Konzeption mit einbe­
zogen (Menschenrechupolitik), so begann sie seit 1979 -
aufgeschreckt durch die revolutionären Entwicklungen -
ihre ursprünglichen Prämissen über Bord zu werfen und lei­
tete mit der Inszenierung einer kleinen Kuba·Krise im Sep­
tember 1979, der Schaffung einer "Speziellen Karibischen 
Einsatztruppe" mit Sitz in Key West / Florida und mit der 
Veranstaltung verschiedener Militännanöver in der Region 
den Rechtsschwenk in der US.K.aribikpolitik ein. 
Bestandteil dieser sich mil dem Amtsantritt R. Reagans 
noch verstärkenden gegenrevolutionären Tendenzen war U.II. 

ein Destabilisierungsplan des CIA gegenüber Jamaika, der im 
Oktober 1980 - auch vor dem Hintergrund diverser lnkon­
sequenzen der Manley-Regierung - in einen Wahlsieg des 
Reagan'schen Traumkandidaten E. Seaga und seiner reaktio· 
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nären Arbeiterpartei Jamaikas mündete. Denen orthodo:x.e 
Marktwiruchafupolitik nach dem Muster der "Reagano­
mies " ließ freilich mit Erfolgen geradeso auf sich warten wie 
der wirtschaflSpolitische Kurs seines Ziehvaters in Washing­
ton. Trotz; beträchtlicher ausländischer Kapitalhilfe und 
eines 698-Mrd-Dollar-Abkommens mit dem Internationalen 
Währungsfonds im April 1981 (dem Manley die Zusammen­
arbeit aufgekündigt hatte), blieben die Investitionen des 
Auslandskapitals hinter den Erwartungen zurück. 
Was R. Reagan sich als "Modell flir die Karibik" vorgestellt 
hatte, erweist sieh heute bereits eher als wiruchaftliehes 
Desaster. Von den 700 Projekten, deren Realisierung N. 
Rockefeller als Abgesandter Präsident Reagans vor einigen 
Monaten E. Seaga versprochen hatte, ist bis heute noch 
keines in Angriff genommen worden. Nachdem im letzten 
Jahr die US-Bau:x.itgesellichaften angekündigt haben, ihre 
Produktion zu künen, diirfte eine weitere E:x.pansion der 
Auslandsschulden Jamaikas unumgänglich werden. Auch 
antikubanische Gesten wie der Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen zu Havanna im letzten Jahr haben es nich t 
vermocht, das internationale Kapital zu dem erhofften Inve­
stitionSichub zu bewegen. 
So gibt es auch keine Aussicht auf einen Abbau der Arbeits­
losenrate von 27% und auf ein Schwinden der sozialen Un­
:zufriedenheit im Lande, angesichts derer E. Seaga im Wahl­
kampf die Schaffung von 90.000 Arbeitsplätzen verspro­
chen hatte.10 Es zeigt sich, daß die sozialen Konfliktur­
sachen weder mit dem Veruauen in den "freien Markt" 
noch dllTch Repressionspolitik zu beseitigen sind. 
Es ist daher auch nicht verwunderlich, daß viele Staaten der 
Region dem Projekt eines Mini-Marshall-Plans, dessen Rah­
men auf einem Außenministertreffen der USA, Mexikos, 
Venezuelas und Kanadas im Juli 1981 in Nanau/Bahamas 
abgesteckt wurde, Skepsis entgegenbringen. 

Pleitemodell Jamaika 

Dieser von E. Seaga und dem ebenso reaktionären Premier­
minister von Barbados, Tom Adams, der US-Regierung An­
fang 1981 vorgeschlagene Plan zielt in erster Linie darauf, 
das "freie Unternehmertum" zu stärken und neue Investi­
tionsanreize fUt die US-Konzernc: zu schaffen. Die Reagan­
Administration verbindet mit dem Wirtschafuhilfspro­
gramm von I Mrd Dollar dariiber hinaus die Absicht einer 
militärischen Stärkung US-freundlicher Regimes und einer 
Destabilisierung fortschrittliche r En tw icklungstenden:zen . 
Mexiko freilich legt Wert darauf, daß der Plan keine militä­
rische Komponente enthalten, zu keinem politischen instru­
ment gegen einzelne Staaten der Region werden darf sowie 
alle bediirftigen Länder des karibisch-mittelamerikanischen 
Raums einbeziehen muß. Auf dem Außenministertreffen 
der Karibischen Gemeinschaft (CARICOM), in der die eng­
lisch-sprachigen Länder der Region zusammengeschlossen 
sind, drückte der Außenminister Antiguas, L. Bird, für die 
ostkaribischen Inselstaaten im letzten September die Sorge 
aus, der ganze Plan sei möglicherweise nichts anderes als ein 
Publicity-Manöver. ll 

Es wäre verfehlt, würde man davon ausgehen, daß sich der 
neue aggressive Kurs Washingtonli im karibischen Becken 
bruchlo! durduetzen läßt. Zwar begann sich die Nationale 
Volkspartei M. Manleys in Jounaika während des letztenJah­
res langsam von ihrer Wahlniederlage des Jahres 1980 zu 
erholen. 
Im November 1981 zeigten die Wahlen auf Trinidad und 
Tobago einen relativ stabi len Einfluß der konservativen 
Nationalen Volk5bewegung; ihrem neuen führer Georges 
Chambers gelang als Nachfolger des im Män 1981 verstor­
benen Eric Williams relativ mühelos die Bestätigung als Mi-
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ninerpräsident. Kurz nach seiner Wahl für weitere 5 Jahre: 
verhängte Tom Adams in Barbados ein Paket von Ausnah­
memaßnahmen 2.Ur Stabilisierung der katastrophalen Wirt­
schafulage der Insel. 
Bei seinen Bemühungen zur Neugruppierung des regionalen 
Kräfteverhältnisses durch Einbeziehung lokaler "Ordnungs­
mächte", gemäß der von der Santa-fe-Gruppe vorgeschla­
genen Wiederbelebung der Monroe-Doktrin in multilatera1i­
sierter Fonn , sind Washington gewisse Teilerfolge nicht ver­
sagt geblieben. Neben Jamaika brach im März. 1981 auch 
Kolumbien die diplomatischen Beziehungen zu Kuba ab und 
schloß sich so dem antikubanischen holierungskurs der USA 
an. Ermutigt durch US-Vizepräsident George Bush bei des­
sen Besuch im Oktober 1981 reklamiert Kolumbien seither 
verstärkt eine .. karibische Rolle" flir sich, die sich vornehm­
lich gegen Nikaragua richtet. In Bezug auf fünf Nikaraguas 
Ostküste vorgelagerte und von der Regierung in Managua 
beanspruchte Inseln unterstrich der kolumbianische Präsi­
dent Turbay: ."Kolumbien kann sich nicht den Lu:x.us lei­
sten, diese maritimen Besitzungen zu vernachlässigen, son­
dern ist bereit, sich darauf vorzubereiten, seine Rechte 
.icheTZustellen." Um seinen Anspruch als karibische See­
macht zu untermauern, erhält Kolumbien 1982 eine US­
Militärhilfe von 13,5 Mio Dollar und hat bereits neue fre­
galten bei der Bundesrepublik bestellt. 12 

Schließlich darf, wenn von den Pluspunkten der Reagan· 
Administration die Rede in, nicht unerwähnt bleiben, daß 
der Spielraum der beiden Linksparteien in Guyana durch die 
wachsenden Menschenrechtsverlet:r:ungen in der letzten Zeit 
weiter eingeengt worden ist. Guyanas Bumham-Regime, du 
vom Santa-fe-Dokument noch zu den "Linbdiktaturen" 
gerechnet wurde, steuert zumindest gegenwärtig einen Kurs, 
der die progressiven Ansätze des "kooperativen Sozia· 
Iismus" mehr und mehr ad absurdum fUhrt. 
Gleichwohl sind auf der anderen Seite während des letzten 
Jahres die antiimperialistischen Potenzen der Region sicht­
bar geblieben und haben sich teilweise verstärkt Geltung 
verschafft_ Trotz des fortgesetzten militärischen Drucks von 
seiten der USA, der im August 1981 in einem (in Puerto 
Rico durche:x.eTZierten) Invasionsplan gegen Grenada, die 
"kleine Insel mit der großen Revolution" (Fidel Cutro) 
gipfelte, hat sich der revolutionäre Prozeß auf Grenada ver­
tieft. Vor allem vennochte er ein neues Niveau bei der Orga­
nisierung der Massen zu erreichen (siehe den Bericht H. 
Lederers in diesem Heh). 
In Surinam mündeten die Klusenkämpfe Ende du Jahres 
1981 in die Bildung einer Revolutionären Volksfront, die 
eine Stärkung der Verbindungen zwischen antiimperialisti­
schen Militärs und den linken Massenorganisationen signali­
siert. Auf Dominika und Santa Lucia setzte sich das Ringen 
um den weiteren politischen Kurs fort, erstarkten die anti· 
imperialistischen Massenbewegungen, wenngleich ihnen ein 
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Eckdaten zur Karibik 
Ausgewählte Länder dei karibischen Beckens 

Haiti 
Hondu .... 
Nikaragua 
EIS .. IV3dor 
Oominilt. Rcp. 
Kolumbien 
Guatemala 
Jamaika 
p~ 

Kuba 
Mtltiko 
KostariU 
VCnc:luda. 
Trinidad und 
Tobago 

Bevölkerung 
inMio 

Mitte: 1979 

4,' 
',6 
2,6 
4,4 
5,' 

26,1 
6,8 
2,2 
1$ 
',8 
65~ 

2,2 
,,~ 

1,2 

Bruttosozialprodukt 
pro Kopr 

in Dollar Jahn:s-
1979 wach.tum 

26O 
'SO 
660 
670 
99O 

1.010 
1.020 
1.260 
1.400 
1.410 
1.640 
1.820 
3.120 

3.390 

in% 
1960-79 

0,' 
1,1 
1,6 
2,0 

',' ',0 
2,' 
1,7 
',1 

',' 2,7 

',' 2,7 

2,' 

(Quelle: Weltbank, Weltcntwick.lungJbericht 1981, Washington 1981) 

ausgesprochener Durchbruch versagt blicb. Selbst in der 
eigenen Kolonie der USA, Puerto Rieo, beginnt sich der 
Widerstand zu regen gegen die verheerenden Auswirkungen 
der Reagan 'schen Sozialkünungen und die fortgescu:te Mili· 
tarisierung der Insel durch die US-Annee. 
Auch die Dominikanische Republik und Haiti blieben von 
den Veränderungstendenzen im karibischen Becken nicht 
unberührt. In der dominikanischen Regierungspartei PRO 
(Dominikanische Revolutionäre Partei) , die von ihrer tradi­
tionellen Programmatik und ihrer sozialen Basis her eher 
nationalrdormistisch ist, sich in den letzten Jahren aber der 
Sozialistischen Internationale geöffnet hat, ist ~in Konflikt 
entbrannt, der vor allem an der Position zu EI Salvador/ 
Mittelanterika deutlich wird. 
Während die Regierung von Präsident Antonio Guzman die 
gemeinsame El.Salvador-Erklärung Mexikos und Frankreichs 
(vom August 1981 ) zusammen mit Militärdiktaturen vom 
Schlage Argentiniens oder Chiles als "Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten des konfliktgeladenen millelameri­
kanischen Staates " verurteilte, bezeichnete der General­
sekretär der Regierungspartei, J. F. Pena Gemez, den poli­
tischen Lösungsvorschlag alt realistisch und positiv. Mit der 
jetzt erfolgten Nominierung von Jorge Blanco gegen den von 
GUl!:man favorisierten jetzigen Vizepräsidenten Jacobo Maj­
luta ruf die Präsidenuchaftswahlen am 16. Mai 1982 hat 
sich die von j.F.P. Gemel!: repräsentierte linke Tendenz in 
der PRO durchgesetu. Ihr werden bei Meinungsumfragen 
41 % der Stimmen prognostil!:iert gegenüber 27% ftir die 
(konservative) Rdormistische Partei des früheren Präsiden­
ten Joaquin Balguer und 10% rur die IinkssOl!:ialistische Par­
tei der Dommikanischen Befreiung des ehemaligen Präsiden­
ten juan Bosch. 
Das entscheidende Problem scheint gegenwärtig allerdings 
immer noch zu sein, ob das seit dem Amtsantrill A. Guz­
mans 1978 herrschende brüchige Cleichgewicht zwischen 
den demokratischen Kräften und den putschbereiten Mili­
tärs den Hit die nächste Zeit l!:U erwartenden verschärften 
politischen Auseinandersetl!:ungen standzuhalten vermag. 
Hier könnten sich die Versäumnisse der PRD-Regierung bei 
der Einlösung seiner Reformversp.rcchen in der Armee bitter 
rächen. 13 
Der größte Skandal im karibischen Becken bleibt weiterhin 
die Existenz der Duvalier-Diktatur auf Haiti, wo der Mauen-

Infla­
tions­
n" 
in" 
1970·79 

10,9 
8,4 

12,2 
10,8 
8,4 
21~ 
10,6 
17,4 
7,4 

18,3 
15,. 
10,4 

19,5 

Alpha· 
beten­
quote 
1976 

60 
90 
62 
67 

96 
82 
90 
82 

95 

Lebens­
~­

tung in 
Jahren 
1979 

" 58 

" " 61 

" " 71 
70 
72 
56 
70 
67 

70 

Wachstum dei 
Bruttoinland .. 
produkts 
pro Jahr in ~ 
1960·79 

4,0 .. 
2,6 

',' 7~ 
6,0 
5,9 

- 0,9 

',' 6,0 
5,1 
6,0 
5,5 

' ,2 

exodus unvermindert anhält und inl!:wischen über 1 Mio 
Menschen teils aus Angst vor Verfolgung, teils um der Ar· 
mut l!:U entfliehen, das Land verlassen haben. Auch hier bil­
det sich jedoch ein WideTSlandspotential aus. Und mög­
licherweise gehen Vergleiche bürgerlicher Kommentatoren 
nicht fehl, wonach die heutige Kriu: der Duvalier-Dynanie 
.,Erinnerungen an Somous Nicaragua Mitte der siebziger 
Jahre" wachruft. 14 Unter solchen Umständen können Ak· 
tionen wie diejenige einer Gruppe Exilhaitianer, die Anfang 
januar 1982 vorübergehend die Tortuga-lmel8 km vor Haiti 
besetue,15 mehr ab nur symbolische Bedeutung haben, 
wenn sie mit den Bestrebungen einer geeinten Opposition 
koordiniert sind. 
Auch den Sturmangriff Fidel Castros auf die Moncada­
Kaserne im Jahr 1953 hielten viele rur ein Abenteuer. Er 
wurde aber der Ausgangspunkt einer Entwicklung, die heute 
mehr und mehr der ganzen Region ihren Stempel aufdruckt. 

Anmerkungen: 
I) R. Re...gan, Frieden und Freiheit für die achuiger Jahre - Ein 

polititcbeJ Konzept für die Vereinigten Staaten, in: Europa­
Archiv, Folge 15 /1980. S. 472 

2) Regierull8cn Grenadas, SI. Lucias und Domlnikas, Deklaration 
von St. George's, in: AIB 11-12/1979, 5.23-24 

3) Committee of Santa Fe, A New Inter-Amcrican Policy for the 
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Mittelamerika_ und Karibik-5trategie der Reagan·Administration 
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kanischen "Vorganen" , in: AIB-Sonderhdt 1/ 1982, S_ 10-1!I 

4) Vgl. AlB 1/1982, S. 7-9 
5) Vgl. AlB 1/1982, 5. 58 
6) Ah ausgezeichneten Obernliek zur jUngsten Geschichte der Kari­
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US-lntereuenlage in der Region vgI. auch: Lateinamerika­
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Mittelamerika, Duisburg oJ. 

8) Nach: Die Welt, 2.2.1982 
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Berlin, Nr. 3/1982 
14) So Die Welt, 2.2.1982 
15) Latin America Regional Reporu Caribbean, 15.1.1982 
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Jorge Rodriguez Beruft 

Puerto Rico­
karibische Militärbastion der USA 

Der Puc:rtorikanische Friedensrat (COPSI) !owie die antiko­
loniale Bewegung Pucrto Ric;:os haben wiederholt die mas­
sive Präsenz des nordamerikanischen Militärapparats auf un­
serer Insel verurteilt, da sie: ein Hindernis im Prozcß einer 
wirklichen EntkoloniaIisierung darstellt, eine Bedrohung ftif 
die Sicherheit, ja sogar flir das überleben des Volkes und ein 
Damoklesschwert, das über der Unabhängigkeit der Länder 
der karibischen Region schwebt. Wir haben bcsondcn auf 
die GewaltJätigkdt hingewiesen, deren Opfer die Bevölke­
rung von Vieques ist. Dieser FaJl ist bereits international 
bekannt und hat breite Solidarität hervorgerufen. 

Wiederbeleb ung alter Doktrinen 

Die Vereinigten Staaten von Amerika (USA) haben aUe in· 
ternationalen Forderungen nach Entmilitarisierung Puerto 
Ricos und Abzug der Atomwaffen ignoriert. Jetzt sind wir 
mit einer ernsten Situation konfrontiert. 
In den letzten beiden Jahren hat die Militarisierung der 
kolonialen Gesellschaft Puerto Ricos dramatisch zugenom· 
men und alles deutet auf eine Fortsetzung dieser Entwick­
lung hin. Außerdem hat sich die Haltung der nordamerika­
nischen Militärbehörden gegenüber den gerechten Forderun­
gen breiter Bevölkerungsteile (wie im FaUe Vieques) spürbar 
versteift, und e~ läßt sich eine parallele Zunahme bei den 
Unterdrückungs· und Gehdmdienstaktivitäten beobachten. 
Dieser Prozeß begann bereits bevor Ronald Reagan Präsi· 
dent der USA wurde, und zwar aufgrund der Zunahme der 
Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und Kuba, 
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der Etablierung forl.'lchrittlicher Regierungen in Nikaragua 
und Grenada und des immer stärker werdenden Volksauf­
stands in EI Salvador und Guatemala. Auf diese Ereignisse 
haben die USA mit der Schaffung einer .. Karibischen Ein· 
satztruppe" in Cayo Hueso, mit den aggressiven Manövern 
"Solid Shield 80" und "Readex 80", mit einer Erhöhung 
der Militärhilfe tur bestimmte Länder und einer Intensivie­
rung ihrer Kontrolle sowie mit der militärischen Verwen­
dung Puerto Ricos geantwortet. 
Die Reagan.Administration hat angekündigt, diese Politik 
noch weiterzutreiben, und alte imperialistische Doktrinen, 
wie die Monroe·Doktrin (1823) wiederbelebt. Hiennit ist 
beabsichtigt, die Militarisierung und den militärischen Inter­
ventionismu$ in der Karibik zu legitimieren. 1 

Nach unserer Sicht verbergen sich hinter der antikommuni­
stischen Rhetorik der neuen Regierungsmannschaft, die an 
die schlimmsten Zeiten des sog. Kalten Krieges erinnert, die 
wahren Absichten dieser Politik, die die Lösung der inneren 
Wirtschaftskrise durch Aufrüstung erreichen und dabei die 
internationale Hegemonie der USA auf Kosten Europas, 
Japans und der Länder der Dritten Welt wiederherstellen 
will. 
Hinsichtlich der Dritten Welt gibt man jeglichen Anspruch 
auf die Verteidigung der Menschenrech te auf und kehrt zu 
einer uneingesch~kten Unterstützung der repressivsten 
Regimes zurück. Gleichzeitig wird erklärt, daß die "indirek· 
ten" Mechanismen (politische. ideologische, wirtschaftliche 
usw.) versagt haben und daß es notwendig iSI, den Inter­
ventionismus als gültiges Instrument der Außenpolitik wie­
derzubeleben. So hat z.B. vor kurzem in einem Artikel die 



UN-Botschafterin der USA, jeanne Kirkpatrick, di(: Emp­
fehlungen der Linowitz-Kommission (Konzeptionspapier 
von 1977, auf dem j. Canen Lateinamerikapolitik basierte; 
d. Red.) hart angegriffen, da sie ihrer Meinung nach u.a. 
darin bestanden, "niemals wieder militärisch zu intervenie­
o:n".2 
Wie wir später sehen werden, beweisen die Militännanöver 
"Ocean Venture 81", bei denen Puerlo Rico eine w"ichtige 
Rolle spielte, diese Revision der Politik gegenüber d(:r Kari· 
bik und Latc:inamerika. Denn während dieser Manöver 
wurde gegen zwei karibische Inseln die Invasion geproht. 
Die koloniale Lage Puerto Ricos bedeutet, daß die Entschei­
dungen der Regierung der Metropole, einschließlich der mili­
tärischen, nach Gutdünken in der Kolonie durchgesetZl wer­
den. Sie ziehen die Struktur der Gesellschaft in Mitleiden­
schaft und bestimmen das Schicksal des Volkes, ohne dabei 
irgendjemanden loU Rate zu loiehen oder die Wünsdbe und 
Interessen der Bevölkerung l.U berücksichtigen. 
Im Falle Puerto Rico$ spiegelt sich die Entscheidwlg über 
die Ausweitung des Militärapparats der Metropole in einer 
zunehmenden Militarisierung der kolonialen GesellIschaft 
wider. Gleicli.zeitig betonen die lnterventionspläne, die ver­
logen als Mini-Marshall-Plan präsentiert werden, dit: Rolle 
Pueno Ricos als militärisches Anhängsel und Mittelsmann 
der USA in der Region, und sie könnten unser L.and in 
Aggressionen gegen Brudervölker verwickeln, wie das bereits 
1965 gegen die Dominikanische Republik geschehen ist. 
In diesem Zusammenhang kann die Arroganz der UN-Bot­
schafterin j. Kirkpatrick nicht überraschen, die vor Iturzem 
dem Beratenden Ausschuß fiir hispanische Angelegenheiten 
beim US·Außenministerium erklärte, daß Puerto Rice, weder 
eine inländische noch eine internationale Streitfrage i.st, son­
dern eine geopolitische, militärstrategische Bastion, die 
nicht Gegenstand irgendwelcher Verhandlungen sein kann. 3 

Auf der anderen Seite hat sich bei dem Couverneur Puerto 
Ricos, earlos Romero Barcel,:" seit den letzten WahlC'.o Ende 
1980 ein~ spürbare Wandlung vol!l.og~n. Er spricht nicht 
mehr nur von "gleichen Rechten" oder von der Notwendig­
keit, eine "Staatsbürgerschaft ~nt~r Klasse" zu erlangen -
klassische Schlagworte der Annexionist~n - , sondern von 
der " strategischen Bedeutung Puerto Ricos in der Karibik" 
und der sich daraus ergebenden Notwendigkeit einer' "Son­
derbehandlung" flir die Insel bei d~r neuen Wirtschdtspoli­
tik R. Reagans. 
Außerdem hat Romero Barcel,:, ganz plöulich eine karibi­
sche Berufung entdeckt, und es liegt ihm sehr daran, ande­
ren Ländern der Region ~u "helfen". Bei einigen Er1clärun· 
gen, die er im Februar 1981 gegenüber der Tageszeitung EI 
Nuevo Dia abgab, ließ er den eigent1ich~n Zweck dieiiCr HiI· 
fe durchblicken: 
"Puerto Rico wird genau wie jeder andere Staat (delr USA; 
d. Red.) seinen Teil zur Gesamtanstrengung der Nation bei­
tragen, welche Maßnahme auch imm~r bei welchem Land 
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getroffen wird, und bei welcher Situation aueh immer in der 
ganloen Welt."· 
Als ob er die Bedeutung di~ser Erklärungen noch weiter 
aufhellen wollte, reine er anschließend gleich in die Panama­
Kanalzone, um dort eine "umfassende Orientierung über die 
politische und militärische Lage in der Karibik " loU be­
kommen, die ihm - wie könnte es anden sein - von den 
nordamerikanischen Militärs angeboten worden war. Auf 
dieser Reise ließ sich Romero Barcei':' lediglich von zwei 
Beamten begleiten: von General Orlando L1enn, Komman­
dant der Nationalgarde, und Juan Enrique tOpt'Z, Direktor 
der Zivilverteidigung.5 Im April 1981 wurde darüber infor­
miert, daß eine Sanitäter-Einheit der Puertorikanischen Na­
tionalgarde in Panama ausgebildet wurde, und die Gerüchte 
über einen möglichen Einsatz dieses KofPs in EI Salv~or 
wollten nicht verstummen. 6 

Als nächsten Schritt in seiner "großen Strategie" der "Hil­
fe" rur die Karibik unternahm Romero Barcel,:, eine private 
Reise nach Paris, wo er sich mit Beamten der Regierung 
Giscard d'Estaing traf, um die Beziehungen zwischen Puerto 
Rico und Martinique und Guadeloupe weiter auszubauen. 
Sein erklärtes Ziel war es dabei, den "kubanischen Ellpan­
sionsdrang in der Karibik aufzuhalten".7 Schließlich be­
suchten Ende juli 1981 drei nordamerikanische Staats­
beamte unmittelbar nach dem Tuffen der Außenminister 
der USA, Mex.ikos, Kanadas und Venezuelas in Nassau, bei 
dem es um den Mini-Manhall-Plan ging, Puerto Rico und 
kamen dort mit Romero Barcelo zusammen. Unter ihnen 
befand sich der Botschafter Robert Ryan. Nach der Zu­
sammenkunft veröffentlichten sie ein Kommuniquc, in dem 
"die wichtige Rolle, die Puerto Rico bei der FormuJierung 
d~r neuen Karibik-Politik spieh, hervorgehoben wird".8 
Parallel zu diesen Reisen und Erklärungen auf höchster 
Ebene wurden kontinuierlich auch auf der Ebene dei nord· 
amerikanischen Militärapparau in Puerto Rico Änderungen 
vorgenommen sowie konkrete Pläne fonnuliert, die Anlaß 
zu tiefster Besorgnis sein sollten. 

Scharfe Bomben auf Viequell 

Anstalt auf die gerechten Forderungen der Bevölkerung von 
der puertorikanischen Insel Vieques einzugehen, hat die 
Kriegsmarine der USA eine absolut unnachgiebige Haltung 
eingenommen und ihre Einmischung in die Innenpolitik ver­
stärkt. Noch schwerwiegender ist, dilß die Kriegsmarine der 
USA die Absicht verfolgt, ihre Anlagen auszubauen und ihre 
Aktivitäten in Puerto Rico auszuweiten. 
Im Gegensatz zu Culebra, wo die Marine dem Druck des 
puertorikanischen Volkes nachgeben und die Insel verlassen 
mußte, ist sie im Fall Vieques nicht bereit, auch nur das 
geringste Zugeständnis zu machen und auch nur einen cm 
Boden an seine rechtmäßigen Besiuer louriicklougeben. In 
voller Komplizenschaft mit der puertorihnischen Regierung 
fUhrt sich die Kriegsmarine in Vieques und im restlichen 
Puerto Rico auf, als würde es sich um mun privaten Feudal­
besitz handeln. 
Der Kriegsmarine ist es gelungen, Gouvemeur Romero 
Barcelo kurz vor den letzten Wahlen dazu zu überreden, 
seine halbberzige Opposition gegen die Nutzung der Insel 
Vieques wegen der "sowjetischen Gefahr in Afghanistan" 
aufzugeben. Während der Wahlen mischte s.ich die Marine in 
unverschämtester Weise in den Wahlkampf in Vieques ein. 
Sie unteutützte den Oppositions kandidaten mit Tausenden 
von Dollars, wähund die Regierungspartei ihren eigenen 
Kandidaten, den Bürgermeister Radames Tirado, aufge!tellt 
hatte, der als den Interessen der Militän feindlich gesonnen 
eingeschätzt wurde. 
Das Ergebnis ist, daß die Kriegsmarine jetzt mittels eines 
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m::u ergebenen Agenten praktisch die politische Gewalt in 
Vieques ausübt. Es erübrigt sich noch hinzuzufiigt!n. daß sie 
auch die Schlußfolgerungen eines Unterausschussc:s des US­
Kongresses unter Vorsitz des Abgeordneten Ronald Dellums 
ignorien hat. Dieser Ausschuß hatte empfohlen, daß man 
andere Alternativen suchen sollte. 
Im Juli 198 1 hat Admiral Jerry O. Tuttle zum Zeitpunkt 
eines Manövers in Vieques erklärt: "Ich kann mir kaum vor­
stellen, daß die Militärs sie (die Insel Puerto Rico; d. Red.) 
aufgeben oder das auch nur anbieten. Sie ist das Übungs­
gelände östlich vom Mississippi, auf dem wir scharfe Bom­
ben abwerfen können, und scharfe Bomben sind wesentlich, 
absolut wesentlich. wn in einen Kampf einzugreif':n ... Es ist 
äußerst wichtig, daß die Piloten darauf vorbereitet sind, von 
einem Flugzeugträger mit einer schweren Last scharfcr Bom­
ben abzuheben, sie über dem Ziel abzuwerfen, und anschlie­
ßend auf das Schiff zurückzukehren ... "g 

Dabei interessiert überhaupt nicht, daß in diesem Zielgebiet 
Tausende von "Eingeborenen" leben - dadurch werden die 
Übungen nur noch realistischer. Kurz vor diesen Erklärun­
gen hatte sich ein ernster Zwischenfall ereignet (e:r wurde in 
der Washington Post beschrieben), als ein Kriegs!lchiff eine 
mit gefahrlichem Sprengstoff geladene Harpoon-Hakete ab­
schoß, die in der Nähe der Nachbarinse! St. Croix herunter­
ging. 

Ein Aktionszentrum der US-Kriegsmarine 

Admiral Ralph R. Hedges. der vor kurzem den berüchtigten 
Admiral Arthur Knoizen ablöste, erklärte im September 
1981 , daß die Marine-Einrichtungen auf Puerto Rico eine 
"Angelegenheit 2. Klasse" seien. lO Diese Einrichtungen 
,,2. Klasse " schließen heute den Marinestützpunkt Rooseveh 
Roads mit einer Fläche von 36.000 cuerdas (etwa 230 qkrn) 
ein, sowie ein Obungsgelände ftir amphibische Landemanö­
ver und Bombardements (Vieques), das Testgebitt für Waf­
fen der Atlantikflotte (Atlantic Fleet Weapons Range), ein 
Übungsgebiet Hir Unterwasserkrieg (Underwale r Range), 
Kommunikationszentren im puertorikanischen Regenwald­
gebiet El-Yunque, auf St. Thomas und St. Corix, einen 
UKW-Sendetunn in Aguada, eine Kommunikationsbasis bei 
Ponce (Fort Allen) und ein Zentrum flir elektronische Spio­
nage bei San Juan (Sabana Seca Communications Center). 
Die Marine ist also gut versorgt, aber Hedges wiU noch m ehr, 
er möchte Puerto Rico zur "Angelegenheit I. Klasse" 
machen. Mit diesem Ziel forderte er noch mehr Spionage­
und Kommunikationscinrichtungen und verlangt,e , das Be­
fehlssystem auf Computer umzustellen. Gleich;~eitig ent­
hüllte er, daß die Vereinigten Staaten in den letzten zwei 
Jahren ihre Marine-Aktivitäten von der Ostküste in die 
Karibik verlegt hätten. 11 

Wir haben in Erfahrung gebracht, daß 1982 die größte 
Kurzwellen-Sendeanlage der ganzen Karibik, die derzeit 
noch in Panama steht, nach Fort Allen bei Ponc.~ verlagert 
werden soll.12 Diese Entscheidung beleuchtet, warum Fort 
Allen gegenwärtig als Konzentrationslager fUr Flüchtlinge 
aus Haiti und Kuba dient: So wird es dem Pentagon ermög­
licht, diese Einrichtung. die 1980 an die Regierung Puerto 
Ricos übergeben werden sollte. weiterhin zu behalten, ohne 
dafl.ir die wahren Gründe offenlegen zu mÜ$sen. 
Weiterhin ist enthüllt worden, daß Puerto Rico den ersten 
Platz in der Liste der möglichen neuen Standorte flir die zu 
trauriger Berühmtheit gelangte Escuela de las Alm:ricas (US­
Schule zur Aufständischen-Bekämpfung) einnimmt, die sich 
gegenwärtig in der Panama-Kanal zone befindet. 13 
Es ist eine Ironie des Schicksals. daß der ErfoJ~;, den das 
Volk Panamas nach seinem jahrzehntelangen KaJnpf gegen 
die Anwesenheit des nordamerikanischen Militä:rs auf sei-

nem Territorium erzielt hat (siehe AlB 7-8/1981, S. 52-55) . 
zu einer noch intensiveren Ausbeutung unseres Landes flir 
militärische Zwecke fUhrte. Die ganze Welt und insbeson­
dere die Länder Lateinamerikas und der Karibik dürfen die­
ser Ungerecht.igkeit nicht gleichgült ig gegenüberstehen . 
Wenn wir von der zunehmenden Militarisierung PueJ:to 
Ricos sprechen , dann meinen wir nicht nur die physische 
Ausweitung der militärischen Einrichtungen und Aktivitäten 
jeglicher Art auf unserer Insel. Wir möchten auch die Mas­
senanwerbung von Puertorikanem hauptsächlich durch das 
Heer der USA erwähnen. 
Obwohl es seit einigen Jahren keine Wehrpflicht mehr gibt, 
ist diese durch eine andere Art unfreiwilliger Rekrutierung 
ersetzt worden. die wir "ökonomische Zwangsrekrutierung" 
nennen könnten und die sich bei der gegenwärtig hohen 
Arbeitslosenrate in Puerto Rico als besonders wirkungsvoll 
erwiesen hat. 
Gegenwärtig gibt es mehr als 10.000 Puertorikaner im Heer 
der Metropole. Wenn es früher die Alternative Heer oder 
Gefangnis gab, so ist daraus tut die Jugendlichen aus den am 
meisten ausgebeuteten und am Rand der Gesellschaft ste­
henden Schichten heute die Wahl zw ischen Heer oder Ver­
zweiflung geworden. Deshalb wird Puerto Rico von den 
nordamerikanischen Rekrutierungsstellen als eine Art "ir­
disches Paradies" betrachtet. Puerto Rico war das einzige 
Gebiet. wo sie ihre Quoten übertreffen und es sich leisten 
konnten, "Wartelisten" zu fUhren. 
Während infolge der Steuersenkungen der Regierung Ronald 
Reagans die nordamerikanischen Investitionen auf der Insel 
wahrscheinlich noch weiter zurückgehen und damit das Pro­
blem der Arbeitslosigkeit noch druckender werden wird, yer­
schärfen die Kürzungen der Zuwendungen aus Bundesmit­
teln an Einzelpersonen (wie das Programm der Lebensmi­
ttelgutscheine) die Armut breitester Kreise, die entweder 
überhaupt nicht oder unterbeschäftigt sind bzw. wenig ver­
dienen. 
Ergebnis dieses wirtschaftlichen Drucks wird sein, daß Puer­
to Rico einen überproponional hohen Anteil zur Verstär­
kung des Strc:itkTäftepotentiais um 250.000 Mann, die die 
nordamerikanische Regierung angekündigt hat, beisteuern 
wird. 
Ebenso wird die Reduzierung der Stipendien und die Er­
höhung der Studiengebühren an den Universitäten eine 
wachsende Zahl von Studenten dazu zwingen, sich in das 
"Programm Hir die Ausbildung von Reserve-Offizieren" 
(ROTC) - als einzige Möglichkeit zur Finanzierung ihres 
Studiums - einzuschreiben. Die Expansion des ROTC. die 
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schon seil einigen Jahren stattfindet, wird zu einem stärke­
ren Einfluß des Militärappanu der Metropole an den Hoch­
schulen und Universitäten fUhren_ 
In den letzten Jahren haben die USA die Stärke der Natio­
nalgarde, die das Hauptinstn.unent für die Unterdriickung im 
Innem ist, fast verdoppelt, von etwa 7.000 Mann Anfang 
der 70er Jahre auf 12.400 Soldaten 1980. 
Gegen Ende der Amtszeit J- Carters wurde begonnen, die 
Rolle dieser Truppe neu zu definieren. Das ließ danuf 
schließen, daß die USA sie auch außerhalb der Insel in der 
karibischen Region einsetzen kännten_ 1m Sommer 1979 
verlieb Präsident Cuter einigen Einbeiten der Nationalgarde 
"Bundeskompetenzen" und scbickte sie in die Dominika­
nische Republik, wo sie an Rettungsarl>eiten nach dem 
Durchzug eines Orkans teilnehmen sollten. Diese Maßnahme 
wurde von breiten politischen Kreisen jenes Landes als eine 
Form der militärischen Einmischung angeklagt, deren Ziel es 
gewesen sei, die Nationalgarde an Einsätze in der Dominika­
nischen Republik zu gewöhnen. 
Anfang 1981 wurde bekannt gegeben, daß die Nationalgarde 
ein umfangreiches Kontingent der Sicherheits kräfte von BlT­
bados ausgebildet hatte. Im April 1981 wurde veröffent­
licht, daß die Nationalgarde auch uruguayische Offiziere 
ausbildete, während eine Einheit von 100 Mann des medi­
zinischen Personals unter seltsamen Umständen nach Pana­
ma geschickt wurde. 14 

Diese neue internationale Rolle der Nationalgarde wurde 
durch das Manöver "Ocean Venture 81" vom Spätsommer 
1981 bestätigt. An diesem Manöver nahm die Nationalgarde 
zusammen mit den regulären Streitkräften der USA, Groß­
britanniens und Hollands teil. Im Rahmen von "Ocean Ven­
ture 81" wurde in der Karibik eine großangelegte Invasion 
Kubas und einer anderen Insel (als Amber-Insel bezeichnet; 
gemeint war Grenada) geprobt. Im abschließenden Teil soll­
te eine direkte Aggression gegen die Sowjetunion in Szene 
gesetzt werden. 15 

Wie wichtig die neue Rolle der Nationalgarde Puerto Ricos 
fUr das Pentagon ist, wurde daran deutlicb, daß die Zusam­
menkunft der Kommandanten aller Nationalgarde-Einheiten 
der USA im Mai 1981 in Puerto Rico stattfand. Auf dieser 
Versammlung wurde General Orlando Llenza aus Puetlo 
Rico zum Präsidenten der Vereinigung der Nationalgarden 
gewählt. Das ist umso überrnscbender, als einige Monate zu­
vor fast die gesamte Luftflotte Llenzas von einem Unter­
grundkommando, das ohne auch nur einen Schuß abzu­
feuern in den Stützpunkt eindringen konnte, zerstört wor­
den und ein Sachschaden von 45 Mio Dollar entstanden war. 
Selten hat man sich so bemüht, einen MHitär ftif solch kras­
ses Versagen auch noch zu belohnen. 

Die aggressiven militärischen Vorbereitungen der USA in 

Puerto Rico sollten die ganze Welt beunruhigen, und be­
sonders die Völker der Karibik, die direkt bedrobt sind. 
Unserer Meinung nach sind nicht nur Länder wie Kuba oder 
Grenada mögliche Ziele einer Invasion, die von unserem 
Boden aus durcbgeftihrt und koordiniert wird . Man sollte 
nicht vergessen, daß Puerto Rico 1965 dazu einge5Ctzt WUT­

de, die Revolution in der Dominikaniscben Republik nieder­
zuschlagen, die keinen sozialistischen Charakter trug. 
AnmukungeD: 

I) Siehe: R... FontaincJC. Giovann,j Jr.JA. Kruger, Canro', Spcetcr, 
in: The W~on Quarterly, Wa$hington, 1980, passim 

2) J. Kirkpauick, U.S. Sccurity and Latin America, in: Commcn­
taI)', Ncw York,jaouar 1981, S.29 

5) Diitogo con juan Mari Bris, in: Pcnsamiento Critico,JuniJjuli 
1981, S.6 

4) EI NuevoDia,Sanjuan. 28.2.1981 
~) SanJuao Star, SanJuan, 8.5.1981 
6) SanJuan Star, 12.4.1981; Claridad, San juan, 17.-2!1.4.1981 
7) SanjumStar, IU.1981 
8) SanJuan Star, 21.7.1981 
9) EI Mundo, SanJuan, 2!1.7.1981 

10) EbeDda 
11) K. Lowe, Carib Ddcnse 2nd Clast , Navy'. Regional Chief SaYI, 

in: San juan Sw, 5.8.1981 
12) Dies wurde kürzlich durch einen Beamten dei Verteidigunp­

ministerium. bei einer SiWlß( des KOngrcSilCl enthUUt und 
durch den Congrtuional Record bestätigt. 

1.5) EI Nucvo Dia, 20_7.1981 
t4.) EI Nuevo Dia, 11.4_1981 
15) R. Roundtree, Largest Maritime 'Gamcs' sina: wwn, Occ:an 

Vcnhu'C 81, in: SanJum Star, 2.8.1981 
16) CIaridad,15.-21.5.1981 
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sehen "Hinterhof" • R. Falk: Der Kurs der Bundesrepubhk 
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Angriffsziele Kuba. Llbven und Südliches Afrika. umfrage 
bei Befreiungsbewegungen. Friedens- und Solidaritäts­
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satz? Aktions- und Materialspiegel mit Uteraturüberblick 
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Grenada 
Vor genau drei Jahren, am 13. März 1979, machte die südkaribiscbc Insel Grenada mit dem siegreichen Aufstand der revolu­
tionären Ncw Jcwel Bewegung VOD l ieh reden. Ein ProzeB grundlegender Veränderungen kam in Gang, der durch einen 
ungemeinen Mobilisicrungsgrad den Besucher in Erstaunen VtJlletzt. So auch AlB-Mitherausgeber Hcrbt:rt Lederer, der l:um 
Jahresende 1981 die Insel bereiste und einige Eindrücke zu Papier brachte. Maurice Bubop, Vorsitzender der Ncw Jcwel 
Bewegung (NjM, gegr. 1973 und seit 1979 Mitgliedspartci der Sozialistischen Internationale) und Premierminister der Rcvolu­
tionsrcgicrung, zog künlich in einem Gespräch mit Grace Dana eine Zwischenbilanz dieser ersten Volkucvolution in der 
cnglisdupnchigen Karibik. Aus diesem Gespräch, das in vollem Umfang im Juli/Augult 198~ in Granma Wcckly Review und 
dem Free West Indian pubJi:tiert wurde, haben wir :twei Themenkomplexe ausgewählt, die von besonderer Bl'isan:t sind: die 
US-Dcstabilisiel'ungsversucbe gegen Grenada sowie die AufgabensteIlung und Kemprobleme des l'evolutionären Vuä.ndcrungs­
pl'ozesses. 

Herbert Lederer 

Die Aktivierung eines ganzen Volkes 
November, Dezember 1981 - Monate der Kongresse auf 
Grenada. Die Nationale Frnuenorganisation (NWO), die 
Landarbeitergewerkschaft (AGWU), die jugendorganisation 
der New jewel Bewegung (NYO) hatten ihre enten Kon­
gresse. 1 Zur 3. Gewerkschafukonfcun:t der Solidal"ität mit 
den karibischen Arbeitern, die diesmal auf Grenada statt­
fand, waren Gewerkschaftsdelegierte aus 25 Ländern der 
Region vertreten. Zur 1. Internationalen Solidaritäukon­
ferenz mit Grenada, an der ich teilnahm, fanden sich 107 
Delegierte aus 40 Nationen ein. 
Die Kongresse der nationalen Organisationen wie auch der 
:.r:ügige Aufbau der Mili:.r: weisen auf die Fortschritte der 
Revolutionären Volksregierung unter Premienninister Mau-
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rice Bishop und der New Jewcl Bewegung (NjM) hin, die sie 
bei der Mobilisierung der Bevölkerung, ihrer gesellschaft­
lichen und politischen Aktivienmg und Orsanisierung, den 
entscheidenden Voraussetzungen ftir die Verteidigung und 
Weiterentwicklung der Revolution, macht. 
Die beiden internationalen Kongresse bewiesen gerade in 
einer Zeit der offenen, aggressiven Bedrohung Grenadas 
durch die Reagan-Administntion, wie wenig es dieser gelun­
gen ist, Grenada von ihren Nachbarn, von ihl'en Freunden, 
von all denen zu isolieren, die sich einen Rest von US­
unabhängiger politischer Entscheidungsfreiheit bewahrt 
haben. 
Waren die nationalen Kongresse und die Massenveranstal­
tungen, so del' SchWer und Studenten, so zum "Bloody 
Sunday" ("Blutiger Sonntag", 19.6.1980, an dem auf einer 
NJM-Massenkundgebung eine Zeitbombe explodierte und 3 
Tote und 100 Verletzte forderte; d. Red.) und andere Zei· 
chen des EnthusiasmlU, mit dem das Volk von Grenada hin­
ter seiner revolutionären Avantgarde steht, 50 die internatio­
nalen, gerade der, den ich miterlebt habe, eines des großen 
Respekts, der Hoffnung, der Solidarität, die das nicht­
imperialistische Ausland dem Volk, der Revolution und der 
NjM entgegenbringt. 
Es faUt nicht leicht, einige Eindrücke meines Aufenthalts so 
zu formulieren, daß die Begeisterung, von der jeder beim 
unmittelbaren Erleben des revolutionä.ren Prozesses und sei­
ner Träger angesteckt wird, nicht dUl'chbricht und zur be­
stimmenden Linie eines solchen Artikels wird. Zuvic1es ge­
schieht ganz einfach zur Zeit in Grenada, wovon - ich will 
das einmal so subjektiv ausdrucken - jeder Revolutionäl', 
jeder Antiimperialist träumt, worm er teilnehmen und wo­
bei er nicht nur ferner Beobachter sein möchte. 

Enge Beziehung Volk und NJM 

Die besonderen Bedingungen Grenadas - kJeiner Inselstaat, 
110.000 Einwohner, relativ geringer Analphabetismus - las­
sen dabei die Realisierung von dem zu, was unter anderen, 
auch revolutionären Umständen zunächst wirklich nur als 
Traum formuliert werden kann: die greifbare und spürbare 
Beteiligung aller (minus ein paar Konterrevolutionäre) am 
revolutionären Pro:.r:eß, das unmittelbare und nicht auf 
nächste Generntionen zu verschiebende Angehen des Auf· 
baus einer unmittelbaren, einer Graswurzc1demokratie, bei 



deren Entwicklung sich sehr schnell herausstellt, daß der 
Lemprozeß der Massen gleichzeitig den ständigen ihrer 
Führungen bedingt. 
Und so erlebt auch der Beobachter die Beziehungen zwi­
schen Volk und NJM. Zunächst besticht, daß die NJM -
und das zeigt bereiu der Überraschungserfolg ihrer völlig 
unblutigen Revolution - über eine klare, langfristige Kon­
zeption des gesel15chaftlichen Projekts, seiner Umsetzung 
und auch der nächsten Schrille verftlgt. Das schließt nicht 
zuletzt den ökonomischen Bereich ein. Gerade diese Plan­
mäßigkeit läßt - bei aller Originalität - erkennen, daß die 
Führung der NJM aus Revolutionären besteht, die jahrelang 
in Westeuropa bzw. in Großbritannien die bürgerlichen 
demokratischen Gesellschafumodelle, einschließlich des 
Westminster·Parlamentarismus, studiert haben, die sich 
gleichzeitig aber auch ein umfassendes Bild von den Staaten 
und Gesellschaftsordnungen gemacht haben, wo versucht 
worden ist, den Sozialismus in Realität umzusetzen. Und es 
handeh sich um Revolutionäre, welche die dem Sozialismus 
zugrundcliegenden Theorien, einschließlich der für Grenada 
$0 bedeutsamen rätedemokratischen, studien und Hir sich 
nutzbar gemacht haben. Bei allem, das kann schon heute 
gesagt werden, wird so dill: Revolution in Grenada neue 
Momente der globalll:n RlI:volutionspraxis hervorbringen und 
diese damit bereichern. 

Dabei ist bereits jetzt schon ein demokratisches Niveau er­
reicht worden, das seinesgleichen sucht. Dem Ernst und der 
Bescheidenheit der NJM und ihrer Führer entsprechend 
stellt es keine übertreibung dar, wenn die Grenadiner heute 
von sich sagen, in einer Woche mehr demokratische Ent­
scheidungen zu treffen als ein Europäer in einer Wahlperio­
d,. 
Eine rur den Besucher überall sichtbare Rolle spielen dabei 
die Frauen und ihre Organisation. Zumindest eine Erklärung 
fUr den Aktivismus der Frauen gab mir eine ältere Arbeiter­
frau. Für sie müßte der Tag 48 Stunden haben, um all das 
für die Revolution tun zu können, was sie möchte, um all 
das nachzuholen, was sie in ihrem langen Leben versäumt, 
worum sie beuogen worden sei. Da jede gesellschaftliche 
Gruppe gerade dort gefragt ist und gefordert wird. spielen 
die Frauen und ihre Organisation z.B. die Hauptrolle bei der 
Verwirklichung der Regierungsmaßnahme, jedes einzelne 
vorgefundene, gültige Gesetz auf frauenfeindliche und -dis­
kriminierende Elemente hin zu überprüfen und diese dann 
auszumenen. 

Die Permanenz \Ion Kritik und Selbstkritik 

Bernhard Coard. Finanzminister. stellvertretender Premier­
minister und hervorragender Theoretiker, beschrieb auf der 
Internationalen Konferenz in diesem ZU$ammenhang die 
drei Säulen der Revolution so: 
1. Mobilisierung und Organisierung des ganzen Volkes mit 
dem Ziel, eine genuine Volk.sdcmokratie mit dem Volk im 
Mittelpunkt aUen Denkens und Handelns zu schaffen. 
2. Ausgehend von den Erfahrungen Chiles alles ftir die Ver­
teidigung der Revolution zu tun, da eine Revolution bei 
aller Untcrstützung dic sie habe, dic sieb aber nicht verteidi­
gen könne, keine Revolution sei: Bewaffnung des ganzen 
Volkes, durch Einbeziehung in die Miliz. 
3. Lösung der ökonomischen Probleme, von denen es genug 
auf Grenada gibt (Arbeitslosigkeit, fehlende Agroindustrie, 
Abhängigkeit von Weltmarktpreisen bei den Hauptproduk­
ten, Tourismus-Boykott). 
Bei der Analyse gerade ihrer Schwier'igkeiten fallen die Ge­
nauigkeit und Ehrlichkeit auf, mit der diese dargestellt und 
der Elan, mit dem deren Lösung angegangen wird. 

Die Einladung an die Teilnehmer der Internationalen Kon­
ferenz - ebenso wie die Tatsache. daß in Workshops offen 
und hart diskutiert und nicht etwa eine Propagandashow 
abgezogen wurde -, sie, die NJM und das Volk von Grenada 
zu beraten, in einen Dialog einzutreten vor allem mit denen, 
die glauben, daß sie auf einem falschen Weg seien, war somit 
alles andere als Koketterie. Sie war die nach außen, an die 
Völker gerichtete Fonn der Herausforderung von Kritik, die 
zum Maßstab ihres Verhaltens dem eigcnen Volk gegenüber 
bereits zur Selbstverständlichkeit geworden war. 
Permanenter Kontakt von Führung und Massen, vermittelt 
über die Massenorganisation und unmittelbar, Kritik und 
ScJbnkritik. Daß dies nicht fromme Sprüche der Avantgarde 
sind, sondern tagtägliche Praxis, davon konnten wir inter­
nationalen Gäste uns ein beeindruckendes Bild machen. Das 
schlug sich dann auch in unserer am 25. November 1981 
einstimmig angenommenen Abschlußresolution nieder, in 
der es u.a. heißt: 
"Wir sind Zeugen der Teilnahme und Unterstützung der 
Massen des Volkes von Grenada rur die Programme der Re­
volution unter der mutigen, vertrauenswürdigen und begei. 
sternden Führung von Maurice Bishop und der New Jewcl 
Bewegung. 
Wir haben erkannt und gewürdigt, daß obwohl Grenada ein 
unterentwickeltes Land ist, das von der kurrupten Gairy­
Diktatur verunstaltet wurde; daß Irotz der Propaganda und 
ökonomilichen Destabilisierung seitens des US-Imperialismus 
die Revolution Grenadas nach nurzwciJahren und 8 Mona· 
ten in der Lage war zu bewerkstelligen die freie Erziehung 
ftir das ganze Volk auf allen Ebenen, die freie und verbes­
serte medizinische und Gesundhc:itsftirsorge, die Schaffung 
von 2.500 Arbeitsplätzen und die Errichtung einer bedeut­
samen Agroindustrie. Sie ist erfolgreich im Kampf um die 
Eliminierung des AnalphabelenlUms. Sie hat eine moderne 
Fischereiindustrie errichtet. Sie hat fest und klar die Arbei­
terrechte Wld die Rechte der Gewerkschaften ausgeweitet. 
Sie hat den Frauen neue Würde durch gleichen Lohn rtir 
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THE NEW DEMOCRACY 
IN GRENADA 

Die neue Demokratie in Grenada 
In eiDer 19111 VOll. der Revolutionift:n Volbrcgicrung in Grenada 
publu;ierten Broschün: mit dem Titel ,;u frrcdom we making'. Thc 
Ncw Dcmoc:ncy in Grenada" wenkn die voenclUedcnc:n Felder 
grmadini.chcr Volk..demokn.tie beschrieben. Neben dw DUftet. 
hmC von Arbeiteniten, du Frauenbewqung UIW. finden . ich darin 
StimmCD <Wa dem Volk und DcfmitiolKo zur revolutionären 
Demokratie. Hier AllIIChnitte: 

Die ,,Demokratie" der westlichen Welt trägt den Stempel dieses 
(durd!. die Amerikanisiereng in der Karibik schnell verbreiteten) 
Individualismus: Der Bürger nimmt am politischen Prou6 tcil, in­
dem er in &eint privaten Pantoffeln Khlüpft, Itill seine Stimme 
abgibt und dann wieder nach HWIe geht, um seinen eigenen Ge­
schähen nacJuugehen. 
Es handelt sich. um eine völlig andere Art von politiKhcm ProuS, 
wenn dieser aur menschlichem ZU&ammenwirken besteht, we:Jch.e. 
die Erziehung der Bürger ZUl Macht der Vereinigung w!8t ... Bei 
einer Bc:v6lkeruna: von 110.000 Menschen gibt cs schittungllWcise 
400 über das ganze Land verteilt operierende Gruppen. Und die 
Stärlu: und Bandbreite dieser Orpnisationen wächst kontinuierlich. 
Es wurde errechnet, daß bereiujeder fünfte Grenadiner einer Orga· 
nisation angehört. 
Das Volil. Grenada. ut orgariliiert in Fanner-Vereinigungen, Ge· 
werkschaften, Brigaden der Gemeinlchaftsarbeit, dem Nationalen 
Studentenrat, der .Bewegungen der Pioniere. der Nationalen Ju­
gendorganisation, der Nationalen Fn.uenorganisation, Untersli.lt· 
zungsgruppen der New Jewel Bewegung (NJM). der VoUumiliz, 
Koopen.tiven; Reli3ions-, Sport· Utld Kulturgruppen, und einer 
Menge von aus dem Boden sprießenden Aktionsgruppen. die sich 
mit den Problemen besonderer Gemeinschaften befauen: die Ver· 
eini8uni der Revolutionll.rl:n Landjugend (HURV), die Dienstap· 
Gnuaktion~eguna:, der Entwicklungan.t der St. Paub Gemein­
schaft, und andere "Gemeinschaftsverbeuerungs"- oder "Biirger­
aktions"-Cruppcn. 
Die heutige Organisation der Volklmacht ilt hervorgegangen aus 
dem Rahmenwerk, das sd\on vor der Revolution von der New 
Jewel Bewegung entwickelt wurde (al. Untergrundneu; d. Red.). 
Die NJM fährt damit fort, sowohl die mobilisierende Energie als 
auch die orpnuierende Initiative beizutn.gen, aber was in Grenada 
heute zum VorKhein kommt, hat nichts zu tun mit von Oben 
aufgeset:uen Strukturen. Wir haben da. Privileg, heUle Teil der Her­
ausbildung einer Volksverfassung zu sein, einer Verfuaung, welche 
erst zu Papier gebracht werden wird, wenn sie lich als dessen wert 
erwiesen hat, ent wenn die Grenadiner davon überzeugt sind daß 
die. der be.tmöcliche Weg zur Sidlerstellung ihrer voUen dem~k.n.­
tischen Rechte ist. 
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gleiche Arbeit und durch vollbezahlten Mutterschaftsurlaub 
ftir alle berufstätigen Fn.uen gegeben. Sie hat Kooperativen 
hauptsächlich flir arbeitslose Jugendliche und Frauen ent­
wickelt. Und sie hat neue Vergünstigungen ftir Bauern ge­
schaffen. 
Die grenadinische Revolution hat die Inflation durch das 
National Marketing Board mittels Senkung der Preise rur die 
Itberulwichtigen Güter bekämpft. und unter andertm - alle 
Dinge zu erwähnen ginge zu weit - baut sie einen neuen 
internationalen Flughafen, der die Entwicklung a ller Sek­
toren der grenadinischen Gesellschaft vorantreiben wird. 
Wir haben die vielen AggTt:uionsdrohungen, die verschie­
denen Militännanöver, die in der Region und in der Wc:lt 
stattfanden, das gefahrHehe Anheizen de~ Wettrüstens d urch 
die kriegslünerne Reagan-Adminisuation festgeste llt ... Wir 
verpflichten uns, Grenada gegen alle Drohungen und Aggres­
sionen zu verteidigen, und sind fest entschlossen , in unseren 
jeweiligen Ländern Freundschafugesellschaftc:n und Solida­
ri tätskomitees aufzubauen um die Wirklichkeit aufzuzeigen 
und unsere kämpferische Unterstü17;ung für die grenadische 
Revolution auszudrücken." 

"Die Revolution ist unteilbar" 

Die Teilnehmer des Internationalen Solidaritätskongresses 
haben ebenso wie der US-Imperialismus begriffen, wie ernst 
die Revolution auf dieser kleinen Insc:l zu nehmen ist. Seine 
bedrohlichen Aktivitäten 2 unterstreichen die Richtigkeit 
der Worte von Premierminister Maurice Bishop in der Ab­
schlußrtde auf dem Kongreß: "Es gibt nur eine Revolution 
und die ist unteilbar. Es gibt keine großen und keine kleinen 
Revolutionen. Alle Revolutionen sind Revolutionen und 
müssen unterstützt werden. " 
Dam it wollte M. Bishop nicht die Bedeutung der Revolution 
seines Volkes hervorheben, er wollte davon ausgehend die 
Notwendigkeit der Unterstützung des Volkes von Namibia 
betonen auch und gerade durch sein Volk, das mit Schwie­
rigkeiten selbst genug zu kämpfen hat. Obwohl Grenada arm 
sei, keine Bodenschätze habe, würde es mit der Südwest­
afrikanischen Volksorganisation (SWAPO). mit anderen 
Revolutionären und noch nicht befreiten Völkern teilen, 
wa. es habe. Eine Lektion fu r die, die: glauben, proletari­
schen Internationalismus in der Mottenkiste zu haben. 
So erlebten wir, internationale Gäste aus den Ländern des 
Sozialismus, aus kapitalistischen Metropolen, aus Ländern 
der Dritten Welt, vor al lem aus den Nachbarnaaten der Kari­
bik, das Volk von Grenada, die New Jewel Bewegung, bei al l 
ihren bewunderungswürdigen innenpolitischen Leistungen, 
als außenpolitisch konsequente Antiimpc:rialisten und Inter­
nationalisten, die nunmehr als ihre: Geschichte bestimmende 
Kraft den revolutionären Prozeß aller Völker 2:U ihrer Sache 
machen. 
.. Forward ever! Backward never!" ("Immer vorwärts! Nie­
mals 2:uriick''') Dies ist die Losung der Revolution in Grena­
da - und nich t nur der dOftigen. 

Anmerkungen der Red.alr.tion: 
I) Zum Jahreswechsel 198 1/82 war die Bewegung der jungen Pio­

niere mit über 8.000 Milgliedc:m die stärkste Massenorganisation, 
gefoJ&t von der Jugendorganisation NYO, die im Jahr 1981 ihre 
Mitglieds2:ahl von 1.500 auf 8.000 zu emöhen vermochte. Die 
Fn.uenorganisation NWO Iteigerte im gleichen Zeitraum ihre Mit· 
gliedschaft von 2.000 auf 5.000. Die Ende 1981 gegriindete Ver­
einigung Produzierender Farmer (pro) zählt 1.000 Mitglieder. 
Die größte Gewerkschaft des Landes, die Generalunion der Bank­
beschäftigten und Atbeiter (BCWU), hat mit ihren !I.OOO Mitglie­
dern rund 80% der Arbeiter organisiert. 
Daten nach: F~ West Indian, St. Geo~'s, 1.1.1982 

2) Zur aktuc:Uen US-Suategic: in der Karibilr. siehe die Beitriige von 
A.I. Samos in AlB 1/1982, S. 10/24 ff. und von R. Falle. in 
dieKm Heft 



Maurice Bishop 

Unsere Revolution wird sich 
nicht unterwerfen 

In der Vergangenheit haben die Vereinigten Staaten diese 
Region als ihren Hinterhof angesehen. Die herrschenden 
Kreise der USA haben stets die Meinung vertreten, daß ihre 
multinationalen Konzerne das Recht hätten, uneinge­
schränkt und ungestraft die Ressourcen dieser Regioß,ja der 
ganzen Weh auszubeuten. Sie haben sich stets das Recht 
angemaßt, zu entscheiden, welchen wirtschaftlichen Ent­
wicklungswcg Länder w ie das unsrige einschlagen sollten. Ja, 
sie wähnten sich sogar im Recht, wenn sie: versuchten, unse­
re Untercntwicklung zu verewigen. 
Wenn wir einmal c:inen'Blick in die Vergangenheit werfen, 
so ist zumindest ein Beweis dafUr die: Monroc-Doktrin von 
1823, die verschiedenen Regierungen in den Vereinigten 
Staaten das Recht einräumte, sich nach ihrem Gutdünken in 
Lateinamerika einzumischen. Wie Sie wissen, wurden im 
Rahmen dieser Doktrin faktisch alle Länder dieser Region 
zu dem einen oder anderen Zeitpunkt Opfer d ieser Doktrin. 
So wurde z.B. den Me'likanem Ende der 30er und Anfang 
der 40er Jahre des vergangenenJahrhunderts der größte Teil 
ihres nationalen Territoriums gestohlen. Die ihnen entris­
senen 2.100.000 qkm steUen eine größere Fläche dar, als du 
Territorium des heutigen Mex.iko umCaßt. 
Die Amerikaner haben also im Laufe der Jahre e ine Politik 
der Annex.ion, Invasion und später auch der Destabilisierung 
und des diplomatischen Druckes praktiziert. Ich glaube 

auch, daß wir die Tatsache erwähnen soUten, daß ein Land 
wie das unsrige - das eine besondere Haltung einnimm t, 
eine Position der Nichtpaktgebundenheit vertritt, das auf 
Prinzipien begründete Beziehungen zu verschiedenen Län· 
dem unterhält, das ausgezeichnete Beziehungen zu Ländern 
wie Kuba und Nikaragua pflegt, das den Imperialismus nicht 
als unbesiegbar betrachtet, das sich weigert, irgend jemandes 
Hinterhof zu sein, das fest von seinem Recht überzeugt ist, 
seine Entwicklung nach eigenen Plänen zu gestalten, ohne 
Druck und Einmischung von außen - daß ein Land wie 
unseres, das es sich zur Ehre anrechnet, ab erstes Land der 
englischsprachigen Länder der Karibik die Revolution 
durchgeftihrt zu haben, natürlich eine Zielscheibe rur wüten­
de Angriffe und besondereR Druck ist. 

Es in richtig, daß wir seit den Tagen der Revolution Pro­
bleme mit den Amerikanern haben. Von den in dieser Re­
gion vertretenen Westmächten waren sie die letzten, die un­
sere Regierung anerkannten, obwohl sie wußten, daß die 
Revolution eine gewaltige Unterstützung _ Cast des gesam­
ten Volkes - genoß und das gesamte Land sich in unsefCr 
Hand befand, und obwohl wir feste Zusagen gaben (die alle 
eingehalten wurden), daß wir unsere internationalen Ver· 
pflichtungen erfUllen und die Rechte al ler Personen, die 
nicht Staatsbürger von Grenada sind, wie auch aller unserer 
Bürger in unserem Lande wahren und ihre Sicherheit garan-
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tieren werden. 
Während der ersten Wochen nach der Revolution versuchte 
dann ihr Botschafter Ortiz als Gegenleistung fdr eine Zusage 
von 5.000 Dollar "Hilfe" uns vorzuschreiben, wie unsere 
Politik aussehen solle. Und er hatte sogar die Stirr.l, uns vor 
der Herstellung "enger Beziehungen" mit Kuba zu warnen. 
Natürlich erklärten wir ihm, daß wir nicht käuflich seien 
und daß unsere lnnen- und Außenpolitik unsere souveräne 
Angelegenheit sei, über die wir mit keinem Außenstehenden 
verhandeln und die wir uns erst recht nicht diktieren lassen 
würden. 
Noch vor Ablauf der ersten drei Monate entdeckten wir, daß 
der CIA einen aus drei Teilen bestehenden "Pyramidenplan .. 
ausgearbeitet hatte, der die Deslabilisierung des Propaganda­
apparates, Wiruchafusabotage und Mordpläne terroristi­
scher konterrevolutionärer Banden mit dem Ziel, die Revo· 
lution zurückzurollen, vorsah. Dies wurde deutlkh. nach­
dem die Zeitschrift Newsweek die Weh informil~rt hatte, 
daß der Nationale Sicherheitsrat eine Blockade unseres Lan­
des erwog. 
Und ich muß betonen, daß wir erlebt haben, wie alle Aspek­
te des "Pyramidenplanes" des elA in den vergange'nen zwei 
jahren ausprobiert wurden, manche sogar erfolgrekh. Einige 
der konu:rrevolutionären Elemente, die an dem Anschlag im 
Oktober 1979 beteiligt waren, gestanden, daß man ihnen die 
Unterstützung von Söldnern zugesagt hatte, die vum Terri­
torium der USA per Schiff eintreffen sollten. 
Obwohl wir all ihren gesetzlichen Formalitäten nachge. 
kommen sind, weigerten sich die Amerikaner ebenlfalls, Eric 
Gairy (von 1951·1979, mit zwei kurzen Unterbrechungen, 
grenadinischer Premierminister: d. Red.) an Grenada auszu­
liefern, damit er u.a. wegen Mordes und versuchten Mordes 
vor Gericht gestellt werden kann. l Bei seinen erfolglosen 
Versuchen, die Macht in Grenada zurückzuerobem, bedient 
sich Gairy von San Diego bzw. Brooklyn aus nacltl wie vor 
des Territoriums und der Medien der USA. 
Die Amerikaner weigerten sich ebenfalls, unseren .ltändigen 
Vertreter bei der Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) als Botschafter in Washington zu akkreditieren und 
wiesen ihren Botschafter in Grenada, dessen Amtszeit abge­
laufen war, an, sich im januar 1980 nicht nach St. George's 
zu begeben, als wir ihn zu offiziellen Gesprächen. über die 
Wiederaufnahme eines Dialogs eingeladen hatten. 

US-"Pyramidenplan" gegen Grenada 

Vor kurzem ergab eine Umfrage bei Reisebüros im Gebiet 
von Washington/Maryland und in New Y ork, daß über 90% 
der etwa 40 Reisebüros, von denen Reiseinformationen über 
Grenada eingeholt wurden, die Auskunft gaben, daß Grena­
da ein "unsicheres" Reiseziel sei. Die meisten sag1:en, diese 
völlig aus der Luft gegriffene Einschätzung sei ihnen vom 
Außenministerium übermittelt worden. 
Nachdem der Wirbelsturm Allen im jahr 1980 unserer Bana­
nenernte schweren Schaden zugefügt hatte, wurde einem 
Antrag auf Unterstützung bei der Schadensbehebung. den 
die Windward Islands Banana Association - der Grenada, 
SI. Vincent, St. Lucia und Dominika angehören - gestellt 
hatte, nur unter der Voraussetzung des Ausschlusses von 
Grenada stattgegeben. Seit damals gab es noch mehrere Bei­
spiele fair den Versuch der USA, die Gewährung von Ent­
wicklungshilfe von verschiedenen internationalen :Behörden 
wie dem Internationalen Währungsfonds und verschiedenen 
Ländern, darunter der EG, an die wir uns um Unterstützung 
beim Bau unseres internationalen Flughafen, gewandt hat­
ten, zu unterbinden. 2 

jetzt haben die herrschenden Kreise der USA die Zahl der 
ungesetzlichen Spionageflüge über unser Land erhöht, ihre 
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Schmäh- und Lügenpropaganda verstärkt, und wer weiß, 
welche weiteren Pläne gegenwärtig gerade ausgeheckt wer· 
den oder soeben gebilligt worden sind. Die Gemeinheit und 
Niederträchtigkeit der mächtigen USA scheinen grenzenlos 
zu sein. Bei ihren Versuchen, die friedliche und fortschritt· 
liehe Entwicklung eines kleinen, armen, um seine Unabhän­
gigkeit ringenden Landes wie Grenada aufzuhalten, schrek­
ken die mächtigen USA yor nichts zurück. Während des 
Wahlkampfes zu den Präsidentschaftswabien (im jahr 1980; 
d. Red.) erklärten sie, daß sie beabsichtigen, uns eine Lehre 
zu erteilen. 
Wir werden jedoch dafdr sorgen, daß unsere Revolution fort· 
besteht und jeden Tag stärker wird. 

Ich glaube, wir müssen uns auch darüber im klaren sein, daß 
diese Zeit aus verschiedenen Gründen die gef<ihrlichste 
Periode der jüngsten Vergangenheit ist. Die Regierung Rea­
gan hat einige neue und höchst gefahrliche Konzepte yor­
gelegt. insbesondere über die "Verkettung von Ereignissen" 
und den "internationalen Terrorismus". 

Unsere größten Schwierigkeiten sind wirtschaftlicher Art. 
Und wir sind jetzt darangegangen, sicherzustellen, daß wir 
50 bald wie möglich etwas dagegen tun, und die produktiven 
Kapazitäten der Wirtschaft zu entwickeln. In diesem Punkt 
gibt es auf Da~er gewaltige Probleme - mit dem Arbeits­
kräftemangel, fehlender Technik, dem Mangel an Kapital 
und Fachleuten. 
Gleichzeitig sind Erleugerländer wie das unsrige mit dem 
ständigen Problem der sehr niedrigen Preise rur unsere land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse konfrontiert. 1979 erliehen 
wir aus dem Verkaur von MuskaUlüssc:n, Kakao und Bana-



nen 21 Mio Dollar; 1980 erbrachte der Verkauf der gleichen 
Menge mir 17 Mio Dollar, d.h. 4 Mio Dollar weniger, was in 
erster Linie darauf 'ZuriichufUhren ist, daß innerhalb weni· 
ger Monate der Kakaopreis p ro t von etwa 4 ,400 Dollar auf 
2.400 Dollar gefallen war. Natürlich konnten wir kaum et­
was dagegen tun. Langfristig gesehen sind die Errichtung 
einer Neuen Internationalen Wiruchaftsordnung und die 
Suche neuer Handelspartner sowie die Diversifi'Zierung unse­
res Handels Bestandteil unseres Kampfes. 
Wir müssen uns in jedem J ahr auch mit der importierten 
Innation auseinandersetzen, In einem Land wie dem uns­
rigen, mit einer kleinen, offenen, abhängigen Wiruchaft in 
das natürlich ein großes Problem. 1979 gaben wir annähernd 
43 Mio Dollar ftir den Import von Fertigerzeugnissen aus, 
die wir aus den imperialistischen Ländern bezogen. 1980 
mußten wir bereits 50 Mio Dollar fUr die gleiche Waren· 
menge aufwenden, Dieses Beispiel verdeutlicht, daß wir in 
jedem Jahr ftir unsere Eruugnisse weniger erhalten, gleich. 
zeitig jedoch für ihre Waren in jedem Jahr mehr beo:ahlen 
müssen, Das ist ein schwerwiegendes Problem, 

Größtes Problemkind ist die Wirtschaft 

Zu allem Oberfluß erklärten uns in letzter Zeit drei mäch· 
tige transnationale Konzerne den offenen Wirtschaftskrieg, 
Sie versuchten. unser Land in die Knie 'Zu zwingen, indem 
sie die Stromversorgung sperrten, woll ten unser Volk also 
buchstäblich in die Finsternis Hünen. Natürlich hofften sie. 
daß das so entstehende Chaos die Bürger unseres Landes 
veranlassen würde, ihre überzeugung, daß sie die Revolution 
weiterfUhren werden, und ihr Veruauen in die Regierung 
und deren Bemühungen um die Lösung der dringendsten 
Probleme unseres Landes 'Zu verlieren . 
Nachdem die Commonwealth Development Corporation of 
England (CDC) mehr als 20 Jahre lang Gewinne aus unserem 
Volk gepreßt, die Stromgebühren derart in die Höhe getrie­
ben hatte. daß selbst die Regierung dieser Entwicklung hilf· 
los gegenüberstand. und die Energieversorgung immer mehr 
vernachlässigt hatte, was in den letzten Monaten 'Zu häufigen 
StromausfilIen fUhrte, erhielt sie plötzlich keine weiteren 
BrennstoHkredite von der ESSO und keine weiteren Bar· 
geldkredite yon der Barclays Bank mehr. Dann, am Nach· 
mittag des 21. Mai 198 1 steUten diese drei Transnationalen 
der Regierung Grenadas ein Ultimatum: Sie solle die yon der 
CDC angehäufte riesige Schuldenlast übernehmen oder die 
Generatoren würden im gan'Zen Land um 20 Uhr abgeschal­
tet. 
Sie wußten jedoch nicht, daß wir seit Wochen über ihr Kom· 
plott zur Etpressung unseres Landes informiert waren. daß 
wir sogar über die Versuche. die Verschirrung von Ersatzteil­
liderungen für die Generatoren 'Zu verhindern, im Bilde 
waren. 
Konfrontiert mit diesem klassischen Beispiel der ökonomi· 
schen Aggression übernahm unsere Regierung die Aktien· 
mehrheit in der Elektrizitäugesellschaft, so daß sie sie jet.lt 
kontrolliert. Sie ernannte "ZWei neue Vorstandsmitglieder 
und einen neuen Direktor und sprach mit den Arbeitern, die 
versprachen, weitere Sabotageakte 'Zu verhindern. Doch die 
Generatoren sind in äußerst schlechtem Zustand. Es wird 
abo eine 'Zeitlang dauern bis wir die 2 1 Jahre währende 
Ausbeutung unseres Volkes auf diesem essentiellen Gebiet 
überwinden können, und es werden umfangreiche Investitio· 
nen in unsere Wirt.schaftsreuourcen erforderlich sein. 
Desweiteren möchte ich darauf eingehen, wie wir den Auf­
bau unseres Lande& in Angriff nehmen. In den letzten zwei 
Jahren haben wir uns beim Aufbau der nationalen Wir t· 
schaft und beim Vorantreiben der Revolution auf drei Säu­
len gestützt. Diese sind: Erstens ist es notwendig, dem Volk 

durch die Stärkung der Wirtsehaft, durch die möglichst 
schnelle Entwicklung der schöpferischen Fähigkeiten unse· 
res Volkes und der Produktivkräfte unseres Landes größeren 
Wohlstand zu sichern. 
Zweitens wäre die weitere Einbe'Ziehung unseres Volkes in 
und seine Mobilisierung und Organisierung rur die demokra· 
tische Mitbestimmung bei der Leitung des Landes und des 
Ausbaus der Revolution auf freiwilliger Basis zu nenn~n. In 
dieser Be'Ziehung sind beträchtliche Erfolge 'ZU verzeichnen. 
Der dritte Aspekt ist die Erhöhung der Veneidigungskraft 
zum Schut'Ze der Revolution, Wir sind fest davon überzeugt, 
daß keine Revolution das Recht hat, sich als solche 'ZU be­
zeichnen, wenn sie nicht d ie Fähigkeit besitzt, sich zu ver­
teidigen b'Zw. diesbezügliche Anstrengungen zu unter­
nehmen. 
Aus diesem Grunde wurde die Armee Gairys aufgelöst und 
eine neue Armee, die Revolutionäre Volksarmee (am 20. 
J uni 1980; d. Red,), geschaffen, Aus diesem Grunde haben 
wir auch die Revolutionäre Volksmiliz aufgestellt, damit das 
Volk unseres Landes an der Verteidigung seiner Errungen· 
schaften sowie der künftigen Pläne mitwirken kann_ 
Wenn es uns gelingt, die Wirtschaft anzukurbeln ·und so die 
notwendigen Mittel 'ZUr Erhöhung des Wohlstandes rur unse· 
re Bürger aufzubringen, und wenn wir uns dabei auf diese 
drei Säulen stützen, wird es unseres Erachtens möglich sein, 
alle Schwierigkeiten . mit denen wir konfrontiert sind, zu 
überwinden. Eine unserer nationalen Losungen lautet: "Ein 
organisiertes, bewußtes, geeintes, produktives und wachsa· 
mes Volk ist unbesiegbar," 
Und wir warnen diejenigen Mächte, die unseren Foruchritt 
rückgängig machen wollen: Solange es diese Regierung, uno 
sere Partei und unser Slol'Zes Volk gibt. solange es die Revo· 
lution gibt, werden wir uns weder unterwerfen noch zu Fall 
bringen lassen, sondern stets enuchlossen für unsere Sache 
eintreten. 
(Quelle: Free West Indian, St. George 's, 15.8.1981; Aus­
schnitte) 

Anmerkungen der Redaktion: 
I) Zum Gairy·Regirne. dem Aufschwung de. Volkswiderstands in 

den 70er Jahren und zur bewaffneten Volkserbebu"i 1979 .iehe 
die Eiruchätzung des NJM·Politbürornitglie:ds Vincent Nod. Die: 
grenadinische Revolution - ein siegreiches Beispiel mehr, in: 
AIB-5ondemeft 1/1981, S. '3·35, roer S. '3/.54 

2) Internationale Hilfe für das grenadinischc Flughafenprojekt lei . 
Iten Kuba (u.&. auch mi t 250 yon insgesamt 550 Facharbeitern), 

"Libyen, Syrien, A~ricn, der Irak und Venezuela. 
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Kolumbien 
Peter Garcia 

Demokratie von Generals Gnaden 
Provinz Huila, am Magdalena-Flu6. Es ist früh an! Morgen. 
Obwohl das gleißende Sonnenlicht schon in die Augen 
sticht, ist die Hitze noch erträglich. 
"Da liegt wieder einer". sagt der Fischer. und deutet auf den 
leblosen Körper im Uferschlamm. Arme und Gesicht weisen 
deutliche Folterspuren auf. "Hier holen sie rast jeden Tag 
eine Leiche raus. Manchmal mehrere: Im Dezember waren 
es über 40. Den Rechtsanwalt ecsar Charry Rivas haben sie 
auch aw dem Fluß gefischt. Die ganzen Eingeweide waren 
raus und er hatte Steine im Bauch. Wahrscheinlich, damit cr 
nicht mehr auftauchen sollte." 
Zur Polizei will keiner der Fischer, um den grausigen Fund 
zu melden. Das gibt nur Ärger und außerdem ... Dort sitzen 
ja die Mörder. Dort und in der Kaserne von Neiva, der in der 
Nähe liegenden Proviruhauptstadt. Die Mordopfer sind im­
mer Vertreter der Opposition, Menschen, die skh für die 
Interessen des Volkes eiruetzen. 
US-Präsident Reagan zählt Kolumbien zu den demokrati­
schen Ländem der Hemisphäre. Im März und Mai dieses 
Jahres werden dort Wahlen abgehalten. Aber alle Fäden der 
Macht laufen bei den !l.lilitän zusammen. 
Am 7.8.198l gab der Oberkommandierende des Heeres, 
General Landazibal, zu Ehren seiner Marionette, des Präsi­
denten Turbay, ein Essen im Militärclub. Anschließend wur­
de ein Kommunique veröffentlicht, in dem wörtlich stand: 
"Die Regierungsspitze und die Streitkräfte haben ein 
Bündnis geschlossen, um gegen die Aufständischen zu 
kämpfen." Seit wann schließen Streitkräfte Bündnisse mit 
der eigenen Regierung? 

Putschdrohung General Leyvas 

Der 30. Oktober 1981 in der Großstadt Cali. Makellos ge­
kJeidete Herren im Frack oder dunklen Anzug defilieren 
zusammen mit Uniformierten in einen Saal. Die örtlichen 
Bankiers haUen zu einem Empfang rur die Militärs eingela­
den. Prominentester Gast: der Verteidigungsminister, Gene­
ral und wirklicher Staatschef Kolumbiens. Camacho Leyva; 
sdbst in bürgerlichen Zeitungen als Inspirator eines mög­
lichen Militärputsches bezeichnet. Bislang beschwörten die 
Militä.rs in der Offentlichkeit immer wieder ihre Verfas­
sungstreue. Nicht so auf diesem Empfang. C. Leyvas Rede­
beitrag gipfelte in der Drohung: " ... Wenn der Wahlkampf ... 
nicht mehr mit gewöhnlichen Mitteln gemhrt wird und 
Situationen verbaler und physischer Gewalt entstehen, und 
wenn wir schließlich das Vertrauen in die Prinzipien der 
christlichen Zivilisation verlieren, ... kann es keine Neutrali­
tät geben und niemand kann einfacher Zuschauer bleiben ... " 
Zur sog. "Putschistengruppe" in den Streitkräften gehören 
außer dem Verteidigungsminister auch der Oberkomman­
dierende des Heeres, Landal-abal Reyes, und sein Stellver­
treter, Lema Henao. Beide sind in Siidkorea von US-Ausbil­
dem trainiert worden. Landadbal hat als "Gehirn" der Put­
schistengruppe mehrere Bücher geschrieben. 1980 erschien 
sein Buch ,.Oie Unterwanderung und der soziale Konflikt". 
Unter anderem schreibt er in diesem Werk: "Die Militärdik-
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tatur ... trat auf die Weltbühne nicht 50 sehr als ein Streben 
der Militärs, sondern als eine Notwendigkeit, die im sozialen 
GeHige des Staates 50 emprunden wird, und sie veranlaßte, 
seine legitime Verteidigung zu garantieren." 
Am 22.9.1981 klagten Oppositionsabgeordnete in der Voll­
versammlung des Parlaments die Militärftihrung an, einen 
Putsch zu planen. Seit Januar 1981 seien 1063 Mitglieder 
von Oppositionsparteien verhaftet, 242 gdoltert, 53 ver· 
schleppt, 142 ermordet, 60 schwer verletzt worden, und 15 
haben in Botschaften um politisches Asyl nachgesucht. 
Hausdurchsuchungen ohn~ Gerichtsbeschluß kann man 
schon nicht mehr zählen. Die Armee verhindert, annuliert 
und dirigiert auf kommunaler Ebene Wahlen, wie es ihr ge­
rade paßt. Gewählte Ratsmitglieder werden abgesetzt und 
verfolgt. Oft werden nicht genehmen Kandidaten schon vor 
der Wahl mit Repressalien bedroht. Offentliehe Versamm­
lungen werden aufgelöst. In den letzten 11 Jahren gab es in 
Kolumbien lediglich 13 Monate ohne Ausnahmezustand. 

Morde auf offener Straße 

Wie emst die Gefahr eines Militärputsches in Kolumbien ist, 
und welchen Stellenwert dieses Land in der Lateinamerika­
politik der Vereinigten Staaten hat, wird aus folgender Tat­
sache klar: Als Empfanger von US-Militärhilfe steht Kolum­
bien heute in Lateinamerika an zweiter Stelle hinter EI Sal· 
vador! 

Während du Militär in den Städten noch nicht so offen als 
Unterdriickungsinstrument in Erscheinung tritt, kann man 
die Verhältnisse auf dem Land ohne Übertreibung als Mili­
tärdiktatur bezeichnen. Ein Menschenleben hat für die Mili­
tärs keinerlei Bedeutung. 
So in Santander de Quilichao: Der Maurer Eliecer Bermudez 
Mina geht in der Stadtmitte an einer Militärpatrouille vor­
bei. Plötzlich wird er von den Soldaten gepackt. die ihn 
brutal herumstoßen und durchsuchen. Er besteht darauf, 
daß man ihm den Grund rur diese Behandlung bekanntgibt. 
Da wird er auf offener Straße vor den Augen anderer Passan­
ten kaltblütig erschossen. 
Ein paar Tage später die Beisetzung. Auf dem Friedhof er­
scheinen ungebetene Gäste in Uniform, die die Anwesenden 
mit Zurufen provozieren. Als bei einer kurzen Grabrede auf 
die Ursache des Todes eingegangen wird, schießen die Sol­
daten auf die Trauergäste. Bilanz dieses neuerlichen Ver­
brechens: 5 Schwerverletzte und ein weiteres Todesopfer, 
Frau Ana Deyba Aponza. 
Die Militärwillkür macht auch vor Kindern nicht halt. Am 
25.10.198 1 werfen Soldaten in Puerto Guevara Handgrana­
ten in die geöffneten Fenster des Hauses von lrene Colo­
rado. Diese Frau ist den Militärs schon lange ein Dom im 
Auge. wei l sie in der Oppositionsbewegung aktiv ist. Der 
Zeitpunkt der kriminellen Handlung: etwa 21.30 Uhr. 1m 
Haus sind verschiedene Nachbarinnen mit ihren Kinder an· 
wesend. Von Panik getrieben rennen sie auf die Straße. In 
diesem Moment werden mehrere Garben aus einer Maschi­
nenpistole gdeuert. 



Eine Nachbarin Wld ihre beiden Kinder im Alter von 8 und 
10 Jabren, sowie ein anderes Nachbarkind im Alter von 13 
Jabren, bleiben tot in ihrem Blut liegen. lrene Colorado und 
weitere Kinder zwischen 9 Wld 14 Jahren kommen mit Ver· 
letzungen davon. Am nächsten Morgen werden in der Ort· 
schaft 27 Einwohner von der Soldateska festgenommen. 
Drei von ihnen sind bis heute vermißl. 

In Kolumbien fehlen überall Schulen. Besonders auf dem 
Land sind die Zustände oft trostlos. Viele Bauern wissen 
nicht. wo ihre Kinder Unterricht erhalten sollen_ Um Pro­
bleme dieser An zu lösen, haben sich in Kolumbien vieler­
orts demokratische Selbsthilfe-Organisationen gebildet, die 
"acciones comunales". In Cimitarra hatte sich eine dieser 
acciones comunales entschlossen, die Dinge selbst in die 
Hand zu nehmen, und eine Schule zu bauen. Lobenswert? 
Nicht rur die Herrschenden Kolumbiens, denn in den accio­
nes comunales sind die Vertreter der demokratischen Oppo­
sitionsparteien die tragende Kraft. 

6 Bauern sind am 18. August 1981 mit der Arbeit an der 
Schule beschäftigt. Doch wo eben noch scherzhafte Ge· 
spräche zu hören waren, ertönen auf einmal Militärkomman­
dos. Soldaten unter Führung des Oberstleutnants Carlos M. 
Guevara Aristizabal umstellen den Bauplatz. Mit entsicher­
ter Waffe in der Hand brüllt der Offizier die Bauern an: "Ihr 
seid verhaftet, Ihr Schweine, ab geht'sl" 

Jairo Blanden, einer der Bauern, erhält eine "Sonderbehand. 
Jung", weil er angeblich Sympathisant der Guerilleros ist. 
Sie bringen ihn in den Wald, wo er sich ausziehen muß. 
Dann wird er an den Armen aufgehängt und blutig geprü­
gelt. In der Zwischenzeit hat einer der Sehergen ein Wespen. 
nest ausfindig gemacht, das er zur Folterstätte bringt. Voller 
Wut über die Störung stechen die Wespen auf den Wehrlosen 
ein. Etwas später lassen sie Jairo Blanden herunter und wer­
fen ihn in Dornenbüsche. Zwei seiner Folterer stellen sich 
mit ihrem ganzen Körpergewicht noch auf ihn. 

Nachdem auch auf diese Weise: kein Geständnis herau!zu­
locken war, legt ihm einer die Pistole an den Kopf. "Damit 

Du nicht singst", sagt er, Wld drückt ab. Wie durch ein 
Wunder drang ~ie Kugel nicht ins Gehirn, und der Bauer 
blieb am Leben. Sein Gesicht wird allerdings fw- immer 
fllrchter1ich entstellt bleiben. 
Der Arm der Militärkommandeure auf dem Land reicht bis 
in die Städte. Aus der Region Yacopi hatte sich eine Bauern· 
delegation nach Bogo13. auf den Weg gemacht, um die Regie­
rung über die Verfolgung und Unterdrückung durch das Mili­
tär zu informieren. Die Delegation stand unter der Leitung 
des gewählten (und von den Militän abgesetzten!) Ratsmit· 
glieds Ismaei Aguilar. Anfang November 1981 wurde Ismac:1 
Aguilar in Bogod. verhaftet Wld in das Gefängnis "EI Barne" 
bei Tunja verschleppt. Dort sitzt er in Einzelhaft und ist 
mehrmals gefoltert worden. Oie Namen der Folterknechte 
sind bekannt; Teniente Rodriguez und Sargento Qliveros. 

Tausende Opfer der Kapuzenmänner ... 

Da es in den Städten heute immer noch Politik der Militän 
ist, nicht zu offen aufzutreten, bedient man sich hier ande· 
rer Taktiken. Zuerst trat die Todesschwadron auf den Plan, 
<lerc:n Mitglieder Polizei- und Militärangehörige sind. Fünf 
Richter der Stadt Pereira sahen sich im September 1981 
gezwungen, den Zustand der Geseulosigkc:it in ihrer Stadt 
in einem Brief an das Parlament anzuklagen: "Eine Analyse 
aller Morde seit Dezember 1979 bis heute hat ergeben, daß 
allein hier in Pereira 650 Menschen von (der Todesschwa­
dron) umgebracht worden sind." 

Bogota am 14.8.1981. Mitternacht hat längst geschlagen. 
Unbemerkt dringen mehrere Personen in den Gerichtshof 
Paluquemao ein. Man merkt, sie kennen sich genau aus. 
Amtszimmer werden durchstöbert, aber nur von einem Teil 
der Richter. Da um diese Zeit bei Abwesenheit der Richter 
keine Wertgegenstände zu finden sind, lassen sie ein paar 
biUige A.!chenbecher mitgehen, gewissermaßen als Tarnung. 
Denn was neben den Aschenbechern verschwand: alle Akten 
über die Todesschwadron. 
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Wenn es sein muß, werden Gesetzesdiener auch umgebracht, 
.ofern ,ie der Todesschwadron zu hartnäckig nachspüren: 
im Mai 1981 die Richterin Esperanza Restrepo Lopez, im 
juni 1981 der Richter Rodrigo Bastida Sanchez. Bis August 
1981 waren es insgesamt 6 Angehörige dieses Berufsstands. 
Am 10.10.1981 holen morgens um 6.00 Uhr mit Kapuzen 
verhüllte Männer den Bauemführer jorge Uldarico Linares 
aus Yacopi, 37 jahre, aus dem Bett. Sie zerschlagen die 
gesamte Wohnungseinrichtung, rauben sein Geld und alle 
Wertgegenstände und schleifen ihn anschließend auf die 
Straße. Dort legen sie ihn vor den entsetzten Augen seiner 
Frau und seiner 5 Kinder mit ein paar Schüs~n um. Nach­
barn, vOf5ichtig durch die Fenste.r spähend, sind Zeugen. 
Angeblich soll Uldarico die Guerilla.Organisation FARC un­
terstützt haben. Alle Männer trugen Uniformen. 

Am 7.10.1981 dringen 6 "encapuchados" (Kapuzenmänner, 
wie sie in Kolumbien genannt werden) in das Gelände der 
Universität dei Valle ein, und sprengen das Auto des Rek­
tors in die Luft. Ziel der Provokation: eine emeute Schlie­
ßung der Universität, um Studentenproteste abZUwÜrgen. 
Das Ganze flog dadurch auf, daß erstens ein Universitäts­
angestellter alles beobachtet hatte, und zweitens eine Radio­
station zu früh die Meldung losließ, daß es auf dem Gelände 
der Universität zu schweren Auseinandersetzungen zwischen 
Militär und Studenten gekommen &ci, mit vielen Verletzten 
und Festnahmen, worauf man die Universität bis auf weite­
res erneut geschlossen hätte. Nur: die Studenten waren noch 
gar nicht erschienen! 
Ebenfalls auf das Konto der "encapuchados" geht der Tod 
der katholischen Nonne Carmenza Cailaveral, die in der 
Nähe der Universität von Antioquia, Medellin ennordet wur­
de. Znfillig hatten Anlieger beobachtet, wie vennummte Fi­
guren das Auto der Nonne mit einer Bombe bewarfen, und 
dann mit aufheulendem MOlor wegfuhren. Die Nonne ver­
brannte hilflos in ihrem Fahrzeug. 
Der Zeitpunkt dieses Verbrechens war indes kcin Zufall: 
Am Tag vorher, am 13.10.1981 hatte das Militär die Uni­
versität überfallen und vorübergehend besetzt. Es ist nicht 
klar, ob man die Nonne mit einer StudentenfUhrerin ver­
wechselt hatte, oder ob man den Mord den in der Nähe 
demonstrierenden Studenten anhängen wollte. Die Presse 
jedenfalls verbreitete die Version von der Täterschaft "lin­
ker Terroristen". 

Anfang Juli 1981 organisierten verschiedene Gewerkschaf· 

E.m<InI<'~, (;c,.·.,klCllaf'.r Mi, ... 1 A. COI .... 
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tcn aus dem Bereich der Massenmedien eine PrOtestdemon­
stration, da das zuständige Ministerium die gerechten For­
derungen der Arbeiter und Angestellten einfach ignorierte. 
Einer der Organisatoren war Miguel A. Galvis, Vorsitzender 
der Gewerkschaft der Beschäftigten beim Fernsehen. Die 
Demonstration wurde an Ort und Stelle von den Militärs 
verboten, wobei es zu einem heftigen Wortwech&c1 zwischen 
Galvis und den verantwortlichen Offizieren kam. 
2 Wochen später, am 27.7.1981 morgens. M.A. Galvis hat 
gerade seine Kinder zum Schulbus gebracht und geht wie 
üblich noch einmal zu seinem Haus zurück. Da stellen sich 
ihm Männer in den Weg. Ihre Gesichter sind verhüllt. Sie 
ziehen ihre. Waffen, ohne ein Wort zu sagen. Von mehreren 
Kugeln getroffen bricht Galvis zusammen und stirbt kurze. 
Zeit später. Mit kolumbianischen Militärs diskutiert man 
nicht ... 

Gemeinsamer Präsidentschaftskandidat der Linken 

Im Dezember 1981 verwandelt sich die Todesschwadron in 
eine ebenso gnadenlose neue Mordorganisation: die MAS 
(Tod den EntfUhrem). Dieser Name wurde in einem Flug­
blatt der Pres&C mitgeteilt und gleichzeitig verkündet, daß in 
Zukunrt die nächsten Anverwandten dafür zu büßen hätten, 
wenn irgend jemand bei den Guerilleros mitmacht. Außer­
dem wurde die Presse noch darüber informiert, daß die 
MAS-Leute über Hunderte von Mio Pesos verfügen, die an­
geblich von der Mafia gestiftet worden seien. 
Es ist sicher nicht auszuschließen, daß hier die Herren der 
"ehrenwerten Gesdlschaft" mit den noch ehrenwerteren 
Herren von Banken und Großgrundbesitz an einem Strang 
ziehen. Auf jeden Fall dürfte der Löwenanteil des Geldes 
'Ion Leuten kommen , die sich nonnalel"Weise einer weißen 
Weste rühmen : von den Bankiers, Großindustriellen und 
Großgrundbesitzern, die sich in der Vereinigung "Mano 
Negra" (Schwarze Hand) zusammengeschlossen haben. Das 
erklärte Ziel dieser Organisation: "die Bekämpfung des 
Kommunismus und der Unterwanderung" in Kolumbien. 
In den letzten Monaten haben sich Militärterror und Unter­
drückung intensiviert. Nicht ohne Grund sind die Herren der 
Geschicke Kolumbiens angesichts der bevorstehenden Wah­
len nervöser als sonst: Es gibt diesmal einen gemeinsamen 
Präsidentschafts kandidaten der Opposition (siehe AlB 
10/1980 und 5-8/198Ij d. Red.), den sowohl konsequent 
demokratische Kräfte des Bürgertums als auch die KP Ko­
lumbiens unterstützen. Der Kandidat , Prof. Gerardo Molina, 
gehört der Bewegung Firmes an, deren prominentester Ver­
treter der Schriftsteller Gabriel Garda Marquez ist. 
Die etablierten Parteien, Liberale und Konservative, stehen 
ratlos vor der ernsten Krisensituation in ihrem Land. 25% 
der Bevölkerung sind arbeitslos oder unterbeschäftigt. Nach 
jüngsten Berichten der UNO in Kolumbien eines der Länder 
mit dem niedrigsten Eiweißverbrauch der Welt (z.B. noch 
15% unter dem von Uganda). Die Hoffnung rur Liberale und 
Konservative, trotz der Unzufriedenheit des größten Teils 
der Bevölkerung ohne Putsch an der Macht zu bleiben, liegt 
darin, daß auch 1982 die Wähler wieder massenhaft den 
Urnen fernbleiben. Beim letzten Mal hatten fast 3/4 aller 
Kolumbianer resigniert auf eine Wahlbeteiligung verzichtet. 
Allerdings ist man in Kolumbien vor überraschungen nicht 
sicher. Um der reaktionären MilitärfUbrung einen möglichen 
Vorwand ftir einen Putsch zu nehmen, hat die Guerillaorga­
nisation FARC im November 1981 ihre Bereitschaft zu ei­
nem WafrenstiUstand bis nach den Wahlen erklärt. Zur War­
nung rur putsch freudige Militärs wurde gleich hinzugefligt, 
daß die FARC bereits in 17 Kolonnen organisiert ist und 
daß bis Ende des Jahres eine Verstärkung auf insgesamt 30 
Kolonnen geplant ist. 



EI Salvador 
Am I. Februar dJ. hat US·Präsident Reagan der salvadorianisehen JUDta, zusätzlich zur für 1982 bewilligten Militär- und 
Wirtschafuhilfe von 167 Mio Dolla.r. eine militärische "SicherhcitsDothilfe" von 55 Mio Dollar gewährt. Unmittelbar zuvor 
waren in den USA die ersten von insgesamt 1.600 salvadorianischen Militärs eingetroffen, die dort in Schnellkurscn ruf die 
Anti-Aufstands.Kampffdhrung in EI SaIvador ausgebildet werden sollen. In Washington rcchtrcrtigte man diese neuen Stiit­
zungsmaßnahmcD damit, daß "in EI Salvador die Entschcidungsschlachl fUr Mittclamc:rika im Gange" sei (Unterstaatssekretär 
Tb. Enden) und .,substanucUe Foruchrittc" beim Schut:z der Menschenrechte seitens des milit.ärisch·drristdemokratischcD 
Regimes (R. Reagan) CcsUtdIbu seien. Und du angesichts der Berge von Leichen, die die Juntatruppen gerade zut' jahteswC'ndc 
"urücklicßcn, dUunter in Moruin rund 1.000 ermordete Zivilisten (siehe AlB 2/1982, 5.11), nahe San MigueI150 ... 
Die erneute AWlweitung der US-Militärhilfe flir da.s Schlächterregime EI Salvadors ist darin begründet, daß die jüngsten Offen­
siven der JuntaU'Uppen offenbar scheiterten und die Guerilla der Nationalen Befreiungsfront Farabundo Marli (FMLN) ihre 
Positionen stetig ausbauen konnte. Du vetanSoChaulicht die hier dokumentierte Lageskizze von Joaquin ViUalobos, Mitglied des 
FMLN-Genera1kommandol. Und da.s erhärtete die spektakuläre FMLN-Kommandoaktion vom 26.1.1982 auf dem Militärflug­
bafen lIopango (nahe der Hauptstadt), bei der etwa die Hälfte du 5aIvadorianischen Kampmugzeuge und ·Hubschrauber a.m 
Boden zerstört wurden. 
Die f"tinf Oberkommandierenden der FMLN appellierten in einem Brief an R. Rugan vom januar dJ., eine Verhandlungslösung 
.. ohne Vo~edingungen seiteru irgendeiner du Parteien" zu akzeptieren. Falls er es mit seiner zum jahresende 1981 geäußerten 
Besorgnis "über jene, die unter der Unterdrückung leiden", wil-klicb UMt meine, dann könne er eine politische Lösung in EI 
Salvador - welche die UNO im Dezember 1981 bef"lirwortete - nicht einfach ausschlagen. Am 2. Februar dJ. aber erklärte A. 
Haig f"Ur die Reagan:Administration in Washington ihr kategorisches Nein zum Verhandlungsangebol der FMLN. Die US-Regie­
rung JeUt weiter auf eine militäris<:he Lösung in EI Salvador, der sie mit der bevorstehenden Wahlfarce vom 28. Miln: 1982 zu 
einer Verfassungsgebenden Vttsammlung ein "demokratisches Mäntelchen" umhängen möchte. 

Gespräch mit Joaquin Villalobos 

Morazan - ein Reinfall 
für die Juntatruppen 

FRAGE: Vor kurzem hat das salvadorianische Heer eine 
seiner längsten und am besten vorbereiteten Offcnsiven be· 
endet, die diesmal gegen die Provinz Morazan gerichtet war. 
Welche Bedeutung hat diese Offensive in der Strategie der 
junta? 
j. VILLALOBOS: Der Ausgangspunkt' ist folgender: Das 
Regierungsheer hat mit seiner ersten Strategie, die etwa von 
J anuar bis Juli/August 1981 gegolten hat, eine vernichtende 
Niederlage eingesteckt. 
Ihr Plan war es, die Guerilla möglichst schneU 'W schlagen 
oder doch wenigstens entscheidend zu schwächcn. um ein 
geeignetes Klima fUr die Wahlen zu schaffen. Dies sollte 
etwa im vergangenen Oktober erreicht sein. Doch statt die 
Guerilla zu vernichten, trat der umgekehrte Fall ein: Die 
FM LN konnte ihre Stellung verbessern. Daraufhin entsandte 
das Pentagon 6 seiner besten Strategen, die den Plan der 
Aufstandsbekämpfung überarbeiten solltcn. Das war im Sep. 
tember und Oktober 1981. Die neuc Strategie sah vor. das 
Heer besser auf die Zusammenstöße mit der FM LN abzu· 
stimmen und es zu vergrößern. 

FRAGE: Du heißt, das salvadorianische Heer hat keine 
qualitativen Probleme, sondern ist lediglich zu klein? 
J. VILLALOBOS: Sowohl als auch. Du Hauptproblcm rur 
die Junta besteht darin, daß die FMLN den Vorteil hat, von 
der Bevölkerung unterstüu:t zu werden. DM ist keine Rheto· 
rik, sondern Tatsache und drückt sich in der Existenz von 9 
verschiedenen Kräftekonzentrationen aus, die die FMLN 
über das ganze Land verteih hat. 

Das macht es dem Heer unmöglich, zur selben Zeit mehrere 
Angriffe gegen verschiedene Stül2:punkte zu starten. Dazu 
ist es zu klein. 
FRAGE: Wodurch drückt sich das aus? 
J. VILLALOBOS: Noch im August (1981; d. Red.) gab es 
eine Offensive, die 20 Tage dauerte und die die Vernichtung 
der Guerilla zum Ziel hatte. Inzwischen dauern die Offen­
siven nur noch eine Woche und ihr Hauptziel ist es, unsere 
Logistik zu schwächen. 
FRAGE: Sie wollen damit sagen. daß dies auch die Logik 
der Offensive in Morazan war? Es drehte sich nicht um die 
Vernichtung der Guerilla? 
J. VTLLALOBOS: Moment, Moment. .. Morazao ist ein Son­
derfall, denn dort ist Radio Venceremos stationiert. Von 
September an begannen die Streitktäfte eine Serie von Of­
fensiven, die allesamt nur sehr kurz dauerten, gegen die ver­
schiedenen Fronten. Die Idee war, zu zermürben und nicht, 
zu vernichten. Denn fw- einen Vemichtungsschlag auf die­
sem Gelände braucht man sehr viel mehr, als 4.000 oder 
5.000 Soldaten. 
Das zentrale Ziel bei der Offensive gegen Morazan war 
Radio Venceremos und man wollte durch die Angriffe gegen 
die anderen Provinzen Morazao die Unterstützung von die· 
sen Fronten entziehen. 
FRAGE: Bedeutet das, daß die Streitkräfte eine klare Vor· 
stellung von der strategischen Bedeutung von Morazao hat 
ben ? 
J. VILLALOBOS: Genau. Die Militärs messen den kontrol-
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Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Mitte 1931 stec:kten wir un! du Ziel, binnen eines jahres 1.000 neue Abonnenten fiir das AlB zu gewinnen. Nach Ablauf 
eines halben jahres ist es Zeit fiir eine ZwiKhenbilanz dieser Aktion. 
Anfang januar 1982 übeTschrilt nun die Zahl der Neuabonnenten die 400er-Grenze - ein HaIbzeitergebnis, mit dem wir 
natürlich nicht ganz zufrieden Kin können, das aber auch kein Anlaß zum Defatismus zu Kin braucht. Wir meinen: Mit 
verstärkten Anstrengungen, vor allem mit der Unterstützung unserer LeKr, können wir das 1.000er-Ziel bis Mitte dieKs 
jahres .scharren ! Wir stellen deshalb LeKrn, die etwas fUrs AlB tun wollen, du unten links abgebildete Werbenugblau 
kostenlos zur VerfUgung. Wir möchten insbesondere anregen, dieses Material bei Veranstaltungen der Friedens. und Solidari· 
tätsbewegung massenhaft zu vertei len. Auch PTobeexemplare stellen wir auf Anfrage kostenlos zur Venugung. 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen: Ohne die tatkräftige Mithilfe un.seTer Leser 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht erreichen 
können. 'Denn wir verfugen weder über einen umfangrei­
chen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräftiger 
Inserenten. Auch einen kc»upieligen Vertrieb über die 
kommerzicl1en Kiosknetze könnten wir uru nicht leisten, 
ohne den Verkaufspreis drastisch zu erhöhen. Deshalb uno 
ser Appell: Helft mitl Verbreitet das AlB in ~urem Be­
kanntenkreis! Bringt das AlB bei Aktionen im Freiverkauf 
unter die Leute! Werbt neue Abonnenten fUr da! AlB! 

Es lohnt sich, 
neue AlB-Abonnenten zu werben 

Cleich2eitig läuft unsere Aktion ,,Abonnenten werben 
Abonnenten" weiter, und zwar mit erheblich erweitertem 
Buch- und SchaUplattenangebot. Das heißt: jedem AIB-Le· 
ser, der einen neuen Abonnenten fUr unsere Zeiuchrirt 
wirbt, steUen wir kostenlOI eiDe Buch· oder ScbaUplatten­
prämie nach eigener Wahl zur VerfUgung. Er muß nur 
selbst AlB-Abonnent sein; und der neue Abonnent muß 
das Abo bezahlt oder einfach die in der Mitte dieses Heftes 
beigeheftete Abbuchungsvollmacht ausgerUlIt haben. 

Für einen Abonnenten: 
Emc5lo Cardenal 
Die Stunde NuU 
2. Auflage, 400 Seiten, Peter Hammer 1981 

AutOlenkollektiv 
AFRIKA. Geschichte von den 
Anfinsen bis zur Cq.::nwart in vier Binden 
Band 1 oder 2 
.572 bzw. 297 Seiten 
Pah1·Rugenstein Verlag 1979180 

Jürgen Roth/Kamii Taylan 
Die Türkei - Republik unler Wölren 
240 Seiten, Lamuv Verlag 198 J 
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Unser Angebot: 
Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab sorort erhä1t jeder, der das AlB fUr mindesten! ein jahr 
abonniert, unscr Sonderhdt 1/1981 ,,Arbeiter· und Befrei· 
ungsbewegung im antiimperialistischen Kampf" zur Ber­
liner Konferenz gratis. Damit spart er 4 DM! Du Sonder­
hert gibt anhand von Originalbeiträgen einen 'Zusammen· 
hängenden Obublick über die Positionen nationaler Befrei­
ungsbewegungen und revolutionärer Parteien in Entwick­
lungsländern. 

Eduardo Gakano 
Die orfenen Adem LateinamenUs. 
Die Getchichte eine, Kontinenu 
von der Entdeckung bis zur Gegenwart 
Erweiterte Neuauflage, 31 J Seiten, 
Peter Hammer Verlag 1981 

Phicido Erdozain 
San Romero de America. 
Das Volk hat dich heiliggnprochcn. 
Die Geschichte du Bischofs von S:m Salvador 
122 Seiten, Jugenddienst-Verlag 1981 



o Ich bestelle ••• Exemplar(e) AIB-Sondarheft 1/1982 zu Reagan 
(PreIs 2,- DM zuzügl. Porto) 

o Ich beelelle .•. Exemplar(e) AtB-Sonderhefl 2/1981 :ru SUdatrika 

(Preis 2,- DM zuzOg!. Pono) 
0 ... Exemplar(e) AIB-Sondemeft 1/1981 zur Berliner Konferenz 

(Preis 4,- DM) 
o ... Ellomplar(e) AIB·Sondemeft 2160 zur TOrkel (2,-) 
o Ich abonniere das AlB ab Nt ... . bis auf Widerruf' 
o Ich bestelle AlB Nt. ,_. 
o Ich rT!Ochte Probeexemplare uno Register (Jahr: .•• ) 

I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
~_ *- J 

11 I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
"'... "'" nil 0 I111J!WIIIIIIIIIIIIII Isö:UIIUa/II.l5ii fi. _ z,,'~ 

IUn~tII) (o.t~m) 

o Ich Oberwelse den Abonnemenlprels entweder auf das POS!' 

schekkonto AIB-Waltkrels-Verlag, Komo Nt, 312093-607 beim 
Pos\SCl'leCkamt FrankfurVM. oder auf cIa9 Konto AIB-WellkreiS· 
Verlag Nt. 9660 bei der Volksbank Marourg (BtZ 5339(000). 

o Mit da!' Abbuchung des Abonnemenlprelses bin Ich einverstan­

den. MI dem Ende des Abonnements erlisChl dlese E1nzugser­
m8chllgung 

o Mit der Abbuchung der obigen Bestellungen bin ich eirrVer-

standen. 
Me" .. ,../P",,,,,,",,,,,,,,,obel 11 I I I I I I 11 I I I I I 
'" I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I I 
". .. 11111111111111 ",111111111 

................................... ...... ...... ................ -.......................... -

Für zwei Abonnenten: 

Autorenkollektiv 
Länder der Erde. 
PolituchoÖkonomiscbe5 Handbuch 
7. Aunag~, 720 Sehen. Pahl.Rugenstein 
1981 

Peter Krieg 
Der Mensch nirbt nicht am Brot allein 
Lesebuch ~um Film "Septemberwdzen" 
192 Seiten, Croßformat, Petcr Hammer 
1981 

Lutz Cömer spricht Nil:l:im Hikmcl 
Ich liebe mein Land 
30-ern·LI'. Verlag Pläne 1981 

Quilapayun 
UMBRAL 
30-cm·LP, Verlag Pläne 

Zl 
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Jam('J Mlldhlopc Phlllip./Bremcr Chor Oie 
Zeitgenossen, 
Bongi Makcba, Jabula 
Konur! fllr SowclO 
SO·cm-Doppc!.LP 
UN·Ccntrc agliml AplI.rlheid /PI!inc 198 1 

Eme.ta CatdeRal 
UnJer Land mit deli Menschen 
die wir lieben 
Gedichte. Mit Bilde maus 
Solentiname und ~:m neuen NiC&faIUI 
64 Seilen, Großformal. Peter IIJ.mmer 1980 

Hanne. SI\lt-z/Oiclcr S""'erkriip 
Kuba, Vom Zuckerrohr t.ur Zukunft 
144 Scilen, reich illustriert 
Weltkrci.1978 

MiTiam Makrba 

DER MEN ........ 
STIRBT NICHT 
AM BROT ALLEIN '--'-
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Rettet das Leben der "Sasol 3" und der "Pretoria 3"! 
Ich protestiere gegen die Todesurteile, die gegen die Freiheits­
kämpfer des African National Congress (ANC), AnthonyTsotsobe, 
David Moise, Johannes Shabangu, Naphtali Manana, Johnson 
Lubisi und Petrus Mashigo vom südafrikanischen Rassisten­
regime verhängt worden sind. 

Ich fordere, sie als Kriegsgefangene entsprechend der Genfer 
Konvention zu behandeln! Stop den Justizmorden an südafrika­
nischen Kriegsgefangenen! Freiheit fü r Nelson Mandela und alle 
anderen politischen Gefangenen! 

Ich fordere die Bundesregierung auf, in diesem Sinne in Pretoria 
zu intervenieren ! 
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ASK·Postkartenaklion zu Südafrika 

Stoppt die Apartheidmorde! 

Unbeeindnu::kt von den weltweiten Prou:slen. die lich gegen die 
Todnuneile für drei Kimpfcr dei Afrikanischen NatioMllr.ongl'u­
ses Sildalrikas (ANC), N. Lubisi, N. Manana und P. Mashi&o 110m 
November 1980 gewandt hatten, fällte ein Rassinengericht im No­
vember 1981 erneut drei Todesurteile gegen Freihcitsklimpfcr. Da­
vid Meise, Johannes Shabangu und Anthony Tsotsobc waren ange­
klagt des "Hochverrau" und veBd;aicdencr Punkte des "TclTOriS' 
rnul.(JcxtUs". Zur ~t gelegt wurden ihnen die Mitgliedschaft im 
ANC und die angebliche Beteiligung an drei Anschlägen des ANC: 
auf die SASOL-Koh1cvtrflüssigungsanlage im Juni 1980 sowie auf 
die Booyscm-Poliuistation und eine Bahnhofsanlage. Unter Fol­
tern crprcßtc AU$J.a.gen wurden vom RaSllistcntribunal als gcrichu­
verwertbar zugda.uen - das Urteil 5!and von vornherein fest. 
Alle SC'chs Verurteilten sind akut bedroht. 
Die Völkcrgemeinsdlart bt:zeichnete bereits 1973 das Apartheid­
System als Verbrechen gegen die Menschlichkeit_ Der Kampf gegen 
dieses System mit allen Mitteln ist gerecht I Die Bundesregierung 
hingegen weigert ,ich bis heute, hieraus eindeutige Konsequenzen 
zu ziehen. Auf ein Anfrage hin, Wall sie im Falle der zum Tode 
Verurteilten zu tun gedenke, antwortete das Auswärtige Amt, man 
werde die Situation in Sildafrika "weiterhin beobachten", Solche 
Lauheit haue schon einmal dazu geführt, daß die Bundesregierung 
enlt in letzter Minute gegen die VoUstre.ekung von Todesurteilen 
gegen ANC-Kämpfer in Pretoria interveniene - zu spät, 
Die Bundesregierung muß gezwungen werden, bei der wdafrikani­
lehen Regierung dahingehend vorstellig :w werden, daß diese den 
gefangenen Freiheitskämprern, die vom Tode bedroht ,ind, den 
KriegsgdangenenstatuJ gcmiiß de r Genfer Kom'cntion von 1977 
zuerkennt I Alle AlB-Leser sind demaJb aufgerufen, die un tere POst­
karte an Bundeskanzler Schmidt zu schicken! 
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Jan Met'l;ger/Martin Onh/Chr. Sterting 
Du ist unKr Land - We-Itbank und 
Gazattreifen unter uraeliKher Ik:s.auunl 
320 Seiten. Lamuv 1980 

Hermann Kohn 
EI SaJvador!Nlcaagva. 
Auf'Und im US·Hinterhof 
191 Seilen, Weltkreis Verlag 1981 

Peler Schütt 
Der Mohr hat Kine Sehuldigkc:il gelan, 
Gibt Cf RatlismUJ in der Bundearepublik? 
264 Seiten, Wellkreis 1981 

Emeno CatdenaJ 
In Kuba. Bericht von einer Reix 
588 Seiten, Peler Hammer 1980 

Wolfram Bronner 
Afghanistan. 
Revolution und Konterrevolution 
290 Seiten, Verlag Maninische Bläller 1980 

Rainer Fallt /Peter Wahl (Hng.) 
Befreiungsbewegungen in Afrika. 
PolitiKile Programme, Grundt.ät2;e und 
liek von 1945 bis 'l;ur ~nwllCl 
532 Seiten, Pahl·Rugenm:in 1980 

Sergio Ramirez 
Vom Vergnligcn du Prisidenten. 
ErühJungen aus NiClU'agUa 
141 Seiten, Peter Hammer 1981 

ASF (Hng.) 
Keine neuen Atomwaffen In der SUlldesrepublilt 
Aktionshandbuch 3 . 
192 Seilen, umuv 1982 

Frederik VahJe 
Manuel. Oder die Reile an den An(ang der Weil 
240 Seiten, Lamuv 1981 

KarI·Klaul Rabe (Hng.) 
Vier Minuten vor Mitlcrnacht. 
Stellungnahme1l >:um Rilltunpwahnsinn 
160 Seiten, !.amuv 1981 

Anlonio Skanneta 
Der Auf'Und 
218 Seiten, Peter Hammc:r 1981 

Manuel 
oder 
Die Reise zum 
Anfang der Welt 

Kleine 
Bibliothek 

Ernesto Cardenal 
Die Stunde Null 

A1fred Babing/Hans·Dieter BräueT 
Namibia.. KoloniaJxeil, Widerstand und 
Beheiungskampf heute 
219 Seiten, Pahl·Rugenslein 1980 

Jlirsen O.trowJkyfWolff Geisler 
SiicWrika. 
Rassismus, Imperialismu., Befreiungskampf 
160 Seilen, fahl·R.ugenstein 1978 

Lore Schulu·Wild 
Die 'l;wcite Befreiung. 
Alphabetisierung in Nicaragua 
Mit einem Vorwort von Femando Cardenal 
204 Seiten, Jugenddienst· Verlag 1981 

Sergio Ramira 
Viva Sandino! Leben und Tod de. 
enten Jaleinamcrihniscben Guerinaf""ubn:n 
U 7 Seiten, Peter Hammer 1981 

MALIBj)NGWE. 
Fn:ibeiugedichle Jildafrikanisc:ber Frauen 
176 Seiten, Wdtkreis 1980 

Michael Opperskabki 
Gott ändert nichu ... 
Iran g.:stem und heute 
2!6 Seiten, Weltkn:i. 1980 

Brigitta Benz.ill(fKahsai Wolde--Giorgis 
Das neue Athiopien. 
Vom KaiJe.rreich zur Revolution 
196 Seiten, Pahl·Rugensteirt 1980 

Prosper Kivouvou 
Angola. Vom Königreieh Kongo !.ur 
Volksrepublik 
272 Seilen, Pahl·Rugenstein 1980 

Ein Viertelj<lhrhundert mit AUende. 
Erinnerungen Kille' Privauekretu. 
429 Seiten, Pahl·Ru~nstein 1981 

GÜIlter Giesenfe1d 
Vietnam - Lao. - Kampuehea 
240 Seiten, PahJ·Rullenstein 1981 

Günler Amendt 
DuSubuch 
249 Seiten, Weltltrei$ 1979 

ASF/AGDF (Hr".) 
Bonn 10.10.81 
FriedenJdemonslntion für AbliQtunll 
und Enupannun( In Europa - Reden, FotOJ ... 
224 Seiten, umuv 1981 

Ilcnnnnn Kilim 
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FortxuUl\l von S. 2.1 
tierten Zonen im Cren"l.gebiel eine llul'egische Bt:deutung 
zu: Chalatenango, Cabaiiu und Morazan. Und Morazan hat 
wegen der Existenz von Radio Venceremoa nocb einmal 
eine besondere Bedeutung. 
FRACE: Radio Venceremol hat zwei Wochen lang nicht 
gesendet. Celang seine Zerltörung? 

J. VlLLAL080S: Nein. Die ErkJärungen des Oberst Garcia 
haben sich als Lügen herausgestellt. 
FRAGE: Warum baben sie dann die Sendungen für eine Zeit 
ausgesetzt ? 
J. VILLALOBOS: Du hat mit der Taktik des Heeres zu tun, 
die e. in Moruan angewendet hat und mit unsereT Taktik, 
womit wir die Operation der Militärs zum Scheitern verur­
teihen. 
Die Analyse der Militärs ging davon aus, daß die liMLN in 
Morazan feste Positionen habe, die .ie auch in eitlem Stel­
lungskrieg vCtteidigen wUrde. Also planten sie, mfit schnell 
beweglichen Truppen und starker Feuerkraft die Guerilla­
Positionen zu überfallen und so in das Zentrum zu !~e1angen, 
wo sie den Sender vermuteten. Es ist ihnen zwar gelungen, 
in unser Zentrum vorzustoßen, aber wir waren nicht mehr ... 
FRAGE: WllJ'Um glauben Sie, war das ihr Plan? 
J. VILLALOBOS: Sie wissen. daß wir in Morann eine kom­
plette Struktur aufgebaut haben. Wir haben dort den Sen­
der. Kliniken, Schulen, Produktionsanlagen, all das, was wir 
Volksmacht nennen. 
Sie wi.uen, daß wir dort etwa zu verteidigen haben_ Und sie 
haben die Erfahrungen von den vorangegangenen Offen­
siven. bei denc.n sie gescheiten sind. Deswegen der neue 
Plan. Allerdings ging diese Operation auch schief, denn wir 
haben ebenfalls die Taktik gewechselt: Es blieb uns genü­
gend Zeit, den Sender abzubauen und in Sicherhei't tU brin­
gen und wir grirren dann in kJcinen Einheiten die Regie­
rungstruppen an, um sie auf"l.uhalten und "l.U "l.erstrellef!' 
In diesem Zusammenhang muß man die vorübergehende 
Einuellung unserer Sendungen sehen. Es war einfach eine 
Frage der Mobilität und des Schuttes. 

FRAGE: Sie haben gesagt, daß man die Operation gegen 
Morazan im Zusammenhang der Gesamtstrategie der Junta 
betrachten muß. Wie sähe in diesem Sinne eine Bilan"l. aus? 
J. VILLALOBOS: Die Niederlage des Heeres in Morazan 
bedeutet eine Niederlage ihres gesamten Planes. Das strate­
gische Ziel der Militärs war es, die FM LN in ihren Rück"loug,­
gebieten tU schlagen und den Radiosender zu vernichten. 
Das ist ihnen nicht gelungen. 
Die Tatsache, daß in demselben Moment der Moruan­
Operation die revolutionäre Bewegung die militärische Ini­
tiative ergriffen hat und Aktionen auf nationaler Ebene be­
gann, ist be"l.eiehnend genug. 

Die Initiative haben nicht die Militärs 

FRAGE: Sie beziehen sich ~tU auf die Gegenoffensive in 
San Miguel und U.ulutin? 
J. VILLALOBOS: Nicht nur. EI gab auch bedeut<:nde Ak­
tionen an der Weltfront, wo wir 11 Hochspannungsmute 
gesprengt haben und verschiedene Sabotagen durchfUhrten. 
Auf den wichtigen Straßen legten wir dem Feind ·4 Hinter­
halte. Das hat es zuvor nicht gegeben, denn diese :Zone galt 
immer als Bution der Militärs. 
Auch die Guerilla in Cabanas beteiligte sich an dc:r Gegen­
offensive. Alle Fronten des Landes trugen dazu bei, daß 
Morazan ein Reinfall rur das Heer wurde. 
fRAGE: Können sie diese Darstellung mit Daten belegen? 
J. VILLALOBOS: Natürlich_ Die Daten. die wir bislang zu­
sammengetragen haben, sind folgende: In den Stlidten ha-
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ben wir 30 Kriegswaffen erbeutet, was viel ist, denn du ist 
militäreigenes Gebiet. 
Das TelefonsYltem in San Salvador ist zu 50% zerstört. Im 
ganzen Land sind 40 Hochspannungsmute gesprengt. In 
drei Wochen erlitt der feind 150 Verluste, unter ihnen 2 
tote Offiziere. 
FRAGE: K!lßn man sagen. daß die militärisch.e Initiative auf 
Seiten der Aufständischen liegt? 
J. VILLALOBOS: Ja, du ist richtig. 
FRAGE: Aber es pb auch eine defensive Phase? 
J - VJU .. ALOBOS: Ja, vor der Junta-Offensive erschienen 
wir völlig in der Defensive. Du war auch so beabsichtigt . 
Aber seit Juli-August (1981; d. Red.) ist die Initiative bei 
uns. 
Eine Weile lah es so aus, als sei sie von den MiJitm zurück­
erobert worden, aber spätestens seit ihres Versuchs einer 
Offensive in Moradn ist deutlich geworden, daß dem nicht 
so isl. Wir haben unsere Fähigkeit vorgeführt. die Aktivitä­
ten aller Fronten tU koordinieren, und sind damit in ein 
neues Stadium des Krieges getreten. 
FRAGE: DilS alles bezieht sich aber nW" aur das Land. In 
den Städten sieht es doch anders aus? 
J. VILLALOBOS: Auch diesbetüglich hat die FM LN einen 
bedeutsamen Fortschritt gemacht, der sich in verstärkten 
städtischen Aktivitäten ausdrückt_ Cenau zu dem Zeitpunkt, 
zu welchem der Feind unsere völlige Vernichtung geplant 



hatle, haben wir die IUmpfe in den strategisch wi.chtigen 
Städten San Salvador, Santa Ana, San Miguel und Usulutan 
aufgenommen. 
FRAGE: Haben diese .tadlischen Aktionen eher den Cha­
rakter cine. Auhtand. , oder handel! es .ich um genau ge­
plante l\1ilitlrkommando.? 
J. VILLALOBOS: Es . ind eher militirische Aktionen. Aber 
ihr Ziel in es, den Auf.tand vorzubereiten und uniere Ein­
heiten zu schulen. Denn wir mÜl$en lernen. unse~ Kriegs­
methoden den lIidtischen Bedingungen anzupuse.n. 

FRAGE: Kann man saaen, daß die FMLN durch we Ent· 
wiclrJung dei Krieges auf dem Lande den Kontakt zur Be\'ÖI­
kerung in ckn Stadten verloren hit und nun dabei ist, ihn 
wiederhenunellen? 
J. VILLAL080S: Oie Frage beriihrt einen wichtigen stra­
tegischen Punkt. Ocr SchlUnei einer jeden revolutionären 
Bewegung ist die Frage der Unterstützung durch die Bevöl­
kerung. Olme die llilre der Bevölkerung gibt e. kein strate· 
gi.ches Rückzug.feld und ohne Rückzugsgebiet gibt es kein 
Wachstum der militärischen Kräfte. 

nas Problem zwischen Januar und Juli (1981; d. Red.) ist 
gewesen, die politische UnterstUtzung des Volkes ill einen 
militärischen Faktor umzumÜRzcn. Du Problem des Regie. 
rungsheeres besteht darin, daß die revolutionäre Bewegung 
eine geschickte Militintratesie entwickelt hat. Aber der 

wichtigste Faktor i.t der der Be1lÖlkerungsunterstützung. 
Da. iJt auch ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal VOD den 
Guerillabewegungen der 60er Jahre in Bolivien, Argentinien 
und Venezuela, wo e. nie mehr ab 5 oder 4 Fronten gab, 
wohingea:en CI in dem kleinen Land EI Salvador 9 kontrol· 
lime Gebiete Jibt. Die Erklärung darur liegt nicht in der 
Topographie oder in der An der lkwaffDung. soodem in 
dem möclichen revolutionären Potential und in der Unter· 
stuuuna teiten. der 8ev6lkerunl. 
FRAGE: Du heißt, daß sieh ein großer Teil der Ma..uen· 
beweguna: .eit Januar (1981; d. Red.) in militärische und 
logistische Strukturen verwandelt hat? 

Wahlen sind kein Ausweg 

J. VILLALOBOS: E. gibt eine Veränderung in der Form des 
Kampfes. Etwa von Oktober 1979 bis Ende 1980 druckte 
.ich die revolutionäre Bewegung durch. traditionelle .-ormen 
au •. In den Volksk!l.mpfen gab es keine Unterbrechung, 
doch einen spürbaren Rückgang in den Städten. Dadurch, 
daß eine klare militlri.che Konfrontation entstand, konnten 
die Gebiete, in denen der Feind sit'Zt, besser kontrolliert 
werden und die Bevölkerung hatte weniger Ausdruclumög. 
lichkeiten. 
Ein Jahr danach beginnt die FMLN, erneut in den direlr.ten 
Kontakt mit der lI.ldtischen Bevölkerung zu treten. 
FRAGE: Heißt das. daß die Bewegung der städtischen Be­
völkerung nicht nOlwc:ndigerweise ihre traditionellen Orga­
nisationen wiederaufbauen muß? 
J. VILLAL080S: Der Feind hat Bedingungen geschaffen. 
die DemonJlrationen beispiellweisc: nicht mehr erlauben. 
Wenn wir von der Phase des Aubtands sprechen, meinen wir 
nicht, daß man zur Zeit der Demonstn.lionen zurückkehren 
müsse. Wir mussen es der stidtischen Bevölkerung ermög­
lichen, an den mililliri&ehen Aktionen teilzunehmen. 
FRAGE: Aber Sie haben getagt, daß der Aufstand in der 
Stadt noch nicht auf der Tagesordnung steht. .. 
J. VILLALOBOS: Das i.t richtig, aber selbst der Feind aner· 
kennt. daß beispiel.weise im Fall von Usululli.n die Bevöl­
kerung den hungrigen Guerilleros, die die Stadt über 15 
Stunden lang besetzt hatten, zu Essen gegeben hat. Im Fall 
von San Salvador spricht er davon, daß die Bevölkerung 
beim Bau von Barrikaden mitgeholfen hat. 
Dies sind die neuen Formen und die Bevölkerung beginnt 
die direkte Präsenz in ihrer Region zu spüren . und die. gibt 
ihr Vertrauen in den Sieg. ( ... ) 

FRACE: Du zur Zeit am meisten diskutierte pOlitische 
Thema sind die Wah.len in EI Salvador. Uber ihre politisch. 
diplomatische Kommission hat die FMLN /FDR erklärt: 
"Die revolutionären Krifte werden we Farce der Wahl poli. 
tisch und militärisch zu Fall bringen." Oaraw ergeben .ich 
einige Fraa:cn. Warum wtrden die Wahlen seitens der 
FMLN /FDR als Flfce bemcbtet? 
J. VILLAL080S: Unter den aktuellen Bedingungen ist es 
tinfach nicht möglich, den "Ausweg durch Wahlen", wie er 
venchiedentlich genannt wurde, al. wahrhafte politische 
Lösung anzusehen . EI handelt .ich um nichts anderes a.ls um 
ein Deckmäntelchen für die militärische Lösung. 
Der Friede wird durch die Wahlen nicht kommen. Oie 
FMLN / FDR akzeptiert die Bedingungen. unter denen die 
Wahlen durchgefUhrt werden, nicht. Und ohne die Beteili­
gung dei entlcheidenden Faktors FM LN wird der Friede 
nicht einkehren. In einem Kommunique haben wir erklärt: 
Wir werden vor, während und nach den Wahlen weiterkämp­
fen. ( ... ) 
(Quelle: SALPRESS. Boletin Semanal, Mexiko.stadt, Nr. 
9/20.12.1981 .2.1.1981 und Nr. 10/5 .• 9.1.1982) 



Guatemala 
Zahlreiche Aktionen der guatemaltekischen Guerilla ließen :tur Jahreswende 1981/82 vor allem das Guerillahcer der Armen 
(EGP) in das Blickfeld lÜcken. So besetzten Einheiten der EOP für mehrere Stunden die 33 km südlich der Hauputadt gelegene 
Ortschaft Palin. Auch gelang es der EGP ihren Mitkämpfer Emtterio Toj Mcdrano, Gründunpmitglied der 1978 entstandenen 
BaucmgcwcrkscWt eue aus den Kerkern der Lucas-OiktatW' zu befreien. Fünf Radiostationen, die gleichxeitig von den 
oppositionelkn Kräften besetzt wurden, strahlten den nachstehenden Bericht E.T. Mcdranos über seine Verschleppung und 
seine Erfahrung in Haft aus. 
Die Schilderungen des Baucmführers kennzeichnen das politiSChe Klima Guatemalas am Vorabend der ruf den ,. März dJ . 
anberaumten PräsideDuch.a.fuwahlen. Mh den unter dem Druck Washingtons angesetzten Wahlen soU das diskreditierte Lucas· 
Regime durch eine Regierung abgelöst werden, die sicb seitens der Rugan.Administration und der einheimischen Oligarchie als 
,,demokratisch legitimiert" vorzeigen ließe. Als Kandidat der regimetragenden Kräfte und Favorit gilt der frühere Verteidigungs· 
minister, Brigadegeneral Anibal Guevara. Die ausgesperrten Linkskrärte Guatemalas klagen die Wahlen ab Farce an. 

Erklärung von Emeterio Toj Medrano 

Der Feind ist nicht unbesiegbar 

"Ich, Emeterio Toj Medrano, Mitglied des Guerillaheen der 
Armen (EGP). informiere mein geliebtes und unbetwingba· 
res Volk von Guatemala, alle . Indianer und Ladinos, dar· 
über, daß meine Flucht am 26. November 81 um 5 Uhr 
nachmittags mit Hilfe meiner Compaiieros (Gcnossen; d. 
Red. ) vom ECP gelang. Ich konnte aus dem Cefangnisjusto 
Rufino Banios. Guatemala·Stacll, niehen ...• da wir die Zeit 
aumutzen konnten, in der die Armee die völkermörderische 
Offensive gegen die indianischen Dörfer im Westen des Lan· 
des fUhrte, eine Offensive. ftir die sie alle verfUgbaren Trup' 
pen mobilisieren. So blieb nur eine kleine Abordnung Solda­
ten in dem Gefangnis ... " 
E. Toj Medrano beschreibt ausfUhrl ich wie er auf bestialisch· 
ste Weise geschlagen und gefoltert wurde. Man brachte ihn 
in verschiedene Militärlager z. B. nach Huchuetenango, wo er 
u.a. 13 Tage ohne Essen. Trinken und unter Schlafentzug 
festgehalten wurde. Neben der physischen Folter drohte 
man ihm ständig mit der Ermordung seiner Frau und seiner 
fünf jüngsten Kinder, außerdem mit der Bombardierung all 

30 

der Dörfer, in denen er gearbeiLet hatte. Man injizierte ihm 
Drogen und nUnte ihn einem psychologisch geschulten Fol· 
terspezialisten der Luftwaffe in der Hauputadt vor, ohne 
daß er, wie bisher. nähere Informationen über den Wider­
stand velTiet. 

Anfang August brachten ihn Typen vom 0-2 (Spezialtruppe 
der Armee) und Nationa1polizisten nach EI Quiche, wo er 
direkt Leute denunzieren sollte. Am 4. August wurde er 
Zeuge eines Mordes an mehreren Menschen auf einem Ge­
fangenentransport. Aus dem Militärlager, wo er gefangen ge­
halten wurde, zogen die Soldaten in Zivil los, um die Bevöl­
kerung zu terrorisieren und 1:U ennorden. Die Militärs ver­
langten von Toj Medrano, sich von den revolutionären Orga. 
nisationen zu distanzieren und sie stelhen ihn einigen US­
Senatoren al, Deserteur dc~.r EOP vor. 

Am 22. Oktober wurde dann die berühmte Pressekonferenz 
mit Pseudojoumalisten und vorgefertigten Fragen und Ant· 
worten abgehalten. 



"Am 5. November brachten sie mich nach Santiago Atitlan, 
wo man die Gruppe 'Asociacion de la Radio Atitlan ' und 
andere Leute aus der Region unter vorgehaltenen Maschi­
nengewebren dazu zwang, zuzugeben, daß die Evangelisie+ 
rungs+ und Bildungsarbeit des Radiosenders subversiv sei. Im 
Militärlager in Santiago Atitlan werfen sie die Gefangenen in 
große Erdlöcher, wo sie sie langsam ennorden ... 
Am Mittwoch, einen Tag vor meiner Flucht mußte ich, von 
einem Hubschrauber aus, die Bevölkerung einiger Kantone 
von Chichicastenango da%u auffordern, sich beim Militär­
stützpunkt von Chupol zu melden, wo sie eine Falle bereit­
hielten, um die Bevölkerung zu massakrieren. Sie zwangen 
mich außerdem, eine Aufnahme für das Radio Triunfadora 
von Chimaltenango zu machen. Wie immer in so einem Fall 
gaben sie mir den Inhalt meiner Rede vorher schriftlich. 
Das Volk weiß es bereits, aber es lohnt sich , noch einmal zu 
betonen, daß die Leute, die zu den Versammlungen der Ar­
mee der Reichen gehen, unter Maschinengewehren daz.u ge­
zwungen worden sind; wer nicht hingeht, wird von der 
Armee entfUhrt. Die Soldaten kleiden sich dabei in Zivil, um 
die Leute zu verwirren. Sie handeln vornehmlich in der 
Nacht_ Die Opfer findet man später verstümmelt und ver· 
brannt an Straßen und Wegen ... 
Die Hauptverantwortlichen des VÖlkennordes, den die Ar­
mee in diesen Momenten in Chimaltenango und Quiche be­
geht, sind: An erster Stelle General Benedicto Lucas Garcla, 
Chef des Gener.alstabs, der persönlich ganze Familien in Chi­
tol von seinem blau-weißen Hubschrauber aus erschossen 
hat, natürlich nur aus großer Höhe auf die ungeschützte Zi­
vilbevölkerung. Zu Lande traut man sich nicht, denn sie 
haben große Angst vor den Fallen, die unsere Bevölkerung 
im revolutionären Kampf schaffen. 

Fallen für die Soldateska 

Als nächster ist zu nennen: Coronel Lima, Chef der S-2, 
Militärstützpunkt Chupol. Er befehligt du Militär, das sich 
in Chupol und Umgebung befindet und von dem der Terror 
ausgeht, von dem planmäßig die ärmlichen Häuscr der Be· 
vÖlkerung abgebrannt werden, damit die Journalisten Fotos 
machen können und um später der Guerilla daCUr die Schuld 
zu geben. Die mörderische Armee raubt den Leuten die Ern­
te, ... das schwöre ich, denn ich habe es mit eigenen Augen 
gesehen. 

Fast alle höheren und niederen Offiziere der 0·2 sind die 
Führer des Völkermordes, der sich im Augenblick in Chimal+ 
tenango und EI Quiche ereignet. Die oberste Kommando· 
zentrale flir die Ausrottungsopcrationen in der Region be­
fmdet sich in der Alamcnda von Chimilltenango ..• 
Ich bin Zeuge und kann meinem Volk und der Welt be+ 
$oChwörcn, daß die kriminelle Armee der Brüder Lucas Gar+ 
da k.1eine Kinder raubt, von den Müttern entreißt, um damit 
die Väter und jungen Männer in die MWtärlager zu zwingen. 
In der Kommandozentrale in la Alamenda habe ich mit eige­
nen Augen eine Gruppe dieser unglücklichen Kinder ge­
schen ... 
Es genügt zu sagen, wie ich von den Soldaten des Haupt­
quartiers hörte, daß allein bei einer GcJegenheit die Annee 
19 Gefallene hatte, davon ein Offizier. Sie fielen in einer der 
Fallen, von denen es tausende gibt. Diese Fallen, die an 
Häusereingängen als auch auf den Feldern angelegt werden, 
bestehen aus riesigen Löchern mit riesigen angespitzten 
Pfahlen in der Tide, deren Offnungen mit Lianen und Erde 
bedeckt sind; d. Red.). Wenn sie solche Angst vor den ein­
fachen FaUen (der Bauern) haben , braucht man gar nicht 
erst von den Guerilla.Angriffen sprechen. Das Militär ist ver­
zweifelt angesichts des festen und bestimmten Willens des 

Stärkezuwachs der Guerilla 
Ein baldiges Ende der GueriUaaktivitäten kUndigten die Militärs in 
Guatemala an, nachdem 5ic im Nov.:mbcr 1981 unter Lcitur\i dei 
Prisidentenbrnden General Bencdicto Lucas Garcia einen der bi5-
her größten Antiguerilb.einsät7.C: durchgeführt hanen. Pam.crfahr­
:r.cuge, Hubschrauber W"id mehrere Tau~nd Soldsten durchkämm­
ten die Gebiete HuehuatenaJ'llo, 501013, EI Quiche und Chimal­
~rumgo. 

An Qualität gewann die GueriUabekämpfung in den lc:tzten Mona­
ten bellOnden durch die UntentützulI8 argcntinischer ~tilitirbera' 
tCf. Hienu zählt auch die Entführung und Gchirnwä.sche des Jesui· 
tenpaters und G~riUa-Mitgliedcs Lui! Eduardo Pdlettr, nach des­
sen Denunziation das Informatiorunet"l der Revolutionären Orga­
nisation des Volkn unter Waffen (ORPA) und der Volksfront des 
51. Januar (FP-!II) auf mittlerer Ebene in der Hauptstadt fast zer­
stön wurde. 
Troll. dieser Enchwerni~se konnten die >lier Guerillaorganisationen, 
die seit dem Zustandekommen ihrer Revolutionären Koordination 
Ende 1980 verstärkt gemeinsame Aktivitäten unternehmen, ihre 
Basis weiter ausbauen (rur guatemaltekischen Guerilla siehe AlB 
4/1981). Im Herbst 1981 fUhrten sie in Guatemala·Stadt eine Reihe 
gemeinsamer Propapndaaktionen und Anschläge auf Polizeista· 
rionen, Regiernngsgc:bäude und Banken durch. Oberdiel starteten 
sie OffelUivcn in den drei Provinutiidtcn Solola, Mazatenango und 
Escuintla. 
Zum Jahresanfang 1982 nahm die Guerilla in der Provin% Quichi 
die Stadt eunen Wld die Oruchaft Palin, nahe der Hauptstadt, ein. 
Die meisten diesc:r Aktionen werden vom Gucrillahcer der Annen 
(EGP) unternommen. Regierull8,gerüchte, die nach einem Gefecht 
bei San Marcos von einer Zcnchlagung der ORl'A sprachen. wur­
den wenige Tage später widedegt, als die ORl'A die Stadt Ostuncal· 
co, nahe der zwcitgroSten Stadt und dem Hauptmilitärlagcr des 
I.aIdel, Quetzaltenango, mehrere Stunden lang be~tzt hielten. 
Auch kontrolliert die Guerilla in vielen ProvUuen das Straßennetz. 
Armeckonvois wurden angegriffen und als Zivilfahrzeuge getarnte 
Militärtlllniporte untön. 
Die Stärke der Guerilla führt unter den Reglerungstruppen zu einer 
wachsenden Demoralisierung. Ein Teil des Militärs bevorzugt, di· 
rekten Konfrontationen aus dem Wege "lU gehen und in den Städ­
ten tu bleiben. Der einnuSrc:icherc Flügel Jpricht ,ich fii.r den Weg 
der "verbrannten Erde" aus. Dies beweisen die immer grausamer 
werdenden Antiguerilla.cinsätze und die PIioc, Zivilisten in B;!Ja 
Verapaz in Zusammenarbeit mit den Militärs zu bewaffnen, um die 
indianische Bevölkern", an einer Unterstützu", der Guerillaorgani­
sationcn zu hindern. 
Dcsweiterc:n plant das Lucu-Regime eine v.:ntarkte Bombardie+ 
rung aufstand,v.:rdächtiger Gebiete sowie die Rekrutierull8 pen­
sionierter Offiziere, die vor allem in den 60cr Jahren Erfahrnll8 im 
AntigueriUakampf gesammelt hllben. 

Volkes, das die Kämpfer der Guerilla unterstützt ... 
Der Feind ist nicht unbesiegbar, und alt ein Beweis unter 
vielen anderen haben wir meine eigene Flucht •.• 
Ich rufe das arme und unterdrückte Volk von Guatemala 
auf, sich weiter dem von Tag tu Tag wachsenden revolutio+ 
nären Kampf anzuschließen. Ich mache diesen Aufruf, da­
mit wir jeden Tag mehr und aktiver an diesem unserem 
Krieg teilnehmen, um uns 50 dem Tag des Sieges zu nä­
hern ... Die verfälschten Wahlen werden nur unsere Probleme 
e rschweren und bedeuten nichts anderes als e ine Verlänge­
rung unseres Lcidet15 ... 
Wir, die Amen und die Nachfahren der alten Maya, fordern 
die Solidarität der anderen Völker in unserem gerechten 
Kampf. Das vergossene Blut von tausenden unserer besten 
Brüder und der tägliche Wille zu kämpfen und zu siegen, 
gibt uns das Recht diese Solidarität zu fordern. Wir sind 
sicher, daß sie in der Fonn erwidert wird, wie wir sie benöti­
gen. 
Schließlich bekräftige ich noch einmal meine revolution äre 
Verpflichtung vor meinem Volk, vor unseren Nachbarvöl­
kern, die ebenfalls rur ihre Befreiung kämpfen und vor allen 
anderen Völkern der WeIt ..... Hasta la victoria siemprel Ven­
cenmoslll 
(Quelle: !DES, Westberlin, Nr. 67/15.1.1982) 
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Zimbabwe 

Hans Mayer Zwei Jahre Unabhängigkeit­
eine Bilanz 

Arbe".- In Ha ... , .. Innen ... d, _.1&1 Joh .. a n >OJiaI .. ProbItm 

Die Statue des weißen Eroberes Cecil Rhodes im Zentrum 
der gerade umgetauften Hauptstadt Hararc (vormals SaHs­
bury) wurde demontiert. David Livingstone gill nicht mehr 
als Entdecker der Viktoria-Wasserfalle am Sambesi. Er hat 
sie nur gesehen. heißt es heute im offiziellen Sprachge­
brauch. 

Schenkt man andererseits einzelnen Reiseberichten Glau­
ben, so kniet das schwane Hausmädchen noch immer all­
abendlich vor der weißen "Herrin" nieder, bevor es die Villa 
in den Vororten Hararts verläßt.! Hinter den Kulissen hätte 
sich demnach wenig verändert. 

Ab die erste unabhängige schwane Regierung Zimbabwes 
nach einem blutigen und langandauernden Befreiungskampf 
im April 1980 ihr Amt anuat2, dachte sie an Versöhnung 
und nationale Einheit. pnter diesem Leitmotiv wollte Pre­
mienninister Robert Mugabe den Wiederaufbau des vom 
Krieg zerstörten Landes in Angt"iff nehmen. 

Die Versöhnungsstrategie hat dem Land den Zugang zum 
internationalen Kapitalmarkt eröffnet und zu einem be­
trächtlichen Wirtschaftswachstum geführt. Der Preis war 
hoch. 
An den Privilegien der Weißen, an ihrer MonopolsteIlung in 
der Wirtschaft Zimbabwes durfte nicht gerüttelt werden. Be­
zahlen mußten die landlosen Bauern, die Arbeitslosen, die 
Einkommensschwachen. Auf dem Hintergrund der eskalie­
renden Destabilisierungsversuche von Vertretern und Freun­
den des alten rhodesischen Regimes unter lan Smith stellen 
sich die so:dalen Probleme heute folglich dringender als 
noch vor einigen Monaten. 
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Es konnte daher kaum überraschen, daß Premienninister 
Mugabe wenige Tage vor Weihnachten 1981 von der Politik 
der nationalen Versöhnung erst einmal Abschied nahm. Für 
ihn sei es nicht länger annehmbar, daß die Weißen weiterhin 
das Monopol über die Wirtschaft des Landes innebaben3. 
Sind damit die Weichen f1.ir eine sozialistische Entwicklung 
Zimbabwes gestellt? Wo steht Zimbabwe heute, zwei jahre 
nach der Unabhängigkeit? 
Zimbabwe lag am Tag der Unabhängigkeit (18.4.1980) wirt­
schaftlich am Boden. Der 14 jahre dauernde Bwchkrieg 
hatte nicht nur menschliches Leid hinterlassen. Ein Großteil 
der Infrastruktur war ruiniert, Häuser, Schulen und Straßen 
zerbombt. Die Kriegsschulden des Smith-Regimes und der 
über Jahre defi~täre Haushalt drücken heute noch auf die 
Staatskasse. Die Wirtschaftskraft des Landes hatte praktisch 
seit Mitte der 70er jahre nur noch abgenommen. 
Binnen weniger Monate leistete die neue Regierung jedoch 
Erstaunliches. Ober 6.000 km Straße wwden repariert; zahl­
reiche Schulen und Krankenstationen instandgesetzt. 
Dämme, Brücken und veterinännedizinische Einrichtungen 
konnten wiederhergerichtet werden. 

Die Hoffnungen der schwarzen Bevölkerung auf eine un­
mittelbare Verbesserung ihrer Lebensumstände wurden 
nicht enttäuscht. Das Gesundheitswesen ist heute ebenso 
kostenlos wie der Besuch der Grundschulen. Zweimal wur­
den die staatHch fixierten Minimallöhne angehoben. Steuer­
senkungen verbilligten die Grundnahrungsmittel, so daß sich 
auch in dieser Hinsicht der Lebensstandard für viele sichtlich 
verbesserte. 
Der steigende private Konsum der Bevölkerungsmassen und 



erhöhte Regierungsausgaben verursachten einen Nachkriegs­
boom, wie ihn die Wiruchafl.Zimbabwes 'Zuletzt 1974 er· 
lebt haue. Mit dazu beigetragen hatten die Aufhebung der 
Sanktionen und die relativ günstigen Weltmarklpreise, die 
den Außenhandel überproportional ansteigen ließen. Aller­
dings konnte das seit Jahren riickläufige Pro-Kopf-Ein­
kommen wegen des anhaltend hohen Bevölkerungswachs­
tums von 3,6% nicht gänzlich wettgemacht werden .• 
Gleichwohl konnten die Euphorie des Sieges und der wirt­
schaftliche AufschwWlg der ersten 12 Monate die grundsätz­
lichen ökonomischen Strukturprobleme Zimbabwes kaum 
lösen. Die weißen Eroberer hatten den afrikanischen Bauern 
immerhin 50% ihres Bodens, noch dazu die fruchtbarsten 
Flächen, einfach entrissen. Viele sind heute landlos oder 
fristen ihr Dasein auf schlechten und abgewirtschafteten 
Böden. Die, die abwanderten, erwartete oftmals die Arbeits· 
losigkeit. 
Der Spielraum Robert Mugabes 'Zur Lösung dieser Probleme 
war von Beginn an äußerst begren'Zt. Die geopolitische Lage 
'Zu Südafrika Wld die Hoffnungen auf die notwendige Hilfe 
zum Wiederaufbau aus den westlichen Ländern geboten ei­
nen vorsichtigen wirtschaftlichen Kurs. Einen Aderlaß von 
weißen Fachkräften, wie dereinst in Angola und Mo~am­
bique, wollte man bewußt venneiden. 

Hypotheken des Lancaster-House-Abkommens 

Als größte Hypothek erwies sich jedoch das Abkommen von 
Lancaster House. Dort wurden im Dezember 1979 zwischen 
der Patriotischen Front, Großbritannien und den Repräsen­
tanten des damaligen Muzorewa-Regimes die Modalitäten 
rl.ir ein unabhängiges Zimbabwe festgelegt. 
Als besonders verhängnisvoll erweist sich heute die verfas· 
sungsmäßige Garantie des Privateigentums. Die weißen Sied­
ler wurden damit vor der Enteignung bewahrt. Um den land­
losen Afrikanern Boden zur VerfLigung stellen 'Zu können, 
bleibt der Regienmg nur der Kauf, je zur HäUte finanziert 
von Zimbabwe und der ehemaligen Kolonialmacht Großbri­
tannien. Die bis Ende 1981 aufgekauften 1,1 Mio Hektar 
(ha) reicht_en rliT ca. 18.000 Familien. 5 Unter günstigen 
Bedingungen könnten in den nächsten Jahren weitere 
17.000 Familien neu angesiedelt werden. Was aber geschieht 
mit den restlichen 185.000 Familien, rund I Mio Menschen, 
die weder in den ehemaligen Tribai Tru.sl Lands (den der 
schwarzen Mehrheit unter dem Kolonialregime zudiktierten 
.,Stammesgebieten") bleiben können, noch eine Beschäfti­
gung in den übervölkerten Industriezentren zu erwarten 
haben? 
"Pamberi ne Combo" ("Vorwärts mit neuen Landbesetzun­
gen") ist die Parole der Landlosen. 50.000-60.000 Afrikaner 
haben sich bislang auf Wlbebautem privaten Grund und 
Boden der Weißen niedergel3Sllco. Und die Bewegung greift 
um sich. In der Hauptstadt sitzt man in der Zwickmühle, 
denn die Landbesetzer bedrohen auch die Bracheflächen des 
funktionierenden kapitalistischen Agrarsektorl, der rliT die 
Deviseneinnahmen des Landes von zentraler Bedeutung ist. 
So hat die Regierung im Dezember 1981 eine ßestimmWlg 
in Kraft gesetzt, die rw- Besetzungen nach dem 1. Juli 1981 
Gerangnisstrafen vorsieht.6 

Wer aber wendet sich gegen die zahllosen privaten Spekula­
tionskäufe? Die im November des vergangenen Jahres aus· 
gesprochene Drohung R. Mugabes, das Land der Weißen 
notfalls zu enteignen, blieb bislang ohne Konsequenzen. Das 
britische Außenministerium sperrt sich unterdessen gegen 
eine Aufsrockung des Fonds für Landkäufe. ' 
Im städtischen prnletarischen Milieu scheint die Situation 
noch explosiver zu sein als auf dem Land. Die niedrigen 
Realeinkommen Wld vor allem die hohe Arbeitslosigkeit 

brennen den Bewohnern der schwarzen Vororte unter den 
Nägeln. Vermutlich leben gegenwärtig 70% der schwarzen 
Arbeiterklasse der Hauptstadt unterhalb der eigentlichen 
Armutsgrenze. Selbst bei einer optimislischen Schätzung 
von 85.000 neuen Arbeitsplätzen pro Jahr schafft allein die 
wachsende Zahl von Schulabgängern ein jährliche. Defizit 
von 50.000 Stellen auf dem Arbeitsmarkt. 8 
Folgt man der von der Regierung eingesetzten RiddeU­
Kommission, so besteht keine Aussicht auf eine Lösung 
dieser Probleme innerhalb der nächsten Jahre. Um die Be· 
reitstellung der neuen Arbeitsplätze nicht zu gerährden, so 
die Kommission, müsse auf eine volle Angleichung der Min· 
deulöhne an die Annutsgrenze zunächst venichtet wer­
den. 9 

Die Erwartungen der ca. I Mio schwarzen Arbeiter und An­
gestellten auf eine rasche Beseitigung der eklatanten Ein· 
kommensunterschiede zwischen Schwarz Wld Weiß werden 
sich dann wohl in weiteren Streiks Luft machen. Bereits 
unmittelbar nach der Unabhängigkeit kam es zu landes· 
weiten Streikaktionen. Die Anhebung der Mindestlöhne im 
Juni 1980 ließ sie wieder abnauen. Aber im Oktober 1981 
gingen die Krankenschwestern und die Lehrer rliT höhere 
Löhne auf die Straße. Schließlich waren es die Eisenbahner, 
die Anbng des Jahres 1982 in den Ausstand tTaten. 
Das hane Vorgehen der Politiker Wld der Ordnungskräfte 
bei den Streiks der Lehrer Wld Krankenschwestern zeigte in 
drasti$C.her Weise die VerhärtWlg der innenpolitischen Situa­
tion_ Die Bilanz des Streiks waren immerhin 900 voriiber­
gehende Festnahmen mit 200 rt:chtskräftigen Verurteilun­
gen, die zur Bewährung ausgesetzt wurden_ 
Die Unzufriedenheit könnte von den Vertretern des alten 
Regimes um lan Smith aufgegTiffen werden. Daß el unter 
den Weißen viele gibt, die vorbehaltlos die Ziele Südafrikas 
unterstützen. ist ein offenes Geheimnis. Die innenpolitische 
Klimaverschärfung, 'Zu der sie ihren Teil beitrugen, haben sie 
wieder enger zusammenrücken lassen. 
Noch sitzen zahlreiche Repräsentanten des Siedlerregimes in 
hohen Machtpositionen von Verwaltung und Wiruchaft. 
Wirtschaftssabotage ist daher gang und gäbe. Insbesondert: 
die Gewinnvenchiebungen ins Ausland bringen die Wirt­
schart Zimbabwes um wichtige Kapital- und Dcvisenbestän­
deo Politisch sind sie zwar vor zwei Jahren abgetreten, aber 
keineswegs freiwillig. Ihr Anspruch auf die überlegenheit 
der weißen Rasse ist geblieben. 
Das Versöhnungsangebot der schwanen Mehrheit war nur 
so lange angenehm, wie es ihre Privilegien nicht in Frage 
stellte. PutschgeTÜchte sind heute wieder an der Tagesord­
nung, und die Hinweise werden von Monat zu Monat kon­
kreter10 , so daß der vor 17 Jahren ausgerufene Aumahme· 
zustand mehrmals verlängert werden mußte_ 

I'Km .. nn' .... 'c' R. Mupbc Ir.) .. Ihell lm L7. 2 L91121 . Nk""'" (I.) "V.I$O""""~ .~.U "'".".~ 
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Außenhandel Zimbabwes 
AUl'llt 1980 - April 1981 

t..nd 

Südafrika 
Großbritannien 
BRD 
USA 
andere EG-Under 
Japan 
Nachbarstaaten (Bouwana, 
Sambia, Zaire, M~bique, 
Malawi) 

Exporte 
(~) 

20,5 
9,' 

10,4 

',' 15,5 
2,6 
9,0 

(QueUe: Financial Tim~, 24.9.1981) 

Impocu: 
(~) 

26 
9 
6,6 
8 
7 

',' 6,4 

Die Sympathie Südafrikas wäre den Smith-Anhän:g:em in je­
dem Fall sicher. Ocr Nachbar im Süden Zimbabwc:s, die letz­
te rassistische Bastion auf dem afrikanischen Kont~nent, hält 
sich bei seinen Dcstabilisierungsvcrsuchen ja auch immer 
weniger zurück. Als geeignetes Instrument gilt die wirt­
schaftliche Erpressung unter Ausnutzung der historisch 
engen Wirtschaftsbc:ziehungen zwi«:hc:n beiden Ländern. Im 
Män 1981 zog Südafrika flir mehrere Monate seitLe an Zim­
babwc: ausgeliehenen Lokomotiven zurück. Im Juli/August 
wurde just zur Emttzeit die Lieferung von Dieselöl zurück­
gehalten. II Erst allmählich gelingt es Zimbabwe, das keinen 
eigenen Zugang :;o;urn Meer hat, seinen Außenhandel auf die 
mopmbiquanischen Häfen Beira und Lobilo um:;o;ulenken. 
Die zweite Achillesferse dieser Wirtschaftsbeziehungen ist 
das 1964 abgeschlossene Handelsabkommen. Nach seiner 
Aul'kündigung zum März dJ. müssen die hauptsächlich nach 
Südafrika exportierende Textil· , Schuh· und Möbelindustrie, 
wie auch andere Exporteure mit erheblichen Einbußen 
durch Zollerhöhungen rtchnen. Außerdem wurde i.m vergan· 
genen Augu5t bekanntgegeben, daß Siidafrika di,e Arbeits­
kontrakte der ca. 40.000 in Siidafrika arbeitenden Zirn· 
babwer nicht erneuern wird. 
Der Regierung Mugabe kann das zwar im Grun.dsatz nur 
Recht sein, es kommt ihr aber :;o;eitlich ungelegen. Die Devj· 
seneinnahmen und arbeitsmarktpolitische Oberlegungen 
sprechen eher flir einen mittelfristigen Abbau der Wander­
arbeit nach Südafrika. Noch mehr fUrchtet man -in Harare, 
daß mit den riickkehrenden Wanderarbeitern Dissidenten 
eingeschleust werden könnten , die seit langem VOIR Pretoria 
militärisch ausgebildet werden. Erst im Dezembe:r 1981 ist 
R. Mugabe knapp einem Mordanschlag auf das Hauptquar· 
tier der ZANLA (Afrikanische Nationale Befreiungsannec: 
von Zimbabwe) entgangen. 1Z 

Durch seine exponierte geopolitische Lage hat Zimbabwe 
kaum wirksame Gegenmaßnahmen zur Hand. DilC umfang. 
reichen Investitionen Südafrikas in Zimbabwe setzen der 
windaftlichen Strangulierung zwar gewisse Grenzen, aber 
langfristig bleibt Zimbabwe nur die wirtschaft liche Ab· 
koppelung. 

Zu diesem Zweck haben die Länder in dieser Re~~on 1979 
die Konferenz zur Koordination der Entwicklung im Südli· 
chen Afrika ins Leben gerufen. Als vordringlichell Problem 
aller 9 Mitgliedsstaaten wurde die Um5trukturi,~rung des 
Transportwesens angesehen. Auf ihrer letzten Tagung in 
Blantyre/Malawi Ende 1981 mußten die Regierun8:svertreter 
allerdings feststellen, daß kaum feste Zusagen der westlichen 
Länder zur finanziellen Unterstüu;ung dieses Vorhabens vor­
liegen. lJ 

Gleichzeitig wurde erneut deutlich, daß Südafrika gewillt ist, 
diese Art von Wirtschaftsintegration militärisch zu torpedie. 
ren. Die Zerstörung mehrerer Brücken und Funke.inrichtun-
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gen in mt)~amb"'lu.Uli .... hcn lIafcn unmittelbar vor dem Gip· 
feltreffen war kein Zufall. sondcrn Absiche. 

Natürlich schlägt die Verschärfung der politischen Ausein­
andersetzungen auch auf die wirtschaftliche Entwicklung 
durch. Es häufen sich die Anzeichen fUr eine Zuspitzung der 
wirtschaftl ichen F.ngpässe. Bis au f die Landwirtschaft, und 
dabei insbesondere Tabak und Mais, werden alle Wirtschafts· 
zweige ihr Wachstum in den nächsten Monaten verlangsa­
men oder gar kräftige Einbußen erleiden. 
Verantwortlich daftir sind verzögerte Lieferungen, Mangel 
an Fachkräften, niedrige Weltmarktpreise und seit neuestem 
auch Importtestriktionen. Letztere waren erforderlich ge· 
worden, weil sich die Leistungsbilanz trotz Aufhebung der 
Sanktionen faktisch kontinuierlich venchlechtert hat. 
Schuldendienste und steigende Importe flir Konsumenten 
und Industrie fUhrten 1981 zu einem Handelsbilanzdefizit, 
das dUl"(:h den privaten Ne ltokapitalzufluß, der hinter den 
Erwartungen der Regierung Mugabe zurückgeblieben war, 
nich t ausgeglichen werden konnte. 
Da sich die Schuldenhinterlassenschaft des alten Staates auf 
nahezu 400 Mio Zimbabwe·Dollar (I ZD =' 3,20 DM) be· 
läuft, erscheint eine Kreditneuau fnahme vor 1986 nicht 
möglich. Die Devisenreserven werden jedoch in keinem Fall 
ausreichen, um die veraltete Industrie zu modernisieren; dar· 
an dürfte auch der Zufluß von 1,3 Mio ZD aus den westli· 
chen Geberländem nur wenig ändern. 
Es erscheint daher absehbar, daß Finanzminister Nkala wei· 
te re einschränkende wirtschafts- und geldpolitische Maßnah· 
men ergreift. Steuererhöhungen und Kürwngen bei Ab· 
schreibungen waren bereits im Januar 1981 verhängt wor· 
den. Im Juli 1981 wurde dann der Profittransfer beschränkt. 
Vorschläge zur Investitionsregulierung stehen im Raum, 
während die Regierung in einzelnen FäHen selbst ausländi­
sche Aktienanteile erwarb. Ein staatliches Vermarktungsmo­
nopol flir Bergbauprodukte ist beschlossen. 

Alles in allem sind das Maßnahmen mit einem deutlich na­
tionaliSlischen Anstrich. Aber, so schreibt die britische Fi­
nancial Times: "Die Haltung der Partei (Afrikanische Natio­
nalunion von Zimbabwe - ZANU; d. Red.) gegenüber aus­
ländischen Investitionen, eigentlich die gesamte Wirtschafts· 
politik, -bleibt erstaunlich verschwommen oder einfach im 
Dunkeln ... 14 Das in ihrem wirtschaftspolitischen Grundsatz­
dokument "Wachstum mit Gerecht'igkeit " vom Februar 
1981 feslgehaltene Postulat einer gemischten Okonomie 
wird Wachstum und Gerechtigkeit nur schwer in Einklang 
bringen können. Deshalb steht zu beflirchten. daß entweder 
dem Wachstum oder dem Anspruch auf eine gerechtere Ge­
sellschaft vorzeitig die Puste ausgeht. Ohne eine soziaIöko-

Durchschnittseinkommen 
der 8ctchalti(len im .clr.undirtn und tertiiRn Selr.tOl", Män 1979 
(in ZD monatlich) 

Sektor Europäer, AJiaten, 
Farbige 

~au 824 
Vuaroeitende Industrie 644 
W_r, Elektm.illt 702 
Bauwesen 585 
Finanzen, Versicherungen, Immobilien 566 
Verteilung, Restaurants, Hotel. 461 
Transpon, Kommunikation 599 
Offenlliche VelWaltung 705 
Erziehu", 488 
GClundheiuwesen 405 
Häu.sliehe Ditrutc 
Andere Dienste .54 

(QueUe: Riddel.Repon,5alisbury,Juni 1981,5.5.5) 

Afrikaner 

66 
9' 
90 
12 

17. 
82 

122 
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" 



:z.m"" ....... /M: 1~.lI<:lknnl'l<n (1): ..."Be. 111"",1.""'.11<:1 ""I Reknoten 11<, ... """ A_ (r.) 

nomische Umgestaltung der Wirtschaft wird sich dieser Wi· 
derspruch nicht aufheben lassen. 

Freilich gilt es vordringlich die politische Macht abzusichern 
und zu stabilisieren. Das Verhältnis der Parteien der Patrio· 
tischen Front, ZANU und ZAPU (Afrikanische Volksunion 
von Zimbabwe) zueinander ist einer der Eckpfeiler der ge· 
genwärtigen relativen Stabilität Zimbabwes. 
Allerdings war dieses Verhältnis auch immer von heftigen 
Auseinandersetzungen und Widersprüchen geprägt. Im 
Herbst 1980 und im Frühjahr 1981 war es sogar zu militäri· 
schen Auseinandersetzungen zwischen den beiden Guerilla· 
Armeen ZANLA und ZlPRA (Revolutionäre Volksarmee 
von Zimbabwe) gekommen. 15 In den letzten Monaten wa­
ren es vor allem die ZANU·Aufrufe zur Schaffung einer Ein­
heitspartei, die den kleineren Partner verunsicherten. Der 
immer wieder von der ZANU geäußerte Alleinvertretungsan· 
spruch eröffnete der ZAPU andererseits die Möglichkeit, zur 
Regierung auf Distanz zu gehen und die recht schmale, auf 
das Ndebele.Stammesgebiet beschränkte Machtbasis zu ver· 
breitem. 
Für beide Parteien wird schließlich eine entscheidende Frage 
sein, ob sie intern und unter den Massen genügend politi. 
schen Rü,khalt zur überwindung der gegenwärtigen wirt· 
schaftlichen Machtstrukturen mobilisieren können. 16 R. 
Mugabes par· force· Ritt durch die Provinzen im Oktober 
1981, also unmittelbar nach dem SlUrz Edgar Tekeres als 
Generalsekretär, diente nicht zuletzt dem Zweck der 
Rückversicherung bei den Massen. Der Parteiapparat erhielt 
außerdem strikte Anweisung, stärker als Vermittler zwi· 
schen Regierung und Bevölkerung aufzutreten. 
Die Erneuerung des politischen Vertrauens tut also Not. Ge­
rade das könnte freilich an der mangelhaften Organisation 
beider Parteien scheitern. Zwar konnte die ZANU - anders 
als die ZAPU - während des Befreiungskampfes ansatzweise 
eine wirksame Partei- und VefWaltungsorganisation auf Orts­
ebene aufbauen, aber sie liu seit der Machtübernahme doch 
stark unter Auszehrungserscheinungen. Kader wanderten ab. 
Organe aus der Zeit des Befreiungskampfes wie die kangaroo 
courts (Gerichte) wurden abgeschafft und die alten Autori­
tä ten teilweise wieder eingesetzt.l 7 

Nach der Integration der Guerilleros in die nationale Armee 
sind auch sie ihrer politischen Funktion vor Ort enthoben . 
Es sind die Rute der Milizen (Mujibu) und die ZANU·Ko· 
mitees, die in der Bevölkerung noch verankert sind . 
Von ähnlich gravierender Bedeutung flir die langsame Um· 
setzung sozialistischer Zielsetzungen sind die Organisationen 
der Arbeiterkluse. Bislang sind die politischen Triebkrärte 

dieser Organisationen nicht über einen losen Zusammen­
schluß der zahlreichen, politisch zersplitterten Einzelge. 
werkschaften in einem Dachverband (Gewerkschafukongreß 
von Zimbabwe - zcru) hinausgekommen. In den Beuie· 
ben entstanden Arbeiterkomitees, über deren Kompetenzen 
man sich aber bisher nicht einigen konnte. 18 

Die fortschrittlichen Kräfte stehen also auf recht schwachen 
Beinen. Sie sind angesichts der inneren und äußeren Bedro­
hung auf breite Bündnisse angewiesen. Und 50 kommt es, 
daß sich nahezu unbeachtet eine afrikanische Kleinbour· 
geoisie awbreiten kann, die schon in den letzten Amtsjahren 
von lan Smith rehabilitiert und unter Muzorewa wieder red­
lich genährt worden war. 19 Auf dem Land leistet jhr die 
individuelle Verpachtung des Bodens im Rahmen des Sied· 
lungsprogramms Vorschub und im städtischen Bereich die 
Politik der Zimbabwanisierung. Dabei mischen auch Partei· 
funktionäre kräftig mit. 

Die Problematik einer solchen Entwicklung liegt auf der 
Hand. Bereits im FebfUar 1980 schrieb der Commerce. das 
"Handelsblatt" der weißen Bourgeoisie, man solle sich mit 
der entstehenden Klasse schwarzer Unternehmer verbünden, 
von denen einige ruch Zugang zu denjenigen finden würden, 
die die Macht übemehmen. 20 So guehen hat die geschickte 
Takti.k eines Robert Mugabe eben auch ihre Schattenseiten. 
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Tschad 
Nach dem Abzug der libyschen Truppen, die die Regierung der Nationalen Einheit des TKhad (GUNT) unter Präsident 
Goukouni Queddei ins Land geholt haue, um die Rebellion des ehemaligen Außenministers Hissem: Habre niedenusc:hlagen, ist 
im TS<:had der Bürgerkrieg wieder neu cntfiammlt. Die mit ägyptischen uDd sudancsi5chen Waffen bestens ausgerüsteten Streit· 
kräfte des Nordens (FAN) H. Habres haben die östlichen Gebiete des LaDdC5 UJlter ihre Kontrolle gebracht. Oies wurde dadurch 
erleichtert, daß die "Interafrikanische Fricdcnstmppc" der Organisation fUr Afrikanische Einheit (OAU), die die Ruhe im Land 
erha.ltcn sollte, nur die Hälfte ihrer geplanten Stärke von 6.500 Mann CTTcicht hat und sich unter dem Deckmantel der 
Neutralität weigert, gegen die Truppen Habres vorzugehen. 
Das Ziel Zaires, Nigcriu und Scncgah, die die "FriedcDnruppc" stellen, sowie des Sudan und der USA, ist es, die GUNT 1:U 
Verbndlungen mit H. Habrc 1:U ~ingen. Unter diesem Druck hat G. Queddei im Gespräch mit westlichen Diplomaten 
angedeutet, daß er zu Verhandlungen mit den FAN, aber nicht mit H. Habrc, bereit sei. Damit sind die USA, die die 
militäri5cbe Ausrüstung der .. Friedenstruppe" lidern, ihrem Ziel, die nationaldemokratixhen Krähe im Tschad 1:wüek1:u­
drängen, ein Stück näher gekommen. Eine Ausweitung des Konflikts scheint damit vorprogtammiert, denn es ist fnglich, ob die 
libyscbe Führung diesem auch gegen sie gerichteten Roll-Bad. tatenlos zusehen wird. Sie bat bereits dagegen protestiert, daß 
"amerikanisc:he Elemente" in der "Friedenstruppe" tätig sind, und erklärt, daß sie diese "Verletzung der OAU-Resolutionen" 
nicht hinnehmen werde. 

FodeAmadou 

Der Frieden entschwindet 

Weder die geflilligen Berichte einer bestimmten. afrikani­
schen oder westlichen Presse über die angeblich .,bevorste­
hende" Nonnalisierung der Situation im Tschad, noch die 
beschwichtigenden Erklärungen des amtierenden Präsiden­
ten der Organisation fur Afrikanische Einheit (OAU), Danie1 
Anp MOi, können die offensichtlichen Tatsachen verbergen. 
Tatsachen, deren Unvenneidbarkeit wir schon am Tag nach 
dem Abzug der libyschen Truppen (Mitte November 1981; 
d. Red.) und der Oründung der sog. interafrikanischen 
Streitmacht, die den Frieden und die Stabilität, aber auch -
und das vor allem - die territoriale Integrität sichern sollte, 
vorhergesehen hatten. Tatsachen, deren Gefahrlichkeit 
selbst Präsident Goukouni Queddei zu erkennetl beginnt: 
Der schritlweise Verlust einer Unabhängigkeit 'u.nd einer 
Souveränität, die nach sovielen Jahren eines zerstörerischen 
Bürgerkrieges teuer erworben wurden. 

OAU-.,Friedenstruppe" - ein trojanisches Pferd? 

Sowohl im Vertraulichen, als auch in seinen öffentlichen 
Erklärungen zögert der Prä!ident der Regierung der Natio­
nalen Einheit des Tschad COUNT) nicht mehr, vom Schei­
tern der Mission der interafrikanischen Streitmacht :w spre­
chen. Er steht von nun an in offenem Konflikt sowohl mit 
dem amtierenden OAU-Präsidenten (D.A. Moi, Staatsober­
haupt Kenias; d. Red.) als auch mit dem OAU-GerJenlsekre­
tär Edem Kodjo. 
Zu Anfang wandte sich das Staatsoberhaupt Kenias gegen 
die Intel'pretation des Letzteren vom Sinn u.nd der Bedeu­
tung der Aufgabe der interafTikanischen Streitma.cht. Doch 
leider gelang es durch Druckausübung seitens westlicher 
Großmächte D.A. Moi davon zu überzeugen, daß die Kon­
tingente, die von gewissen afrikanischen Staaten entsandt 
wurden, u.ntätig bleiben sollten. Und dies, wälhrend die 
Streitkräfte des Nordens CF AN) des tschadischen Verräters 
Hissene Habri - unterstützt durch die Amera~aner, die 
Ägypter und die Sudanesen - weiter in da.! Land (:indringen 
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und eine Stadt nach der anderen besetzen, ohne daß irgend­
etwas gegen sie unternommen wird. 

Die afrikanischen Völker, die Zeugen der Tragödie des ehe­
maligen BeJgisch-Kongo waren, können diese nicht vergessen 
haben. Sie können nicht vergessen haben, wie die von der 
UNO (im Jahr 1960; d. Red.) entsandten internationalen 
Streitkräfte, die Patrice Lumwnba (erster Premierminister 
der Republik Kongo; d. Red.) angefordert hatte, um die 
territoriale Integrität seines Landes sowie den Schutz seiner 
legalen und von der UNO anerkannten Regierung zu sichern, 
schließlich mißbraucht wurden. Sie wurden dazu benutzt, 
die Ennordung des großen Helden der kongolesischen Na­
tion (arn 17.1.1961 durch Söldner des Sezessionisten 
Tschombc; d. Red.) zu ennöglichen und diesen durch die 
Usul'patoren und Tyrannen, die ihm folgen sollten, zu er­
setzen: die Tschombc, Mobutu (Staatschef seit 1965, der 
1971 die Umbenennung in Zaire durchsetze; d. Red.) und 
ihre Komplizen unter der Führung des CIA. 
Weist die gegenwärtige Situation nicht die gleichen unheil­
vollen Merkmale auf, wie die Ereignisse im Kongo während 



der 60er Jahre? Gestern waren es die UNO und Da" Ham· 
marskjöld (damals UN-GeneraJsekretär; d. Red.). Heute ist 
es die OAU mit Arap Moi und Kodjo. Die Geschichte wie­
derholt sich, sagt man oft. Aber zahlreiche afri.ka.nis:che Be­
obachter fragen sich, ob man dabei zusehen soll, ohne zu 
reagieren. 
Und in es nicht diese explosive Situation, die den PJräs.iden· 
ten Goukouni veranlaßt hat, den Rückzug der interaJrikani· 
,chen Streitkräfte und den Einsatz außerafrikanischer 
Kräfte zu erwägen? Aber welche? Bedeutet ein solches, 
obgleich noch vages und vieldeutiges, "außerafrikan.isches" 
Hilfsenuchen, den Ruf nach französischen Streitkräfnen, der 
schwere Ventimmungen in der afrikanischen öffentlichkeit 
hervorrufen würde, oder nach denen der nichtpaktgebun­
denen Länder? Riskiert der Präsident der GUNT, ltldem er 
mit solchen vagen und vieldeutigen Äußerungen Zweifel auf­
kommen läßt, nicht die Stärkung des Lagen seiner Gegner? 
Wie dem auch sei, beschränken wir uns auf die Wiedergabe 
der uns zur Stunde vorliegenden Infonnationen. 
I. Wie vor kurzem der Gründer der Volksbewegung rur die 
Befreiung des Tschad (MPL T), Aboubakar Mahamat Abdel­
rahman, erklärte, sind die größten Waffenlieferung'en, die 
das Pentagon in den Tschad liefert, für die zairischelD Trup­
penkontingente innerhalb der interafrikanischen Streiitkräfte 
bestimmt. Mobutu hatte das 'Zur unvenichtbaren Bedingung 
für die Entsendung seiner 2.000 Mann gemacht Ul~d sich 
dessen anläßlich seiner letzten Reise nach Washington ver­
sichert. 
Noch bedeutsamer ist die Verpflichtung Mobutus, dafür zu 
sorgen, daß die zairischen Kontingente, ungcachtt~t aller 
Anweisungen des Kommandos der interafrikanischeIl Trup. 
pe, sich verwenden, um den Streitkräften des Nordens 
(FAN) von Hissene Habre dabei zu helfen, stärker:tu wer· 
den, sich zu konsolidieren und schrittweise zur wichtigsten 
militärischen Kraft des Tschad zu werden. 

Vormarsch der Truppen Habr':s ... 

2. Mohammed Djiber, Vertreter der FAN in Khartum, er­
klärte am 21. Dezember (1981; d. Red.), nachdem er sich 
der wohlwollenden Haltung des amtierenden Präsiidenten 
und des Generalsekretän der OAU versichert hane, daß 
Goukouni eine "unverantwortliche" Haltung geuenüber 
Arap Mai und Kodjo einnähme. 
Der MilaTbeiter von Hissene Habre ging noch weit,~r. Der 
sudanesischen Presse verbarg er nicht, daß die FAN trotz der 
orfiziellen Dementis seitens Ägyptens und des Sudan auf die 
militante Hilfe zähle, die sie von Kairo und Khartunl erhaJ­
ten. Auf die Frage, ob sie auch auf die Untentützung seitens 
einige.r Kontingente der inlerafrikanischen Truppe zählen 
könnten, antwortete er ohne Zögern: .. Aber sicher. S,chließ­
lieh ist es flir niemanden ein Geheimnis, daß es ohne: Habre 
weder Frieden noch Stabilität im Land geben kann." 
3. Die Westlichen Streitkräfte (F AO, 3. Armee; siehe AlB 
5/1980, S. 27-28; d. Red.), eine der Gruppierunl~en im 
T.schad, zögerten nicht, Hissene Habre ebenfalls zu Hilfe zu 
eilen: ,.Wir fordern, eine Cesprächsrunde al ler tschadischen 
Cruppen, einschließlich der Hasene Habres. einzuberufen, 
um den Frieden im Land wiederherzusteUen", erklärten sie 
in einer in Yaounde herausgegebenen Erklärung. 
4. Acyl Ahmat, als Außenminister des Ttchad und Chef des 
Demokratischen Revolutionären Rats (CDR) eine der ton­
angebenden Personen des Landes, verbirgt seine tieft: Ober­
zeugung nicht, daß die interafrikanische Streitmacht nicht 
die Rolle spielt, die sie spielen müßte, d.h. die Sicherheit des 
Tschad zu garantieren ... Alles, was wir wünschen, ist, daß 
man sich in N'Djamena klar ist über den Ernst der La.ge und 
über die Gefahr, die unserer Unabhängigkeit und unserer 

territorialen Integrität droht", erklärte er in seiner Hoch­
burg Ati. 
"Glauben Sie, daß das nigerianische Kontingent, das nicht 
weit von der Landepiste von Ati lagert, eingreift, wenn Sie 
von den FAN Habres angegriffen werden". fragte man ihn. 
"Fragen Sie sie doch", antwortete der Führer des CDR mit 
einem vielsagenden Lächeln. ,,)Yenn niemand eingegriffen 
hat, um Habre aufzuhalten, warum, meinen Sie, die würden 
eingreifen, um uns zu helfen? Wenn ich nicht hier wäre, 
wäre Hissene schon in Ati ..... 

... nach dem libyschen Abzug 

In Wirklichkeit bleiben die Regierungstruppen des Tschad, 
sechs Wochen nach der Einnahme von Abeche durch die 
FAN, im Osten des Landes noch immer in der Defensive. 
Ihre Schwierigkeiten sind um50 erheblicher, da die inter­
afrikanische Streitmacht nichts getan hat, um ihnen zu hel­
fen, als ob sie auf ein "Ereignis" wartet, das sich aber gleich­
wohl nicht abzeichnet. 
Die vor mehr als drei Wochen angekündigte Cegenoffensive 
der Regierung ist noch im Vorbereitungsstadium und nie­
mand weiß, ob sie ohne wirksame, organisierte und koordi­
nierle militärische Unterstützung die Invasionnruppen Hab· 
feS zurückdrängen kann. Im Gegenteil, der Vonnarsch der 
Truppen Habres hat sich seit dem Rückzug der libyschen 
Truppen aus diesem Gebiet im Lauf des Novembers (1981; 
d_ Red.) beschleunigt. Außer mehreren Ortschaften an der 
sudanesischen Grenze kontrollieren die FAN zwei VerwaI· 
lungssitze - Abeche und Bihine - und bedrohen direkt den 
Batha, zu dem Oum Hadjer den westlichen Zugang darstell!. 
Aber was macht denn die interafrikanische Streitmacht? 
Warum wurde sie entsandl? Warum wurde sie akzeptiert? 
Auf welcher Basis, und mil welchem Ziel, wenn nicht mit 
dieser stupiden Zufriedenheit über den Abzug der libyschen 
Truppen aus dem Tschad, um ihn in die Hände derjenigen 
aWlzuliefem, die ihn in einen Friedhof der Hoffnungen und 
der Erwartungen eines Volkes verwandeln wollen, das seil 
mehr als ftinf Jahren rur einen Frieden kämpft, der jeden 
Tag ein wenig mehr dahinschwindet? 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 256/4.1.1982, S. 27-28) 
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oman 

Abdul Aziz al-Qadi 

E:ine breite Front ist im 
Entstehen (1. Teil) 

Der Oman, im November 1981 Mitschauplat~ des anglo­
amerikanischen Kricgsmanövcrs ,,8tight Star", spielt als 
Aufmarschbuls fUr den Zugriff Wuhingtons am Persischen 
Golf eine herausragende RaUe. Wie sieh dies im einzelnen 
äuSut und welche Folgen es fUr die inDere Entwicklung 
zeitigt, erläutert Abdul Azi:t al-Qadi. Gcneralsckretü der 
Volksfront fUr die Befreiung Oman' (PFLO), im Gespräch 
mit Rodolfo Casals. Der im nächsten Heft folgeillde 2. Teil 
des Gcspräctu behandelt den aktuellen Stand d.cr omani­
sehen Befreiungsbewegung. 

A.A. AL-QADI; Omm befindet sich gegcnwärti,g in einer 
ungewöhnlichen Lage, die ihn von anderen Ländern der 
Region unterscheidet. Die wirkliche politische Kontrolle: 
verbleibt in den Händen des britischen Imperialismus, der 
sich wegen seiner historischen Beziehungen ;,;UIU Sultanat 
(Protektorat Großbritanniens 1891-1917; d. Red. ) weiterhin 
in die inneren Angelegenheiten des Landes einmischt. 
Am 23_ Juli 1970 tauschten die Engländer Sultan. Said Ben 
Taimur gegen dessen Sohn Quabous aus und v,~rsuchten, 
dem "Rücktritt" den Anstrich des Nonnalen zu verleihen_ 
Enuprechend den Instruktionen seiner Gönner entschied 
der neue Sultan, die Nationalhymne, die Flagg.~ und die 
Regierung zu ändern. Und er begann, den ProzeS der Ein­
gliederung Omaru in die Arabische Liga und die Vereinten 
Nationen einzuleiten. Aber natürlich schlug er nicht vor, die 
Verträge, die Großbritannien die Möglichkeit bieten, Oman 
militärisch zu "beschützen", aufzuheben. 

FRAGE: Dann entsprechen Anschuldigungen i,ib,:r die Er­
richtung ausländi$cher Militärstützpunkte der Wahrheit? 
A.A. AL-QADl: Englische Militärstützpunkte waren in 
Oman bereits vor 1970 vorhanden, und die Briten benutzen 
die auf der Insel Mouirah gelegenen und andere au-th weiter­
hin. 
Der Sultan beschäftigt auch hohe Armeebeamte, die an den 
Ereignissen jenes Jahres beteiligt waren, weiter, und ;,;ur Zeit 
bekleiden viele von ihnen verantwortliche Positi'lnen. Die 
höchsten Offi;,;iere der Armee von Oman sind indl!ssen Eng­
länder, so die Spitzen der Luftwaffe, der Flott<: und des 
Heeres. Englische Offiziere sind sogar auf Bataillons-, Kom­
panie- und Zugebene eingesetzt_ 
FRAGE: Wie verhält es sich mit militärischen Beratern und 
Einheiten aus anderen Ländern? 
A.A. AL-QADI: Die Briten haben eine Spezialtn~ppe eng­
lischer Soldaten, die in Oman stationiert ist. Bis 1976 belief 
sich ihre Zahl auf etwa 5.000, die in drei Stützpu:nkten sta­
tioniert waren. Aber in den letzten Jahren, und Ibesonders 
nach dem Sturz des iranischen Schah, haben die Elriten ihre 
militärische Präsen;,; in Oman verstärkt, indem sie ihr Trup­
penkontingent auf 8.000 Mann erhöhten. Dies ist eine Son-

38 

dereinheit, die dem direkten Kommando des Verteidigungs­
ministe riums unterstellt ist. 

Zusätzlich erhöhten die Engländer auch die Zahl der Offi­
ziere und Berater. Jet;,;t gibt es an Spitzenoffizieren, Bera­
tern und Soldaten insgesamt 13.000 Mann, was beweist, daß 
die englische Prä5enz und Einmischung nicht weniger gewor­
den ist, sondern eher von Tag zu Tag zunimmt. 
Daneben gibt es auch ägyptisches und jordanisches Militär­
personal in Oman; aber diese Leute betätigen sich nur als 
Berater der Truppen von Quabous. 
FRAGE: Wozu hat nun die Politik des Sultans, die Souve­
ränität des Landes dem Imperialismus zu opfern , genaut? 
A.A. AL-QADI: Offensichtlich hat sich das omanische 
Regime innerhalb des Landes isoliert, da sich die Massen in 
zunehmendem Maße der realen Lage bewußt werden. 
England und die USA entschlossen sich, das Sultanat wegen 
der Situation der Region nach dem Stun des Schah militä­
risch zu stärken. Sie sahen ihre Interessen in der Region 
berührt und steigerten ihre Aktivitäten in Oman nicht nur 
um die Hoffnungen auf Befreiung zu zerstören, sondern 
auch um das Regime darauf vorzubereiten, eine SonderroUe 
gegenüber anderen Ländern in diesem Gebiet ;,;u spielen. 

MiLitärbasen en masse für die USA 

FRAGE: Würclen Sie sagen, die Tatsache, daß der US­
Imperialismus Quabous unter Druck gesetzt hat, ihm die 
Errichtung militärischer Stüt;,;punkte im Lande zu erlauben, 
ist Teil dieser Politik? 
A.A. AL-QADI: Während der Jahre 1978, 1979 und 1980 
schickten die Vereinigten Staaten vier Militärdelegationen, 
um über die Errichtung von militärischen Stützpunkten in 
Oman zu verhandeln. Einige dieser Delegationen hielten sich 
sogar mehrere Monate im Lande auf und besichtigten die 
Stützpunkte in Salalah, Masirah, Khazar, Zambrit, Beit el­
Falaj und Sib. 
Ende 1979 einigten sich Oman und die USA im Prinzip auf 
ein Abkommen über "militärische und wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit". Die PFLO machte diese Verhandlungen 
publik und verurteilte sie, während das Sultanat sie abzu­
leugnen versuchte. 
Im Jahre 1980 jedoch begannen die USA, offizielle Erklä­
rungen über die Rechte, die Oman ihnen abgetreten hatte, 
abzugeben. Und Olm 4. Juni desselben Jahres unterzeich­
neten sie offiziell das Abkommen. das sie unter dem Namen 
"Vertrag über militärisch-ökonomische Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staaten und Oman" bekannt 
machten. 
FRAGE: Worin bestand dieses Abkommen? 



A.A. AL-QADI: Einige der Vert.n.gsbedingungen wurden 
bekanntgemaeht, andere aber geheimgeha1ten. Unter den 
Punkten, die bek.a.nnt sind, ist einer, der den USA gestattet, 
omanisc.he Land· und Flottenstüttpunktc nach Wund :lU 
benutun, und der ihnen ebenrall. die M6alichkcit der Yge' 
nlng von MilitirausriistWlg und ·material sowie des Ern· 
prangs von Anneimittelliererungen bietet. 
Die PFLD konnte herausfmden, daß sich unter den Geheim· 
abmachungen eine befIndet, die es den USA ermöglichen 
wird, den Stützpunkt auf Muirah .tändig :lU benutzen, ci· 
nen weiteren Stützpun1r.t I'ür Lurt· und Seestreitkräfte in 
Khnu - in der Stnße von HormU% - :lU bauen und ein 
Spionaguenlrum aur der Insel Dm Alganan, die auch in der 
Straße von Honnuz liegl, ein:lurichten. Außerdem überließ 
Quabow den USA du Recht der vollstindigen Kontrolle 
über die am Anbisc.hen GoU (arabisc.he Titulierung des Per· 
siIChen Golrl; d. Red. ) gelegene Provinl: Musandam. 
FRAGE: Man .agt, daß es einige tausend US.soldaten in 
Oman geben .oll. Kennen Sie die genaue Zahl? 
A.A. AL.QADI: Die Zahl der US.Truppen in Oman 
schwankt, da die Kriegsnotte, die die Amerikaner in dem 
Gebiet unterhalten, sowohl im Golr von Oman als auch im 
Arabischen Golr kreuzt. Nach unterer Einschätzung gibt es 
derzeit etwa 10.000 US·Soldaten, aber sie sind nicht alle 
gleichzeitig in Oman. Die rcguliir in Oman stationienen USo 
Truppen .ind in Muirah und in Musandam 1r.onzentrien, wo 
sie die Kontrolle über die Bevölkerung ausüben. 
Gemäß dem Vertrag l:wischen den Vereinigten Stuten und 
Oman richtet der Yankee.lmperialismus außerdem Nach· 
schubdcpots in Masirah, Zambrit und anderen Teilen des 
Sultanau ein und uhll Quabous eIßen Gesamtbetrag von 
500 Mio Dollar. Man 1r.ann aus der Höhe dieser Ausgaben 
schJießen, daß die USA ihr M6glichstct tun, um aus Oman 
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eine einzige große US·M ilitärbasl, zu machen; die5e Schluß· 
rolgerung wird noch untermauert durch die in Masirah und 
Om Alganan errichteten StUtzpunkte und die Anlegerechte, 
die Quabou. den USA in den Hären von Azit und Salalah 
gcwilhrt hat. 
FRAGE: Könnten unter Berücksichtigung diest:r Vorginge 
Konflikte zwischen England und den Vc.rcinigten Staaten 
wegen der Konltolle über Oman enutehen? 
A.A. AL-Q.ADI: Die Regierung Quabous ist noch stark an 
Großbritannien gebunden, aber u besteht eine wachsende 
Tendenz zur militärischen Verknüprung mit den USA. Und 
die Yankees tun alles, um die Engländer zu ,·erdrängen. 
[Jberdics haben die USA größere WirtschaIuintereuen in 
Oman als Großbritannien. US·Firmcn besitzen 60% der Ban­
ken und anderc.n Geselbcharten. Den Rest teilen sich Unter­
nehmen, derc.n Zentralen in Ensland. Frankreich, Siidkorea 
und Ausmlicn liegen. So ist die Lase nicbt nur beim 01 und 
in der FiKherei, .ondem auch in anderen Sektoren der 
Volltswiruchart. 
FRAGE: Wie ist die Wirucharulage du Landes? 
A.A. AL-QAOI: Wie Sie wissen, konzentriert sich die Wirt­
schart Omans auf ein Produk t. Du 01, die Haupteinnahme­
quelle, wird von ausländischen Interessen kon trolliert. Die 
Abh!i.ngigkeit vom 01 ist derartig, daß bei einem Gesamt­
staauhaushalt von 520 Mio Rial (1 Rial = 3 Dollar, Stand 
November 1981; d . Red.) 455 Mio aus dem Verkaur von 
Rohöl .tammen und die übrigen 65 ~1io durch die Landwirt­
schart und laudiarabilche Hilre l:usammenkommen. 
Nachdem Quabous die Macht erp'irren haue, rolgte er dem 
Rat Großbritanniens und ließ einige Schulen, Krankenhäu· 
ler, Elebrizitliuwnke, Brunnen usw. bauen, um die Leute 
glauben zu machen, daß die neue Regierung sich um sie 
kümmere, und um sie .0 dazu zu bringen, das Regime zu 
unterstützen und sieb gegen den Befreiungskampf zu stellen . 
In den letzten Jahren war das Regime jedoch nicht in der 
Lage, diese "Rdormen" fortzusetzen. Das hat zu erhöhter 
Arbeiulo.igkeit, Auswanderung und Analphabetentum ge­
ruhrt. 
Ende 1977 begann die Olproduktion zu sinken; vor vier 
Jahren wurden ti&:lich 380.000 Band gdördert; deneit sind 
es aber nur 300.000 _ 310.000. Diese Situation hat sich 
durch eine zunehmende Enchöprung unserer ökonomischen 
Ressourcen, für deren Erhalt nicht gesorgt wird, durch das 
Ansteigen \'on Veruntreuungen örren tlicher Gelder und 
durch den Mangel an Planung verschlim mert . 
Trotz der Budget-Hilre Saudi Arabiens, der Vereinigten Ara· 
bischen Emirate und Kuwelts war 1978 ein Defi:z:it von 50 
Mio Rial und 1979 yon 80 Mio zu verzeichnen. 

Fortstulmg folgt 
(Quelle: tricontinental, Havanna, Nr. 77/4/1981, 5.10-14) 
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Rüstungsexporte 

Michael T. Klare 

Waffenexporte - unter Reagan ein 
Instrument der Außenpolitik 

Mit der Erklärong vom 21. Mai 1981, daß der Verkauf von 
Rüstungsmaterial "ein wesentliches Werkzeug der amerika­
nischen Außenpolitik" sei, eröffnet James L. Buckley, Un­
terstaatssekretär flir Militärhilfe, eine neu e: Ära des Waffen­
handels. In seiner Rede vor dem Verband der Raum- und 
Luftfahrlindustrie in Williamsburg beklagte er die Politik 
der "Einschränkung der Waffenlieferongen", die Präsident J. 
Carter 1977 in die Wege leitete, und erklärte, daß die Rea­
gan-Administration das Verteidigungspotential der Verbün­
deten der USA - einschließlich derer, die ruf wiederholte 
Menschcnrcchtsvcrlclzungen bekannt sind - stärken will, 
indem die amerikanischen Kontrollen der Rüstungsc:xporte 
gelockert werden sollen. 

Von Carters Direktive Nr. 13 ... 

Weit davon entfernt, "moralisch tadelnswert" zu sein, seien 
die Waffenverkäufe eine wichtige Ergänzung der amerikani· 
schen Rüstungsprogr.tmme und erlaubten ~s den anderen 
Ländem, gemeinsam m it den USA die Last der Verteidigung 
der "freien Welt" zu teilen. Die neue Administration, so 
schließt er, habe die Absicht, von der "Theologie" Präsident 
Carters zu einer "gesunden Konzeption der Selbstverteidi· 
gung" zu gdangen. l 

Sechs Wochen' später bestätigte Präsident Reagan in seiner 
Erklärung vom 8. August 1981 zum Verkauf konvenLionel­
ler Waffen diese Ausftihrungen, die mit der Politik seines 
Vorgängers brachen. Und diese war bereits vielen Schwan­
kungen unterworfen. 
Während seines Wahlkampfes von 1976 hatte james Earl 
Carter nicht gezögen, den Waffenhandel als "wenig appetit­
lich" zu bezeichnen und versprochen, ihn einzuschränken, 
falls er gewählt würde. Ins Weißt: Haus gelangt, gab er beim 
State Departement (US-Außenministerium; d. Red.) eine 
Studie über die Programme der Waffenverkäufe ins Ausland 
in Auftrag. Am Ende einer internen Debatte, die mehrere 
Monate dauerte, gab das State Departement eine Reihe von 
Empfehlungen, die nach einigen Änderungen durch den Na­
tionalen Sicherheitsrat z~r offiziellen Doktrin wurden. Am 
1.3. Mai 1977 unterzeichnete der Präsident die Direktive 
Nr. 13, die am 19. Mai 1977 veröffentlicht wuroe. 
Diese Direktive beruhte auf zwei Prinzipien: Die Weitergabe 
konventioneller Waffen bedroht die Stabilität aller Wehre­

gionen. Die Vereinigten Staaten als größter Waffenhändler 
der Weh haben die "besondere Verantwortung", sich an die 
Spitze einer Bewegung fUr die Begrenzung des Waffenhan­
dels zu stellen. 2 Die Waffenlic:ferungen dürfen nicht mehr 
ein alltägliches Instrument der amerikanischen Außenpolit ik 
sein, vielmehr e in außergewöhnliches Mittel, das nur dann 
anzuwenden ist, wenn bewiesen werden kann, daß Waffen· 
transfers "im Sinne der Erhaltung unserer eigenen Sicher­
beit" wirken. 
Um diese Politik der "Begrenzung von Warfenverkäufen" 

40 

umzusetzen, schlug Präsident Carter spezielle Kontrollrne· 
chanismen vor. Aber im Unterschied :tu den grundlegenden 
Prinzipien batten diese Kontrollen keine ebenso generelle 
Tragweite. 
Dennocb waren diese neuen Regelungen Gegenstand nhlrei· 
cher Kritiken namentlich von seiten der Vertreter der Rü· 
stungsindunrie, die sie für :tu einengend hielten. In der 
ersten Zeit büßten die amerikanischen Industriellen Verträge 
in den Regionen e in, bei denen die Kontrollen streng ge· 
handhabt wurden (besonders in Lateinamerika); demgegen. 
über nutzte die Cuter·Administration ihre Vollmachten, 
Verkäufe hochentwickelter Waffensysteme an privilegierte 
Verbündete wie den Iran (:tu Zeiten des Schahs) und Saudi 
Arabien zu erlauben. 
Mit der Zeit wurde sie immer aufmerksamer gegenüber 
sowjetischen Militäraktivitäten in der Dritten Welt und ließ 
sich leicbter von Pressure-Groups überzeugen, die sich anläß· 
lieb w ichtiger Gescbäfte bildeten. Das Ergebnis war eine 
Steigerung der WaffenverkäuJe, die 1980 den Rekordstand 
von 15,3 Mrd Dollar erreichten, und die ~chrittweise Abkebr 
von den Direktiven des Präsidenten. 3 

Seit ihrem Amtsantritt bemüht sich die Reagan-Administra­
tion, die Sperren fUr eine bestimmte Anzahl von Transak· 
tionen auf:tuheben: Lieferung zweier Oberschalljagdge. 
schwader (F-IG) an Südkoreai 1.177 Luft-Luft-Raketen vom 
Typ Sidewinder AJM-9 und flinf Boeing E·3 A WACS :tur 
Radaruberwachung an Saudi Arabien, ein F-16·Geschwader 
an Vene:tuela. 
Die neue Politik - seit 8. juni 1981 regierungsoffiziell -
beginnt mit der Aufhebung der Carter'schen Direktive. Sie 
setzt wieder die wesentlichen Richtlinien der Nixon- und 
Ford·Administrationen in Kraft, während derer die Waffen­
verkäufe von 1 Mrd auf 15 Mrd Dollar im jahr gestiegen 
waren. Sie stellt gleicbwohl sehr viel mehr als eine Rückkehr 
zum Status quo ante (vorherigen Stand; d. Red.) dar. 

... zu Reagans Schleusenäffnung für Waffenexporte 

Die Politik von Präsident Reagan beruht auf zwei grundsätz­
lichen Postulaten: Die hauptsächliche Destabilisierungsge­
fahr besteht in der Ausdehnung der sowjetiscben Militärprä. 
senz. Die USA können nicht als einzige die Verteidigung der 
"freien Welt" sicbentellen. Sie müssen also "bereit sein, 
ihren Freunden und Verbündeten zu helfen, ihr System der 
Verteidigung :tu stärken, indem sie ihnen konventionelle 
Waffen licfem".4 
Die Waffenverkäufe sind kein unabbängiger Faktor der 
amerikanischen Außenpolitik mehr, sondern eines ihrer we· 
sentlichen Elemente. Und sie sind auch dazu da, die Moder­
nisierung des Militärpotentials der Vereinigten Staaten zu 
unterstützen. Die von j. Carter geschaffenen KontroUmaß­
nahmen ersetzt Präsident Reagan durch folgende Anordnun· 
gen: 



Grundsau: Die ausgesetzten Transaktionctl werden im ur­
sprünglich geplanten Umfang ohne Rücksicht auf die Ge­
samthöhe des Waffenexporu vorgenommen. Man el'1Nartet 
so, daß die Verkäufe 1982 einen neuen Rekordstand \Ion 20 
Mrd Dollar erreichen. 
Entwicklungsstufe: Die Vereinigten Staaten werden be-s trebt 
sein, die Waffenarsenale der weniger entwickelten l.änder 
nicht zu überladen. Man wird die Entscheidung über Liefe­
rungen modernster Waffen nach der Funktion ihres Beitra­
ges rur die Stärkung des Potentials "der Abschreckung und 
Verteidigung" treffen, ungeachtet der Gefahr, einen neuen 
lokalen Prozeß des Wettrüstens zu entfesseln. 
Modifikationen: Anstatt diese Praktiken zu untersagi:n. er­
mutigt die Administration die amerikanischen Industriellen, 
"Material zu produzieren, das noch besser den Bedürfnissen 
der nichtindustriellen ländern angepaßt ist, in Bezug auf 
Komplexität, Stand der Technisierung und Anschaffungs­
preis" (in Wirklichkeit hatte schon die vorhergehende Regie­
rung in diesem Punkt den Rückzug angetreten, ab !:ie die 
Herstellung eines preiswerten Jagdflugzeuges ftir da:1 Aus· 
land billigte: des F-X). 
Koproduktion: Die Reagan-Administration hat nichts neues 
auf diesem G~biet vorgesehen, aber sie wird sich für Ibeson­
dere Fälle interessieren, die sich ergeben könnten. Sk wird 
die finanziellen Interessen der amerikanischen Waffenliefe-

1. Aid 

U.S. Economic Aid 
to Developing 
Nations 

Vel. a. a share 01 U.S. output. _Id ha. lallen Irom a 
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headed even lower. -e..-te "" Wolle 8ano\ 

3. 

tanten und den notwendigen Schutz der Spiuentechnolo. 
gien berücksichtigen. 
Verkaufsförderung: Die im "Brief der Lcprakranken" ent· 
haltenen Empfehlungen vom August 1977 werden aufge. 
hoben. Präsident Reagan empfiehlt dem amerikanischen Per· 
sonal im Ausland, "die gleiche Ergebenheit und die gleiche 
Höflichkeit" gegenüber den Waffenhändlem wie gegenüber 
den anderen amerikanischen Industriellen, die ihre Produkte 
exportieren wollen, an den Tag zu legen. 

Politisierung des Waffenhandels 

Menschenrechte: Wie Präsident Reagan kurze Zeit nach sei· 
ner Wahl erklärt hat, "glaubt er nicht, daß die Vereinigten 
Staaten gewissen Ländern ihre Hilfe verweigern können, 
weil sie nicht unsere MenschenrechtsvorJteliungen vertre­
ten".5 Folglich hat die neue Administration den Kongreß 
ersucht, das Waffenc:mbargo gegen Argentinien aufzuheben 
und die Lieferung modernster Waffen nach Südkorea zu be­
schleunigen. 

Präsident Reagan geht noch weiter, wenn er neue Elemente 
in die Gesetzgebung einrUhrt, die seinen Willen unterstrei­
chen, einen relativ freien Waffenhandel zu fördern, beson­
ders die Politisierung des Waffenhandels. 

1 2. Biggest Beneficiaries 
Recipients of Most U.S_ Reciptents 01 Most U.S. 
Economlc Ald (1981) 

1 Egypt $1,189 mil-
2 israel I 785mil-
3 ,- I 24" mil-
• '''''''' I 2OOmil. 
5 Bangla08sh I 155 mit 

• ,- I 128 mll. 
7. Sudan I 105m". • NlC8ta9U8 I 95 rotl. 
9 PhlhpplIlßs I 92 mit 

10. Peru I 8' mil. 

4. Investment 

Milrtary At<! (1981) 
1 israel $1,400 mit 
2. Egypt I 551 mit. 
3 Tur1\ey I 252 mM. 
• G,,,",,, I 1nmll. 
5 Korea I 161 mll. 

• Spam I 121 mit. 
7. PhlIJPPIne$ I 78"" • Pocl"98' 
9 ThaIland 

10. Joma, 
I 53 .... 
I 51 mit. 
I 43mA. 

.4.7 

~-'" Wortd-
up tn:rm 21.2 ,.eent In 1175. 
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Die Waffenexporte haben immer eine wesentliche politische 
Wirklichkeit widergespiegelt: Man verkauft Waffen nur an 
seine Freunde oder an neutrale Länder, die die eigenen in­
teressen nicht bedrohen. Für J. Carter steUten die Waffen­
verkäufe eine "Destabilisierungsdrohung" dar, und er mach· 
te die ExportkontroIJe zu einem eigenständigen Ziel der 
amerikanischen Außenpolitik (ebenso wie seine Politik der 
Nichtweitergabe von Kerntechnik und -waffen). 
R. Reagan unterstreicht im Gegenteil, daß die Waffenliefe­
rungen ein unvenichtbares Werkzeug der Militärpolitik der 
USA seien: Sie stellen das internationale Gegenstück zur 
Stärkung des inneren Militärpotentials der Vereinigten Staa­
ten dar. Das ist die Rückkehr zu den Doktrinen, die wäh­
rend des Kalten Krieges gültig waren. Der Verkauf von 
modernsten Waffen an China ist das spektakulärste Ereignis 
auf diesem Gebiet, da es die Spannungen mit Moskau eska­
liert und ein neues Wettrüsten in Südostasien anheizt. 
Die USA haben ebenfalls zugestimmt, für 2 Mrd Dollar mo­
dernste Waffen an Pakistan zu liefern, was zu einem Rü­
stungswettlauf mit Indien fUhren wird. Und sie beschleuni­
gen die· derzeit in Gang befindlichen Lieferungen an Ägyp­
ten, den Sudan und andere Länder, die als von Libyen be­
droht geilen. Diese lnitiativen,'behaftet mit dem Risiko von 
Reaktionen der Sowjetunion und anderen Lieferländem, 
werden den Waffenhandel mit den Ländern der Dritten Welt 
anstacheln und gieichfalls die Konfliktrisiken vennehren. 
Liberalisierung des Kredits: Präsident Carter hatte versucht, 
die amerikanische Industrie zu entmutigen, indem er die 
Kredi te ftir ausländische Käufer begrenzte. Sein Nachfolger 
hat sich - im Gegensatz dazu - vorgenommen, den verarm­
ten Ländern der Dritten Welt Anleihen zu sehr bevorzugten 
Zinssätzen zu gewähren. "Im heutigen wirtschaftlichen Kli· 
ma,können es l!ich gewisse Länder nicht leisten, Waffen zu 
normalen Bedingungen zu kaufen." M. Buckley schätzt, daß 
Washington diesen Ländern Kredite zu 3% Zinsen rur Waf­
fenkäufe gewährt. 
In den GenuB dieser Maßnamen ... kämen, falls der Kongreß 
zustimmen sollte, Ägypten, die Türkei, Thailand, Kenia und 
Somalia, ebenso der Sudan, EI Salvador und Honduras. 6 

Eindringen in neue Märkte: Diese Absicht zielt besonders 
auf Lateinarnerika, das seit e iniger Zeit seine Waffen aus 
Europa bezog, wo leichter Kredite zu erhalten und die poli­
tischen Zwänge weniger streng sind. Um diese Märkte wie­
derzuerobern, hat R. Reagan die Absicht , die Beschränkun­
gen aufzuheben, die sich auf die Menschenrechte beziehen 
und beispielsweise an Venezuela neue hochentwickelte Waf­
fen wie die F-IS zu verkaufen. Washington möchte ebenfalls 
die Verkäufe nach Südasien, Afrika (besonders Tunesien, 
Marokko, Kenia und den Sudan) und Südostasien (nament­
lich an Thailand, Indonesien, Malaysia und die Philippinen) 
s teigern. 
Diese Entscheidungen werden die Konkun-enz mit den 
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Hauptlieferanten dieser Regionen, besonders Frankreich 
und Großbritannien herausfordern - und auf lange S ich t 
den Gesamtumfang von Verkäufen modernster Waffen an 
Länder der Dritten Welt vergrößern. Also eine Intensivie­
rung des Wettrüstens in instabilen Regionen und ein An­
wachsen der Konfiiktrisiken, verschlimmert noch durch die 
Weitergabe von RiilItungsgiitern modernster Art. Und weiter 
trägt die Nutzung der schon schwachen wirtschaftlichen 
Ressourcen rur militärische Zwecke dazu bei, den Status der 
Unterentwicklung und die Verschuldung zahlreicher Länder 
der Dritten Welt zu erhalten. Sie begünstigt also indirekt die 
Schwächung der demokratischen Entwicklungen. 7 

(QueUe: Le Monde Diplomatique, Paris,Januar 1982) 

Anmerkungen: 
I) J. L. Bualey, Rede vor den Verantwortlichen der Vereinigung 

der Raum· und Luftfahrtindustrien, Wi1lianubuIi (Virpnia), 
21.5.198 J (Fa.uUDg des State Depanement) 

2) Erklärung dei Prälidenten über die Politik der WaffentransfeN, 
Washingt0o, 19.5.1917 (Preuc:kommuniquc des Weißen Hauses) 

~) Siehe: M. R. Gordon, Die Konkurrenz mit der Sowjetunion in­
spirien die WaffenhandeJspoütik von Reagan, in: National Jour­
nal, Washington, 16.5.1981 , S. 869-873 

4) Erklärung des Präsidenten über die Politik du Warfenhandeb, 
Washington, 8.7.1981 (Kommunique des Weißen Hausei, 
9.7.1981) 

5) Zit. nach: Newsweek, New Vork, 15.12.1980 
6) Ministerium der Verteidigung, Vorlage des Budgets für den Kon· 

guß: Militärische Hilfsprogramme, Steuerperiode 1982, Washing­
ton 1981, S. 14·15. Siehe ebenfalls: D.R. Crimth, Die Reapn­
Administration begünstigt WaJfenexporte, Aviation Week and 
Space Technology, 8.6.1981 

7) Siehe: Stockholm International Peace Research Institute, Le 
commerce des annes avec Je tiers-monde, Stockholm 1971. Eben­
so: W. Mallmann, Waffenuansfers in die Dritte Welt: Praktiken 
und Veriinderungen in den Sieb'l:i,ger Jahren, Bulletin of Peace 
Propossh, Stockholm, Nr. 3{1979, S. 301-307 
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Rückblick 
K. Nkrumah und Ghanas Unabhängigkeit 

~it 1965 folsen im westafrikanischen Ghana die politischen Krisen 
t21Ch auftin.ll1der. Die gegenwärtige raut in einen Zeitl'llum, in dem 
sich %wci Daten jähren. Am 6. Män 1957, VOf 25 Jahren, mußte 
Großbritannien du Bevölkerung der Kronkolonie GoIdkÜ.!te die Un­
abhlingigkcil zugestehen. Mit dem Freiheitskampf Ghanu ist der 
Name Dr. Kwamc Nkrumahs unu1:nnb ... verbunden. Der li;ommmde 
27. Apri11982 ist lein 10. Todestag. 
Kwame Nkrumah wurde am 21. September 1909 geboren. Seine 
wesentliche Ausbilduna; fand -.:wiKhen 19S5 und 1941 aß amerik.a­
nbchen und briliJchcn Univcnititrn ItaU, wo er tich bcreiu poli­
tlleh unll~r der afrikani$d!cn StudenlcnKhall bctiLigte. PhlIo",phic, 
Soziolocic. ökonomie und z.eitwcilig Theologle zihhcn zu seinen 
Studicnfichcm. Auf dem V. PanafrikanilChcn K.onpeß 1945 in 
Manchc.ter trat K. Nlr.rumah ah MitautOT du bedeutenden .,Dekl.l.· 
nlion an die Kolonialvölker" hervor, In welcher dieK cnlmals zum 
aktiven und organilicnen Kampf gegen Imperialismus und Kolo. 
nbJhel'nclu-ft aufgerufen wurden. 1947 kehrte er in seine Heimat 
zurilck. 
In der Goldklb:te dominierte zu jmcr Zeit ökonomisch der monokul· 
tutelle Anbau von K2bo. Daneben waren HauptuportJiiter Gold 
und Edelhölzer; der KUzo erbndlte jedoch 2/' der Exponertöse. 
Die kolonwdeformiene WirUchdwtruktur wkJ desweiteren fol· 
B'!nde typi.te:he Merkmale auf: ein regionzlu wiruchdtlichu Gefille 
(Konzentration dei KUaoanbzus auf zwei mittlere Provin.ztn); Ge· 
geruiue twUtben einu kleinen Schicht alrikanisc;ber Kleinbauern 
und reicher Fannbesiuer eincneiu und den Muscn abhingia Arl>ei­
tender andereneiu (u.a.. Wander- und Saitonarbeiter aus dem armen 
Norden); IChließlich eine Schar von '.50.000 Binnenhändlern und 
Matktfnuen. 
Kun: .... eh teiner Rückkehr wurde K. Nkrumah Generaiselu'dir des 
1947 von JOteph Danquah gegriindelen VereiniSlen Ko"iJ"Cues der 
Gokl.kllste (UGCC). doch bald brach er mit deren bürgerlich-konter­
Qtivc:n Potitlonen. Auf einer Musenkundgebuns in Aecn am 12_ 
Juni 1949 Jibt Kwame Nkrunun vor 60.000 Anhinscrn die Kon· 
Ilituierung einer neuen Panei, der Volkskonpeßpanei (CPP), be· 
kannt. Er verkiindct cin 6-Punlr.te·PfOIBI"m: Nationale Einheit du 
Landes, Abscharrung aller Formen dc:r Untudrilckung, belsere Ar­
beiubedifll\lDFn, Bdrduna du ganzen Kontinenu, Selbnrcgieruns 
ckI Volkes und - ,,sdb$lrqicruns jetzt!"'. me neugesdaffenc CPP 
stilUt .ieh auf die Atbeiter und Bauern. die Jucend und die eru:mali­
s= Soldaten de. 2. Wdtk~s. Ihr Anh ..... wicilit ruch, doch gc. 
senläuflge Strömungen auf Stammesebene und innerhalb einOußrei· 
cher IOzialer Gruppen bleiben lIarlt. 

Ein Beispiel ru.- ganz Afrika 

K. Nkrumalu CPP bqann eine KamJ»pt der "positiveo Aktion": 
politische Ptopapnda, Zeit\JlllCll, Aufklitunpfeldzli&e, notfall. 
S~ika und Boykotte IOllten die UMbhln&iJll,leit erzw.n. Kwame 
Nkrumah wird 1950 verhaftet, doch die Kolonialmacht muß etsrmals 
allgemeine Wahlen für den Febl'\W' 1951 aruetKn. 1II ihnen siegt die 
CPP - wenn auch danlt des britischen MehrheiUWll1lrechu - klar: 
von 58 SitKn erhill .>e '4. Nkrumah muß freictlasscn werden. Ab 
Rqierunpdlef de. unabhin3i~n Ghanz - du Kinen Namen von 
einem lChon vor einem Jahrtautend exinierenden gleichnami(en 
KISni8reich he rleitet - tritt er am 6. März 1957 an die Spiue dei 
enten nach 1945 unabbiingig gewordencn afrikanischen Stutes süd· 
lich der Sahan.. 
K. Nkrumalu politische Philosophie ist rePrigt von marxistischen 
Einflilf.Jcn wie von Positionen eines freilich ... dermierten afrik,lZli· 
lehen 8cwu8tteins bzw. einer afrikuUtchc:n PerJISnlichkeiL Nach die­
Kn Grunddtun tollte die Gertaltuna Ghanas &U einem befreiten und 
pe:npektivilCh tl».ialistiJChen Land vonnatten achrn. Kwame Nkru­
mW Jfo8e VISion bildete der Panafrikanismus, die EiniaunI des 
gesamten befreiten Afrika.. ADerdi"l' _ und hier traf u sich mit den 
Aufl...,ur\gerl Amilcar Cabrab - hielt u diese nur für mÖBlich auf 
der B:uts aIl.frikanlscher lO%iaIiJtischer VemlhniQC. Folscrichtig 
wurde Kwame Nkrumah zum Hauptinitiator der afrikanischen Eini­
gunpbemilhutl(len. 
InnenpolitlIeh zwangen die RealitJten der neokolonialen Verhilt· 
niue K. Nkrumah Ichon ab 1951 zu einer Radikalisierung. 1962 
wurde .uf einem Paneikon&rcB die EI'rinfuna: der wirucbaftlichen 
UnabhInsiPcit und du Aufbau einer nichtkapitalistischen Gesell· 
sch.ft zum Haupuiel o:rklirt. Eine ehraeizige Bildunssrefortn er­
brachte eine deutliche Verringenmc des Analpi'labtlentum,. Ver-

sudle. ideolOSische Schulunasarbeit zumal innerhalb der Partei zu 
\eilten, blieben indts5Ct1 weni&cr erfolpeich. Ebenso vermochte auch 
eine zundimtllde :uhl z.B. in der SowjetunIon .u.bildeter Offi· 
ziere nicht das dramatische Oberaewicht britilCh en:ogcner Armee· 
kader aUlZugteichen (noch 1960 Will" z.B. der Oberkommandierende 
der yon der UNO in den Kongo entsandten ghane.ilChen Truppen ein 
britischer General). 
K. Nltrumahs ndikalprogressivc Rolle in der Dritten Welt, die Auf. 
nahme e.nr:'r ß.etiehutl(len zu den IOzia1iltitchen Lindern, die innen­
politische Radikalisieruns trusen ihm den HaB der internationalen 
Reaktion ein. Diese seute aur die (verbotene) inn.erc: Oppo.ition, so 
z.B. die Ktirte der alten UGCC-Filhrunc und deren Anhingcnchaft, 
und aur die konservativ.: ArmtHJIiw:. Ein ökonomildler Boykott 
du.rcll die USA und Großbritannien ventlrtue den Orudr.. 
ND 24. Februar 1966 PllIlChte die Anneefiihruntl: in cnrer Abiptll­
ehe mit britiKheo und amerik.aniJc:hen Geheimdiensten. Der briti­
lChe Afrikanist D. Rogen ~rmalr.te, daß ,,die Politik Nluumalu 
sewillcnnaflen ein Rennen (Wllt). um Zeit zu gewinnen, und zum 
Slut.snreich nahm man serade de.haIb ZuOucht, weil die Gefahr de. 
Erfolge. dieJer Politik bestand. Der Putsch Will" keine Reaktion auf 
ökonorniKhe Mißerfolg.:. E. handelte lieh um einen politischen Akt, 
dt:r darauf serichtet war, den ökonomischen Forucbriu au(Zuhal· 
te .... " 
AUerüinp erklärt die. dc:n Erfo" des Puuches nicht allein, denn zu 
lCinen Merkwürdigkeiten gehörle, da8 er in der BevölkeruJIII kaum 
auf nennenswerte Gegenwehr stieß. So bUden die Schwicripeiten, in 
einem acnde unabblngisen Land den tchwierifcn neuen WtJ der 
Obcrwinduna von rqlon.a1en und nam.rnesmißicen Gesensitun., c;k. 
Abbaus überkommener ökonomilchtt Hernchafwtrukruren zu SC' 
hen. <kn Nihrboden fiir die relative Stilke der reaktionären Kri.fte. 
Hinzu kommm jedoch Sch .... ichen der Politik und Ideologie Kwame 
Nkrumahl. Sie beginnen bei der NlchtdurchfühfWli einer Umstruk· 
turierung der Armee und ihrer ErlCtZuns durch Vol.k$miliun. Zu­
gleich Will" bei allen Erfolgen auf diesem Gebiet Kwame Nkrumahl 
Orpnisationspolitik. von konzeptionellen Fellkm gekennzeichnet. 
Die Organisation der Mauen war nicht du Eraebnis einer Definition 
der hilllorUchen Bestimmung dc:r unterdtilcktm KWsoen, sondern 
fola:te ehu dem przsmatiscllen Konzept, mit ihrer Hilfe beltimmte 
Zle1e zu erreichen. Entsprechend Inkonsequent blieben die ideolo­
ciJche Albeit und auch die Gestaltu", de. Verlti1minel der seit 1957 
allein kpltn CPP zum Staauappan.t, in dem lkh bIlrokraliJehe Ten· 
denzen und KOn'Uption awbffilen konnten. MUKnmpnisationen 
und Staat existierten nebeneinander her. 
Scbwiehen dieJC:r Art, verbunden mit der Bekimpfuns der Opposi­
tion, mlindcten in undemokratiJcht Maßnahmen, 1Ch1ucen sich in 
einer EntmobililieruJIII der Musen nieder. Kwame Nkrumah zos 
nach 1966 im Exil selbst weiterrcichende Lehren aus diesen Erfah· 
run(Cn, 10 U ... In der 1970 veröffentlichten Sdirift ,,KbsKnkampf 
in Afrika". K\üme Nkrumah Itm im Elill in der Republik Guinea. 
Einer Kiner Naehfo1&er, Genua! AcheampOl'lC, sah sich bereiu zu 
einer Wllrdiaunr senö~: "Unscachtet Kiner Fehkr war er ein 11'0-
!er afrikaniJCber Füh«:r .•• Seine Dynamik, .eine Liebe zum Volk 
und lein Enthusiasmus dienc:n uns all 8e.ispiel." J. Ostrowsky 
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Rezensionen 
Standardwerke über den CIA 

Die "BcfreiW\8" des CIA von den "unnötigen Fcueln" verpngencr 
Tage haHt J. Cartcr wie R. Rcagan im Wahlkampf dC$Jahres 1980 
versprochen. R. Rc;qtan erinnerte sich anliCblicSend gern daran. In 
%ahlreicllen Ämltm seiner Regierung fmden sich Pet50ntn, deren 
Karriere im ClA begann: Frank Carlucc;i war schon vor 20 Jaltff;n im 
Kongo dabei, heult ilt er stcUverm:ttnder Vertc idigungsministcr; mit 
George Bush wurde ein ehemaliger CIA-Chd Viupräsidem. Riickbe­
$innlll18 "auf trad itiondie Weisheit und traditionellen Brauch" kenn­
uichnet der gegenwärtigen UN-Botscb.aftcrin J. Kirkpatrick zurnlge 
Washingtons neue Linie. 
Zu welchen Traditionen da zurückgekehrt werden soll, deutet sieb in 
einem PrilIidentenerla8 an, nach dem der ClA wieder in den USA 
spionieren darf. Auf dem Weg in die Vergangenheit werden die Kon­
trollmöglichkcitcn gegenüber den Geheimdiensten CingCSdllinkt, soll 
das Clatlt-Amendment aus dem Jahn: 1976 aufgehoben werden und 
damit der CIA wieder für mehr ab nur Infonnationssammtung gut 
Kin, In deren helTlichsten Zeiten waren das u.a. Morde an Politikern, 
Putsche und Inva..sionen. 

Philip Agl!C 

JNTERN 
Tuge10ucb1956-1974 

Anica \erlag 

So nimmt es nicht wunder, daß jetzt, 50 "klassische" Ver­
öffentlichungen wie vonJ, Marchetti und V. Marks (Tbe CIA and che 
Cult of Intelligence) schon fut vergeuen waren, du Interesse am 
größten Gc:heimdienn der Welt wieder zunimmt. Davon zeugen U.a. 
fo~nde Bucherscheinungen: 
SatUh Kumar, CIA and the Third World. A Study in Crypto-Diplo­
macy, Zed·Preu, London 1981,200 Seiten. Demniehit erhältlIeh 
über CON, WeKrdeieh 38, 2800 Bremen, CL 25·30 DM. 
Philip Agee, CIA Intem. T.buch 1956· 1974, Attica-Verlag, Ham­
burg 1979, 511 Seiten, 29,80 DM. 
Warner 'oelchau (Kng.), CIA gegen EI Salvador. Ocr Bericht dei 
Ex_Agenten Philip Agee über 'ra.ktik.en de r ClA in Lateinamerika, 
KOD.lrd Litnatur Verlag, Hamburg 1981, 224 Seiten, 14,80 DM. 
S. Kumar, Profe1sor an der Nchru·Universität in Neu-Ddhi, Itellt 
zum einen alle großen ClA-Opcrationen in Alien, Afrika und Latein­
amerika vor, wobei ef sich auf zahllose über den CIA erschienenen 
Blicher, Protokolle der Untersuchungsausschüsse des US·Kongrtues 

· usw. bezieht. Ocr Iran, der Kongo, Guatemala, Kuba und Vietnam 
sind e irn,e der Tatorte von knapp und präzise erläuterten ClANer· 
brechen. Zeitlich beendet der Autor seine Untersuchung leider mit 
dem durch das Clarlr.-Amendment 1976 enwqenen Stopp mititäri­
scher Unterstützq rechter Gruppen im angolanischen Befreiungs­
krieg. 
Besonderen Rawo gibt er den Operationen gegen die Allende-Regie· 
rung ( 1970-73) in OIile. Diese erweisen sidl als ein Musterbeispiel rur 
die planvolle Anwendung verschiedenster geheimdienstlicher Tech· 
niken in einn bestimmten "ökologie", womit die jeweilige polit i· 
sche, wirtschaftliche und soziale Situation eine, Lande, gemeint ist. 
Diese "Techni-cologie" genannte Regel des lituationsbedingten Ein_ 
satzel spezieller Mittel ließ die Eskalation steuern. Die Operation 
OIile konnte mit bekanntem Ergebnis "erfolgreieb" abgellCbloS5C:n 
werden. 
Ziel des Budle. von S. Kumar ist CS, die Aufmerksamkeit der Dritten 
Welt für dC11lrtige Vorpngc zu schärfen. Daher beschrinkt er . ich 
auch niebt auf FaIlbeispieJe. Er ordnet die CIA·Aktivitäten als ein 
bewuSt angewandt" Mittel der US-Außenpolitik ein, das da zur Ent­
faltung kommt, wo traditionelle Diplomatie ihre Grenzen fmdet. 
Überuugand belegt S. Kaunar, warum el seit dem 2. Welt.luic:8 zu 
d ieser wichtigen Rolle der Geheimdienste und ihrer enonnen Aktivi­
tät in der Dritten Welt gekommen ist. Die Unmöglichkeit, den Sozia­
lismus - auch militärisch - zurückzudrängen, die aus politischen 
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Gründen venninderte Fähigkeit, überall militärisch zu intervenieren, 
ließen geheime Aktivitäten wie die des CIA zum idealen Mittel wer· 
den, den Sozial ismus besonders in den sich emanzipierenden Ländern 
der Dritten Welt einzudämmen. 
Eigentlicb wollte S. Kumar auch (;ber den sow)ctischen Geheimdienst 
KGB tchreiben, aber der Mangel an Beweisen zwang ihn zur (im 
Vorwort bedauerten) Betchränkung aur den CIA. Die vom Autor 
zuweilen bemühte "Supennichtelheoric" läßt sich an den Gehei,m. 
diensten eben nicht bewei:iCll. 
Wer sidl weniger intensiv mit dem ClA beschäftigen oder auch den 
geheimdienstlichen Alltag kennen lernen möchte, kann die Agenten· 
Romane weglegen, Denn seit einiger Zeit gibt es auch auf deutsch du 
T.buch des ehemaligen C1A-Agenten Philip "gee. Es ist ein Buch 
zum Schmökern. Und hat man das getan, kann man etliche andere 
Bucher zur Geschichte Lateinamerikas getrost verstauben Jasscn. Es 
ist die Story eines lru;iders, der die Geschichte 8ebogen hat, eines 
Agenten, der beschreibt wie das geht - cool und sachlich, wie solche 
Leute nun mal sind. 
Ph. Agee begann seine 12jährige Geheimdienst·Karriere unmittelbar 
nach dem HochschuJabtchluS 1956. Wie er lernt der Leser zunächst 
den Aufbau, die Ziele und die Ausbildung des CIA kennen. Seine 
erste Mission führte ihn nach Ekuador, wo es U.a. galt, zum Wohle 
der nationalen Sicherheit der USA einen kubafn:undlichen Präsiden­
ten aus dem Amt zu j.n. Hier lernte e r Gcwerksdlilftsinfiltration, 
Joumalilllenkauf, Lauschllß8Jiffe, Atuhaltung von rechten TelTorban· 
den usw. in der Praxis. 
Sein nächster Job an der US-Botschaft in Montevideo/Uruguay war 
vergleichsweise ruhig - ging es doch lediglich um Niedemaltung der 
linken Opposition. Vergeblich, denn in dieser Zeit erstarkte mit de· 
mokratischen Mas.senbewcgungen die Kommunistisdle Partei , ent· 
stand die spater geseheiterte Stadtguerilla ("Tupamaros"). Die zufäl­
lige Erfahrung, daß der CIA dort Folterspezialisten ausbildet,lösten 
erste Bedenken aus. 
DielC wurden komplettiert, als der Autor in Mexiko unter sportli· 
chem Deckmantel anläBlich der Olympiade 1968 den Aufstand der 
armen Massen gegen die ungeheure Verschwendung der Spiele mit· 
erlebte. Er qu ittierte den Dienlt und begann sein Buch zu schreiben. 
Dc:r CIA behinderte und bedrohte ihn und seine Familie nicht nur; 
Ph. Agec wurde nach allen Regeln geheimdieostlicher KUMt gejagt. 
Er entsdlloB sich, alle Einzelheiten und Namen zu nennen. Als das 
englisdle Original 1975 endlich erschien, war u eine Sensation. Die 
leicht gekürzte deuuche Obersetzung des Bestsellers kommt eigent· 
Iich viel zu spät. 

Seitdem hat Ph. Agc:e durch Veröffentlichung immer wieder die 
Pläne des CIA durdtkreuzt. Jüngstes Bei5pieJ dafür ist der Fall EI 
Salvildor. Wuner Poc:lchau hat Ph. Agce. Untersuchungen libcr dor· 
tige Aktivitäten herausgegeben. Ein aus angeblich von der Befreiungs­
bewegung EI Salvadors erbeuteten Ookumenten zusammengestelltes 
"Weißbuch über kommunistische Einmischung", mit dem die USA 
ihre eic:ene Einmischung zu verschleiern und zu enudiuldigen such­
ten, ist in dem vorliegenden Buch vollständig abgedruckt. Dc:r in 
solchen Dingen erfahrene Exagent Ph. Agee führt dagegen den bisher 
griindlichsten Beweis, daß es sich wo Fälschungen aus der Feder des 
CIA handelt. 
Femer vertiffentiidlt er ein ihm zugespieltes Kritik-Papier von Mitar­
beitern des CIA, des Pentagons, des Außenministeriums U.a.. Behör­
den, welche die immer offener werdende In tervention der Reagan­
Administration in Miuelamerika bekl.n. Selbst in diesem scheinbar 
rea.lbltischen und liberalen Papier wird eher eine geheime Intervc:n­
tion angeregt. So soll die einheitliche Führung paramili tärischer rech· 
ter Banden in Guatemala, EI Salvador und Honduru und ihre Koor· 
dination mit den von US-Beratem geleiteten jeweiligen Armeen 
verbessert werden. 
So richtig hellhörig wird allerdiDg$ jeder, der von der Operation 
Phoc:nix in Vietnam gehört hat, im Kapitel übe r die Arbeit des Ame­
rikanischen lrutituls für die Entwicklung Freier Gewerltsdtaften 
(AIFLD), einer CIA-Otganisation, in EI Salvador. Oort ist jener Pro­
fessor der Rechte, R. PrOSlenßlllln, der sidl das vietnamesische Mas· 
aenmord·Prognunm ausheckte, heute Chelberater eines ähnlichen 
Progr;unms. Und in einem ProzeB gegen Ph. ~e bestätigte der Ge­
nenllstaatsanwalt der USA, daß wie in Vietnam CIA-Agenten dabei 
sind, per "Pazifizierung" lindlicher Gebiete den Militärs die Opfer 
weiterer Morde aufzulpÜren. 
Ein neues Vietnam in EI Salvador? Diese für alle Mittelamerika· 
Interessienen wichtigen Enlhüllungen, sind bereiu ein Beitrag zum 
Kampf gegen eine solche Entwicklung. L. Schmib: 



Infodienst 

Iranet-Denunzlatlon 

Mit HUlI(Crstreiks haben im Dezember 1981 
und im Januar 1982 fortschrlltliche iranbc:he 
Studenten in Bochum, Kiel und Frankfurt 
protestiert. Sie wandten sich damit gegen von 
den Medien ignoriene und von den Bchämen 
geduldete Dcnunziations- und Gewallakte 
durch Schah-Anhänger, ehemalige SAVAK· 
Ag<:nten, t.taoiltcn und Anhänger der Volks­
modjahcdin. Anhänger der Tudeh Pilttei, der 
Volksfedayin (Mehrheit) und andere progre~· 
5ive islambdle Studenten werden als "Kho­
meini..spitzc:l" be:r.eicl1net, angegriffen und 
ihnen wird mit der Unterstützung bestimmter 
ASten jesliche politische Aktivität an einigen 
HochKhulen verwehrt. 

Einen Höhepunkt hu dksc KamPliDc mit 
der Verteilung von anonymen, gleichlauten· 
den Flugblätlem in Studentcnwohnheimcn 
mehrerer Univer,itäuuädte erreicht, in denen 
die Namen und die Organip.tionuugehörig. 
keit Coruchrittlichcr iranischer Heimbewob· 
ner aufgeliuet sind und zu ihrer Bekämpfung 
aufgerufen wird. 
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UranlulMamllM? 

"IUegaler Expon ...on Uran au. Namibia" 
hieß das Thema eines Seminan der Anti, 
Apartheid-B:ewegung (AAB), welches vom 
16 •. 17. Januar 1982 in Königswinter bei 
Bonn nattfand. U.a. nahmen drei Vertreter 
der Sildwestafrikanischen Volksorganintion 
(SWAPO) und zahlreiche Solidaritätsgruppen 
teil. 

Anläßlich d:e, ersten Treffens ckr Namibia· 
Kontaktgrul~PC in der BRD am 25.{26. Ja· 
nuar dJ. in. Bonn verabschiedeten die Semi· 
nar·Teilnehmer eine Protestresolution an die 
Regierungen dn 5 westlichen Länder (BRD, 
USA, Groß'britannien, Frankreich, Kanada), 
in der CI heißt: 
"Der anhaltende Krieg in Namibia und Süd· 
aJl80la rillt auch in die Verantwortung der 
westlichen Länder, die dem Apartheidregime 
volle wirtschaftliche, militärische, nukleare, 
kultufCUe Wld politische Unterstützung lei· 
steno Sie sind die wichtigsten Verbündeten 
eines Systems, das von den Vereinten Natio­
nen 1973 alls 'VerbfCchen gegen die Mensch­
lichkeit' verurteilt wurde. 
Die Aparthc:id·Kriegsmaschinerie wird durch 
eben die Länder, die die Namibia-Kontakt. 
gruppe bild,:n, unterhalten und sogar vergrö­
ßert. Wir, dic Teilnc:hmer des obigen Semi­
nars, du sich mit dem Raubbau des Urans in 
Namibia und dessen illegalen Export in die 
BuDdesrepublik beschäftigte, fordem die Re­
gierungen der Länder der Namibia-Kontakt· 
gruppe auf, wirksame Schritte ge8en das 
Apartheidre;gime und dessen illegale Be",t· 
zull8 Namibias zu Wltemehmen, durch 
I. die Einhaltung des Dekretes Nr. I des 

UNO·Ralles rur Namibia zum Schutz der 
namibianischen Bodenschäuc; 

2. die Ausflihrung der UNO-Resolution 4$5 
des UNO-Sicherheitnate5 vom September 
1978 ohlle Änderungen, Zuütlle oder An. 
lagen; 

$. die Beendigung der militärischen und nuk· 
learen Zusammenarbeit mit dem Apart· 
heitregirne; 

4. die Anw,:ndung von umfancnden, binden· 
den Sank,lionen gegen Südafrika; 

5. Anerkennung und Untentiitzung der 
SWAPO und des African National Con· 
gress (South Afric;a); 

6. UnterstültZung der sildafrikanischen und 
namihian.ischen Flüchtlingslager in dcn 
FronutllOlten; 

7. Druck auf Südafrika zur Freilalliung aller 
politisch,:n Gefangenen; 

8. politild .. : und wiruchaftliche Unrentür· 
zung von und Zusammenarbeit mit den 
Frontstaaten im Südlichen Afrika." 

HaIti·Komltee 

Um die hie,ligc Öffentlichkeit über die wirk­
lichen Zwrtlinde auf Haiti zu inlormiefCn -
soziale und ökonomische Miibtände, eine 
Repression, die mehr ab 1/5 der Bevölkerung 
ins Exil trie,b - hat sich jüngst in Köln ein 
Haiti·InfomlationsbUro (Hm) gegründet. 
Neben der .Aufklärungs.arbeit und dem Sam­
meln von Materialien zu Haiti will du HIß 
die auf Haiti ent,uehende Oppositionsbewe· 
gung durch praktische Soüdaritätsarbeit hier· 
zulande unt.entütz.en. Näheres bei: HIB, Sevc· 
rinstr.!, 5000 Köln I. 

AktueIIerBuchtlp: H. Belafonte 

Chiles usw. und für die 
Am 10.10. 1981 in Bonn 

Forum am 21.11. 
war der in den USA lebende 

mit von der Partie. Der 
Günter Amendt hat mit H. 

dessen ktzter 
Gespräche gcfilhrt, die 

nachzulesen sind : 

Harry Belafonte 

Was rrich bewegt 
Gespräche mi 

ffi1te< Arnendt 
Konkret 

Uteratu"1Mlg 

I~:~~ti~~d~,~n USA ebenso wie gegen die It und neokoloniale Ausplilnde­
Lateinameriku. 

der Reagan-
.. EI geht nicht um Perso­

mehr er es schafft, überall in der Welt 
löI',,"""" Unterstützung fUr seine Regierung 

desto länger kann er Kine Politik 
1'~n!"Ju':; Deshalb glaube ich, daß es sehr 

ist, Bündnisse zu schließen 
'o.,",~.,;~.'"d" und libera1c: Kräfte über-

sie brauchen die Länder in 
haben, die wirklich für so­

Fortschritt sind, die 
Mäslichkeiten für alle 
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Eine se:it Monaten betriebene "lockere Koali­
tion" 1:wischen den "Roten Khmer" Pol Pots, 
den "Weißen Khmer" Son Sanns und dem 
Primen Slhanouk ist Ende Januar dJ. am 
Widentand der Pol-Pot·Bande erst einmal ge­
scheitert. Dieses Unternehmen, das von den 
USA und der Vereinigung Stidostuiatischer 
Nationen (ASEAN) vereint geförden wurde, 
wllte die Völkermorddique um Pol Pot inter­
national akuptabler machen und zugleich 
Kanäle für die rmanzieli-militärUche Unter­
stützung der beiden anderen Gruppen öffnen. 
Das Vorhaben ist vor allem an der Haltung 
Olinas gescheitert, weil er eine unteJ'l':ord­
nete RoUe se:iner Favoriten vonah. Diese:, die 
Pol-Pot-Gruppierung, hat deshalb neue Ver­
handlungen 1:wi.schen den drei Gruppen vor· 
geschlagen. Ein weiterer Grund für das Schei­
tern sind neben dem Mißtrauen zwiJ:chen den 
drei Gruppen, auch die Vorbehalte einiger 
ASEAN-Staaten gegen die chinesische Politik 
in Südostasien und gegen ein denkbares Ka.!n. 
puchea unter chlnesi5cher Vorhernchaft. 
~r Waffenlieferungcn an die geplante Koa· 
lition konnte de.vtalb keine Einigkeit erzielt 
werden. 
Dabei ist gerade dieses Schüren der Spannun­
gen in der Region die Unache fiir die Präsenz 
vietnamesilCher Truppen in Kampuchea: "Es 
iSI für jeden klar, daß wir un, vollständig zu­
rilck1:iehen werden, wenn China seine Be­
drohung Indochinas beendet", erklärte der 
vietnamesiJehe Außenminiuer Nguyen Co 
Tb.cl>. 

K .... 

Der südkoreanische Präsident Chon Du Hwan 
hat am 22.1.1982 eine "neue" Friedensinitia­
tive 1:ur Wiedervereinigung mit Nordkorea ge­
startet. Mit einem 20-Punkte·Paket hat Seoul 
endlich eine ~usammenfassende Antwort auf 
den 10-Punkte-Plan Kim n SUDgll vom Herost 
1980 gefunden. 
Vorgeschlagen wird in dem südkoreanischen 
Plan, daß eine "beratende Konferem rur die 
Wiedervereinigung" eine gesamtkoreanische 
Verfassung ausarbeiten möge. Der Entwurf 
wll dann durch ein Referendum im gan1:en 
Lande Geseu: werden. Am Ende stünden freie 
Wahlen. 
Doch eine Verwirklichung aller Vorschläge 
(u.a. auch die Vollmitgliedschaft beiderStaa· 
ten in der UNO und Familiemusammenfiih· 
TUng) macht SeouJ von einer vorherigen Ober­
cinkunft ,heider Regierungen abhängig, daß 
heid ... Seiten "die existierende Ordnung des 
anderen Teils" anerkennen und "die von der 
anderen Seite geschlosscnen internationalen 
Veruiige" respektieren. 
Doch in den beiden ;r;ulet1tt genannten Punk· 
ten unterscheiden sieh die Interenco radikal. 
Zum einen will die Regierung in Pjöngjang 
mit der derzeitigen in Seoul nichts 1:U tun 
haben. Aus gutem Grund, ve"tilrkt doch du 
faschistische Regime im Süden se:ine Repres­
sion. Laut A8entur-Berichten verhaftete die 
Polizei am 4.2.1982 allein in Seoul 11.679 
Menschen. Nordkorea fordert die sofortige 
Freilassung aller Regimegegner. Zum anderen 
hesu:ht Pjöngjang auf dem Ab1:ug der rund 
40.000 in Südkorea stationierten US-Solda­
ten und auf der AufkUndigung aller militäri­
scher Verträge. 
Bei solcher Verschiedenheit ist zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt auf Fomchritte nicht 1:U 
hoffen. 
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Indlen 

Zum 1.9.1.1982 hatten die acht indischen Ge­
werksd\afuzentralcn und mehrere Opposi­
tionsparteien die Indusniearbeiterschaft !u 
einem landesweiten Generalstreik aufgerufen. 
Vor und während des Streiks lieB die Regie­
rung I.ndira Gandhis 25.000 Personen verhaf­
ten. In mehreren Bundesstaaten eröffnete die 
Poli!eii dat: Feuer auf Streikende und tötete 
~indestms 10 Menschen_ 
Der Generalstreik wandte sich gegen das 
1981 erlassene "Geset! über die Aufrechter­
h.altung der öffentlichen Dienste", das Streiks 
in von der Regierung näher bezeichneten Un­
ternehmen verbietet. Außerdem war er gegen 
dat: 1980 verabschiedete "Nationale Sicher· 
heitsgc:set;r;" gerichtet, welches ohne Angabe 
von Gründen eine Vorbeugehaft ermöglicht. 
Desweiteren richtete sich der Genttabtreik 
geien die derzeitige Venchärfung der SOtia­
len Lage der unterprivilegierten Mehrheit, die 
sich U.a. in drasti,.;:hen S01:iaJkürzungcn und 
in einc:r InHation von 20% ausdrilckt. 
Diese so!iale Venchärfung ist direlr.te Folge 
der Kllpitulation der indischen Regieruni vor 
den B,cdingungen des Internationalen Wäh­
rungsfonds (IMF). Dieser hatte die Vergabe 
eines !i,8-Mrd-DoUar·Kredits an die Bedin­
gung lIeknüpft, I. Ghandi müsse die staatlich 
feSIge!;c:utcn Preisc ftir Elektritität, Kohle, 
Zement, Transporte und Kunstdünger frei· 
geben, die indirekten Steuern erhöhco, sowie 
jene Subventionen stre ichen b1:w. künen, 
welche: Nahrungsmittelpreisc stütun und die 
IOtia!C: Wohlfahrt und ArbeiUlosenunte"tüt­
zuni abdecken. Die Regierung Gandhi hat 
dieselll Druck durchg'.ingig nachgegeben_ 

Naher-Osten 

Nachdem am 20.1.1982 im UN-Sicherheitsrat 
ein SanktionsbesehluB gegen Israel wegen 
dessen Golan·Annexion (siehe_AlB 2/ 1982, 
S_ 4ff.) am Veto der USA geKheitert war, 
befaßte sich Anfang Februar dJ. eine Son· 
dertaglllli der UN-VoUvenammlung mit die· 
ser Fr.lge. Mit 86:21 Stimmen verabschiedete 
sie am 5.2.1982 eine EntKhlieBung, in der 
Israel 'Wegen seiner Weigerung verurteilt wiW, 
die v(,lkel'TCchtswicirige Annexion des syri· 
schen Golan rückgängig ;r;u machen. Weiter 
empfK:hlt die Resolution alIcn Staaten, die 
Bc;r;ieh,ungen 1:U Israel zu suspendieren und 
jede Hüstungshilfe !UJ den Aggressor eintu­
steUen. Die USA und die EG-Mehrheit, dar­
unter die Bundesrepublik, stimmten iegen 
die R.:solution; Ägypten übte Stimmenthal­
tung. 
Ende Januar dJ. endete auch die zweite Nah­
o5t-Vi~;ite des US-Außenministers Hai(, die 

auf eine Reaktivierung der festgefahrenen 
israelisch-igyptischen Autonomie~mandlun­
gcn über die Perspektive des paJästinensiKhen 
West jordan· und Gaz.bietes abzielte, ergeb­
niJ:105. Die ägyptische Regierung Mubarak 
fordert die Beteiligung der Palästinenser am 
VerhandluDgliprouß und einen paläuinen­
sichen "Verwaltungsn.t" mit echten Befug­
nissen. Die Regierung Bcgin möchte hingegen 
den 1,2 Mio Pa1JUtinenscm in den besettten 
Gebieten a.llenfalls die ~chte eines Gemein­
dc:parlamcnu :tugestehen. 
Bei seiner enten Al1lIlandsreise, die Prlisident 
Mubarak Anfang Februar dJ. nach Rom, 
ParU, Wa..shington und Bonn flihrte, warnte er 
davor, die Palästinenser weiterhin von Nah· 
ost·Verhandlungen au!lZuKhlie8cn. Von R. 
Reagan forderte e r - erfolglos - eine An· 
hebung der Militärhilfe für ÄiYPten von 1,3 
Mrd Dollar auf 1,7 Mrd Dollar (Summe für 
Ismel). In allen Hauptstädten venicherte H. 
Mubaralr., seine Regierung werde erst einmal 
am Camp.David-Separatpro1:eß festhalten. 

Ägypten 

Zur Jahreswende häuften sich die Anzeichen 
fiir KOTTCkturen von Sadats Politik. Einmal 
~rNchte Prlisident Mubarak mit der Oppo­
sition ins Gesprlich 1:U kommen, wofiir sich 
sein Spielraum nach dem Abzug der leuten 
israelischen Truppen von der Sinai-Halbinscl 
im April 1982 - entsprechend dem Camp. 
Davicl-Abkommen, dem Hauptkritikpunkt 
der Opposi tion - ~rgröBcm dilrfte. Zum an­
dem sind seit dem November letzten Jahres 
ungcflihr 100 pOlitische Gefarl&f:ne freigelas­
sen worden, darunter der Führer der Moslem­
brüder, Talmassani. 
I. Schukri, der Führer der im Parlament ver­
tretenen Sozialistischen Arbeiterpartei, hat 
Präsident Mubarak aufgefordert, 1:U einer Po­
litik der " Harmonisierung" mit der Opposi­
tion überzugehen, nachdem er den Vorschlag 
einer gemeinsamen Aktionsplanfonn aller 
Oppositionsparteien abgelehnt hatte. I. 
Schukri ist von H. Mubarak im übrigen gebe­
ten worden, als Venniuler zur Nationalpro­
grtssiven Unionislischen Sammlungsbcwe­
gung (RNPU) zu fungieren. Diese «igte sich 
jedoch bislag skeptisch reservien gegenüber 
einer lOlchen "Harmonis.ierung". Als hierfür 
notwendige Voraussetzungen sicht sie U.a.: 
die Rückkehr Ägyptens in die Reihen der ara­
bischen BefreiuDgllbcwqung; eine Politik der 
Nichtanlehnuni an die USA; die bevorzugte 
Stärkung des staatlichen Wirtschaftssektotsj 
die Aufhebuni der Aumahmegeset:te und die 
Freilalisung aller politischen Gefangenen_ 



Türtcel 

Im Jan"' .... dJ. wW"1l.c im Europaparlamcnl 
eine Resolution ~rabsehicdcl, die Freiheit 
für alle poliliK hen Gcf~nen in der Türkei, 
Iktäligungsfrcihcit für alle demokratbchen 
Organisationen fordert und die die hausse 
gegen 52 DISK-GewerltKhartcr verurteilt. 
Der ti1rlr.iKhc Militärstaatunwalt hat ange­
kUndigl, daß er die Todesstrafe bcantrag.:n 
werde. Trotz 70 seit dem Punch in der Haft 
durch Folter VCl1Itorbcncr \Iod .50.000 poli­
tischen ~fangcnen hatten die bundesdeut· 
$dien Europaparlamaltaricr Kai Uwc von 
Hassei (CDU) und Gerd Lemmcr ~i einem 
Be, ud! in der Türkei nichu Besseres 1:U tun, 
all zu erklären, die Resolution des Europä­
ischen PariamaltS habe 'kein Gewicht, da an 
der Abstimmung zu wenig Parlamentarier 
teilgenommen hätten. 

Süda~II(. 

Winnie Mandcla, die Frau dei AU! der K.Z­
Insel Robben bland inhaftierten Priisidcntcn 
dtl Afrikanischen Nalionalkongn:sscs von 
Südahika (ANC) Ncl50n Mandcla, wird für 
weiten: 5 Jahn: in der Verbannung \eben 
mUnen. 15 Jahre in die 47jlhrige schon ver· 
bannt, rechnet man die in Gefangniuen ver· 
brachte Zeit hinzu, hat sie in den leuten 20 
Jahren nur I1 Monale dil; eingeschränkten 
"Freiheiten" anderer nichtweißer Südafrika.· 
oer ,,genießen" können. 

Sie darf nachu ihren VerbannungSOrt Brand· 
forl (50 km nordwenlich von Bloemfonlein) 
und an Wochenenden auch ihr Haul nicht 
vcrwsen. Es ist ihr verboten zu schreiben, sie 
kann nie mehr a.b eine Person empfangen 
oder besuchen und sie wird ständig von der 
Polizei überwacht. Das Recht , zweimal mo­
natlich rur 45 Minuten ihren Mann zu be· 
suchen, kann sie wegen weiterer Einschrän· 
kungen nur selten wahrnehmen. Dieses Leben 
a.h "Unperson" teilt Winnie Mandela mit der· 
uit libc:r 100 weiteren Verbannten Südafri· 
k .. 

Namibia 

Der jl.ingste Drei·Phasen·Plan der westlichen 
Kontaktgruppe für die Lösung des Namibia· 
Konflikts ill bereits in seiner ersten Phase, 
die eine Einigung der Konmktparteien über 
vcrfassungspoUtische Richtlinien bis Ende 
Januar dJ. vorsah (vgl. AlB 2fl982, S. 
16.34), steckengeblieben. Am 25.1 . 1982 gab 

die SildwCltafrikanische Volksorganisation 
(SWAPO) den Westmächten bekannt, daß sie 
das von diel;en vorgeschlagene Wahlsystem rur 
die Verfusurllsgebende Venammlun( .ab. 
lehne, da e!1 geg.::n den Grundsatz "Ein Mann 
- Eine Sitimme" verstoße. Nach diesem 
System JOUte die eine Hälfte der Sitze nach 
deltl Din:ktwahlsystem vergeben werden, die 
andere Hälfte nach dem Verhältni$Wahlrccht. 
Südafrika, das seine Antwort bis zule~t hin· 
ausgezögen hatte, fiel es daraufhin leidII, am 
29.1. 1982 seine volle Zustimmung zu dem 
Rcgclungsangebot der Kontaktgruppe zu ver· 
kUnden. 

SUdan 

Trotz einer Wirtschafts· und Militärhilfe der 
USA von 215 Mio Dollar im Jahr 1981, trotz 
der Verlänllerung von Bankkn:diten ist der 
Sudan nicht der emoffte stabile Verbiindete 
geworden. Enonne Preiserhöhungcn für 
Grundnahmngsmittel, eingefrorene Löhne 
U.a.m. (BCI!Iingungen eines weiteren 220 Mio 
Dollar·Kredites des Internationalen Wäh· 
nmgsfonds) fühnen Anfang Januar dJ. zu 
aufllandt.artigen landeswciten Protellaktio· 
~n. 

Besonders im unterprivilegierten Süden des 
Landes, wo unlängst umfangreiche Ollil8Crun. 
gen gefunden wurden, nahmen die Auscin· 
ander!ICtzu~lgtn wegen der den Norden bevor· 
zugenden Wirtschafupolitik besondere 
Schärfe an. Die durch Auflösung du Regio­
naJparlamenu, seiner Regierung und die ge. 
plante ZefSJPlinerung in drei Teilrcgionen be· 
absichtigte Einschränkung der Autonomie. 
des Süden:l lieferten weiteren Ziindstoff. 
Wegen an(C'blicher Bildung einer autonomen 
Regieru", ..... urden 20 führende Politiker aus 
dem Slidsud.an festgenommen. 
IXn Widerstand in seiner eigenen Sozia· 
liflischen tInion Sudans (SSU) venuchte 
Präsident Mumeiri Mitte Januar dJ. ~ergeb· 
lich durch Rücktrittsdrohungen einzudäm· 
men. Anfang Februar dJ. feuerte er seinen 
"Kronpril1%cn" Vizcprätident Chalil aUI Par· 
tei· und R,:gierungsäm tc:rn und \'erfUgte die 
AußÖ$ung des Zentralkomitees Wld Polit· 
büros der SSU. 

Äthlopien 

Die Erfolge der ihriopischen Revolution wa· 
ten !K:hon immu für die weflliche Presse 
Anlaß genlll', diese mit Hilfe der Propapnda 
der eritreiKhen Sezessionisten zu verru5Chen. 
So berichtet die Eritreische Volksbefreiung5' 
front (EPLF). die größte der Separatisten· 
gruppen, von einer großen Offensive "mit so· 
wjeti5Cher, libyscher Wld $Üdjemenitischer 
Unterstül"z.u:og", Das äthiopische Staatsober· 
haupt Melllpstu Haile Mariam hätte ange· 
kUndigt , "elf werde die Rebellion in Eritrea 
je~t zerschmettern". (FAZ, 27.2. 1982) 
Richtig ist, daß Obeutleutnant Mengistu am 
25.1. 1982 iin AImara ein Programm zum ver· 
s!ärltten wirtschaftlichen Wiederaufbau Eri· 
treas verkÜll,det hat. Gleichzeitig wies er dar· 
auf hin, daß die Kampfhandlu~n und Sabo· 
tageakte d(:r Separatinen einer Weiterent· 
wicklung I~indigen Schaden zufügten. Ange. 
sichts de r 'weiteren eritreischen Ablehnung 
von Vemandlungcn uichocl sich eine neu· 
erliche militMiKhe Zuspitzung in der Provinz 
ob. 

Kurzinformationen 
Atrlka-BRD 

Rainer Offergeld, sozialdemokratischer Bun· 
desminilter fü r wirtschaftliche Zusammenar· 
beit, reiste Ende Januar dJ, durch die afrika· 
nisc:hen Länder Somalia, Kenia und Volks· 
republik Kongo. Der Minister sah sich vcran· 
laßt, die Möglichkeiten deutscher Entwic:k· 
lungshilfe zu erläutern, gehe es do<:h darum, 
"die Bloc:kfreiheit der 3. Welt zu 5tärkcn" 
(FAZ, 30.1.1982). BeiJpeilsweisc, so R. Of· 
fergeld weiter, müsse die BOMer Entwick· 
lungspolitik geg.::nüber der VR Kongo darauf 
abheben, sie aus "ihrer einseitigen Bindung 
an den Ostbloc:k" zu lösen. 
Daß l ich die Bundesregierung dabei nicht ab 
ein "humanitäres Unternehmen'· versteht, 
$leht außer Frage. So lehnt Bonn CI weiterhin 
ab, Staaten, die nicht zu den SO lirmsten 
Ländern der Dritten Welt gehören, eine nicht· 
rückzahlbare Kapitalhilfe zu gewlhrcn. 

WeltbankllMF - Kostarika 

Um 37', von 4,1 auf 2,6 Mrd Dollar, hat die 
Wel tbank im laufenden Haushaltsjahr ihre 
Kredite gekürzt. die zu Vorzug$konditioncn 
über ihre Filiale IDA vornehmlich an die 
lirmsten Entwicklungsländer (LLDCs) ausge· 
zahlt werden. Die Kiinungcn wurden not· 
wendig. nachdem die USA im Zeichen der 
Reagan'Jchen Sparpolitik ihre Weltbankein· 
zahlungen von ursprünglich geplanten 1,04 
Mrd auf 700 Mio Dollar zu~mcngc"richen 
hatten. Betroffen von den Weltbankkiinun· 
gen sind nun in erster Linie die klassischen 
Hungc:t1änder Sildasiens und die Länder des 
subsaharischen Afrika, die 43 bzw. 18' weni· 
ger Kredite emalten. Leicht angehoben wur· 
den demgegenüber die Wehbankkredite zu 
harten Marktkonditionen (13' Zinsen), für 
die Bank jedoch eher Geschäft denn "Ent· 
wic:kIWlgshilfe" . 
Die Weltbank-Schwester-Orgni5.1.tion Inter· 
nationaler Währungsfonds (IMF) versucht 
unterdeS!lcm mit KOSlarika ein weiteres Land 
der "Reaganomics" zu unterwerfen. Das mit 
54" Inflation, 4 Mrd Dollar Auslandsschul· 
den, ijber lcm. Arbeitslosigkeit und einer 
Währung5.1.bwertung von 4~ (gegenüber 
dem US·DoUu) 1981 kurz vordem ökonomi­
schen Bankrott SIehende mittelamerikanisc:he 
Land verf"ugI über nur wenig Spielra1,!m gegen· 
über dem Dikta1 des IMF. Selbst der konser­
wtive Präsident Rodrigo Carazo klagte in 
emcr Femschanspnc:he Mitte Januar dJ., 
von seiten des IMF sei "so grober Druck au .. 
geübt worden, daß man sich gezwungen .'lah, 
die IMF·Reprisentanten zum Verla.sscn der 
Republik aufzufordern". Eng bcgn:nzt sind 
folglich auch die Realisierungschanccn des 
von Luis Alberto Monge vertretenen Pro· 
gramms der "Rückkehr zum Land", das die 
~roduktion für den Export steigern, 
neue ArbeiLSpl.ätze schaffen und die Land· 
fluc:ht soppen will. L.A. Monge ging als Spit· 
zenkandidat der sozialdemokratisch orientier. 
ten Partei der Nationalen Befreiung (PLN) 
siegreich aus den Präsidentschafuwahlen am 
7.2.1981 hervor. 

Adressenindenlllgen 
bitte rechtzeftIg bei RedIldIon 

und Post bekanntgebenl 
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r 
EI Salvador Brot und/oder Waffen? 

In Ihm Autpbe Hr _ 1! ; :'O. lt. l~81 Iw die UI Ld 41"" .... ""'. 
Zc:ttKhrif1 N-'al'ac1u·Alttucn ~i_ AniMI lual 1 "lto'dfm. 
Sumdcnlohn oder lrotl" wr-ottcndicbt , U:I .. d · um Al ti 
itnpcrialbll.du:n Soliduit1W.om.itrl: IASKI olIiliic 
"8101 CUt F.I Sillndor -- Spmlkt rur dk ... dn Be 
CWII koaltoliienCD ~b~le l " (~' ort1a1i1 fÜl A\lfnot, 
5 .60) tdwf trllilinl wird. Die Kritik lIi.I~1 .Kh 111 
luQI, die A.'iK·Klmpa!IW wurde, mlrqm der Ab*" 
Büro da Bocnn fDR/I'MLN ·VcrtRt\lllC, a.I,bl als 
IIOCIdenr.IIlt 6ffmtlic:he: Kam~ durdl&eCiihn. 
OuVbrWUIf det ArtikdJdueihen (Fmt: .. Wahrlicb_· _ .. .... klnd.'" 

! Verhalten • • ASK."l fall IIoUII luf Ito" tclbtt DaIn jmr: 
801U1t1" FDRjf),IL. ... ·VenftlUßl,.w die er dcb bnuf eUte KIbM 

I 
&DI ::0. 1.1982 in rlneln Sdlmbcn kar: ..o .. ASK dieIC K,u:a . 
papw: in \'01Ina. ~i. mit ok.- BoancT FM /mll·Bi"O 
Flunet. und wir kren poko Wen cPnuf fe$UUS W IIn 
K.amP'1P'C keiM ASK-oA1C:mC. lOIldI:tn eine cQill!Ile 
6ffc.tüdw AktlCln in. .. 

tobn könnte el bei ckr Wied~rpLe d~ Ricllli(1;"'~UI~l.ii"~'~aJlM"n. 
Im,.: eil dem AaJriff auf die A.'iK·l!.1twn lIicbt q. 

VotuntUm clabrr, die iIIhn\.IIb und ~ 
IkwtJWII ~D VU"laknt liII4. Dmn an s!deha 
ASK·KampIpc oSte: Ed naazbc:lcdlLiprc ..bp:tp 
<JFDCf AbcruJ.ifiZICJ"UnINIUPNCb .,.:=-:Io.kl, -
dkrfnlllCQ der Befrri\lJlllbewelwli FDRl tldLN en 
je lnlc-re.e cln&!r md&fi.dlst breitm Soüdaritlt in 
blik liqt:n diIrlte . Oder WaNaI toIUl pI a Iod 
.\rtWDCIlralloa iQ ~j~.Aktudi 
.. Für die NA·RcdUtioft 1It a dwa vonlCUbu. A!K :m 
Gcpftuu au 11m lnIti.Uoml cIc. SIUDdeMlIua ·A i..Ein Snm-
oknlabn fUr &1 Sahad.,r"'; Entunterzektw.nnl Helm CoUw!uCJ, 
l,.ebol1l Urewiu, Dorothec Stille; d. Red.) eilr. and I Pl.lbhkum 

I ~ichen kann al. der W.tfenaufnd Ir"Z, .. WJI~ fUr EJ S31v. 
dor"; d . R.cd. ). (Gb~ wird ~it kci_ WOt"t auf je Probkm. 

! til ' !kot oder Wukn· ~) Dk Bc:dcutu dintt K..atn­
pt-pe·durt'te dc1IWb audllCbt FrlDIIdn. ""'JÜd"';~ den 'Wal· 

, fCA· oder dnI ·Sumdmlohft' .. ~ 
I ls tel cbhin ,atdlt, ob d~ NA.RNu.tlon dltse: 

ein A.'iK 10 ~Fipim !litte. wirt _ ihr zu~r iI> 
koemcn ". Aufrufl .,8rot fIir [I ~OI"" kllfftk 
rec.herthhrt worden. Wdcbn SWI: aber QPdlt es, 
ocIn WalfQ' t Q dlex:r FOnD cu tldleo. ab ~ n . 
WSKbJirfleslde A.I~crnamm F.~ t.11iIIm d~Jt 
At "Brot Nt EI SaI"Mlor" pro~ FFD d 
Bdrc:1unWWlpf in [I S,lvad.,r vin? Mimichlc 
.... lB. dPd e.lChon pr nicht. 
Oder um,d.ebrt: SoU aaD dlejeniFn. die alt 
ttaDd jQ EI SaI .... or zwar .,mpathUleren, pe:idI 
QDch !) ethUdl. lftotMenc Zwrifcl cqeDillef . 
Form (aha aud!. p:~ anaD Waftm-EOIIto) 
JIIftta, abdrelbc:t oder ae diaqualifizlem:&? WCIll 
went, du mltJFMLN ""kidlll Sollte IIIID 
.. IMame Plaufol1ll oder, da <fin Diebt medlbar 
"eh ~ Pbttformm ..nbletQ" WIll ..... 
ttt"OaIlIJIICD den !kf~,unpUmpf I:n siIUnOtkr W 
k.6llr.cnl Du ASK lu.l .. cl! ~f;alh • rtte­
Aktlonm p:waadl, CI IaIt .... ,_ eJFom Edl 

bob<o. 

Schue61j(h: 10 Jedem bewlfhltleD Ikfrelunpk;un 
din Phum p:bm, in denen möJIicherwmr dk S 
aIb~ iII ~'u bcfnitea Qebletcft au.t 
VonuuctzW!l fior dd: Sw,iliskrwla der KMIIpfr 
trtfliluuDc .. lUmpta wird, 111 car lOkhat Si 
P'b1l1or1ll , wie diE ein •• Brol-Aurn.b'·, .. 11ft 

~._ MN ." ......... ' " """"'" kt FMl.." 

w.,tiyaUOllar., 1-8. po .tiIdI-ftntqltdtco 0 k1' .aba weh .,bkt6. 
hlDlUnitirm, sm;d l1_ Sie ~idct A.IIhIIIrem wad AllzwdDcrn det 
bcwalrDCt~n IWnpfel der fDll ,rnU ..... p~ J'b,a, lIIId 
k<>mml dct ~lidicNn( der Bub der 8c:trd~eJUl'l 
IÜttkl IUIII le. 
Du ASK, dcum SfUeIal'ial du AlB ~biSrt, Dt eiftc lkiJ:Idab.. 
oqllWltion, die mnencfl.ltdlhbsle pol! titcbc und wclUnl(blulicbe 
5uthnuncen .-er<int ulld: zu ... uncaflJhren will, IU!I. ud tnuenr1 
ant iimpcrialli(iJch-<k1Dok.ralildle-r G~ Sotidarltl l Inll dea 
8chelufll1bcwqungea Mm». Atr\ku II.nd Laleia&a\eliku KU 

,!!xn. Zu lCin.cn "hllhcdem I'!"hören (:hriltfn ebenso wie Komm ll-­
onlen, UMnle ebeDIO Wie !'iozWdemokratcn. Seil ... lncr G rtlIt­
-!uni ,.m ~bi 191' ,Jinrm GruDdJlU emcr bn:'len Bllndll lli'oli tü 
\C1Prudll~I , bat du ASK miJ .iIIen Spm.dMuUionm (tel '" N 
QUk, SIldahib, AnFu. Su:\it.;., Zil'IIbab_, !'ii).uapa. Pali­
Ui.Da. dn " 'ettsaiwa IhW.) durduUI nidlil .. idu ruUIar" Spm­
dtnbcuqc ~"bfutll, wk da Gc:am~fkommen von 
5 ,1 Mio DM (SWId Ende 1981 ) &UJWcUl. 
Gewiß nMlml . ieb du bisberic< E,.ebnh der ctU tl.In1IdI m fme­
ler .. ~ "'"'1 nr EI SaJndM" (biJJan\lU 1982 W..-nI etwa 
I ~O.OOO DM c ........ nl ~e-r dm 2.4),110 UM der wwwn' 
~ a,er e~ Jahr JauIUldcD TAZ·Al.tioa ...... ·dfen fIlr [ S.aJn· 
da," YCIJIClduwriJc aodI betdlci4en aIIL Dmnodl""-cl k J, daß 
hin ein FWiua Spendcnpolenua.l warhanden in , du '" au. u· 
Mhüpfen pli. 
Es pbl folJlich keinm GruDd, 11'1 den Aznt~ IIWilmlHKn, 
!'ipmcScnCddcr fbf du KonIO "Brot fitr EJ SAlvackR-'· IJU JBObiJ.iIC.. 
n:Q .... pr d;ev .-\S.K·.-\kUottauRlClam. \'~1mdIl plt CI re-nde 
.. der aqc-nwit1ifC1l Slluatioa, .iear K.a=,..ae lDit "n..,- Itnfl 
lottz\lJWucll: !oi ich! zukut F&nl die ZMlbcY6Ike.Nn1 in den \'Oll 

da FMLN k.c lllrolIkrlt1l. Gebielm ricbttl tidr da von 11m' A 
finanzierte tmd p'lmkle Venr.ich1WlpfddzuJ der- JuntllNppt"n 
UIId ckr paramUitlrischen IucbiJti1dlm BaIIda:1. Dwdr. tyllnnw· 
schell 8olDkDl:aror, dllrCb die AawftMlIlDl der Taktik da \IfIUo 

.... Int. Enk wad dllldl M-u.l't YUtIJ TrI' ,.My w'" dJ IIKhI 
C\U" diE Lcbnupundlqr: der Bn6D",mafll ~ctnichtet , -.dcrD aada 
Ihre: ldclltir .... t_ mi\ der 8dreiUDpbcweJWII p:brodtm we.rdm.. 
Dic!ICQ Oprem zu helfen FbleleD IOrnit die Menschlichkeit und die 
polilil~bf Einaichl "~khnmaflt" . Wir mfen demaIb wdtetbin auf; 
Brgl r. EI SaIndoJ! SJWIIdot"t rur die _ ckr Bc~~ 
u.1:I"OUicne8 Geblel" ! 
Soadnl.o.to """. E~ W...ur. Ptd!oA J"~_ Koata Nr. 
!21 ~S-602, ~w ... t: , l.nM Nr E15ah-.6or" 




